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ist. In zahlreichen anderen Ländern kann freilich kaum
noch von akademischer Freiheit die Rede sein. Das gilt
selbst in einigen Ländern Europas für die sozial sensi-
blen Themen der Geistes- und Gesellschaftswissen-
schaften.

Es folgen zwei Beiträge, die grundlegende Bestandteile
und Begründungen von Wissenschaftsfreiheit an einem
sehr konkreten und speziellen Beispiel, dem Umgang
der ungarischen Regierung mit der von George Soros ge-
stifteten Central European University, schlaglichtartig
verdeutlichen. Shalini Randeria und Istvan Adorjan
sowie Armin von Bogdandy und Kanad Bagchi erläutern
sowohl die politischen als auch die rechtlichen Hinter-
gründe, die zur Vertreibung der Universität von Buda-
pest nach Wien geführt haben.

Zwei weitere Beiträge illustrieren an osteuropäischen
Ländern, wie Einschränkungen von Wissenschaftsfrei-
heit, die politisch schwierige Themen und damit vor
allem die Kultur- und Sozialwissenschaften betreffen,
aussehen können. In einer von Barbara Stollberg-Ri -
linger und Wilhelm Krull moderierten Podiumsdiskus-
sion geben Magdalena Waligorska und Tamas Miklos
Einblicke in die Situation in Polen und Ungarn. Einige
der Beispiele, etwa zum Verbot der Forschung zur pol-
nischen Beteiligung am Holocaust, zeigen eindrucks-
voll, wieweit inhaltliche Eingriffe in die Forschungs-
freiheit inzwischen vorangeschritten sind. Das Inter-
view mit Iryna Kashtalian aus Weißrussland konkreti-
siert solche Einschätzungen am eigenen Fall der Inter-
viewten und macht dabei insbesondere auch deutlich,
wie früh im Werdegang einer Wissenschaftlerin die
„Schere im Kopf“ beginnt – und was man durchstehen
muss, wenn man sich dieser Zensur und Selbstzensur
verweigert. 

Die weiteren Beiträge richten den Blick auf die Wissen-
schaftsfreiheit der in Deutschland tätigen Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler. Dem Academic Freedom
Index zufolge sind sie ja – wie auch die Kollegen und
Kolleginnen in anderen westeuropäischen Ländern oder
in Nordamerika - in einer beneidenswerten Lage. Das
trifft einerseits zu – andererseits gibt es auch hierzulan-
de Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit, die man
nicht so einfach als Petitessen und ‚Luxus-Wehweh-
chen‘ vom Tisch wischen sollte.

Wissenschaftsfreiheit ist als normatives Prinzip Kernbe-
standteil des Selbstverständnisses von Wissenschaft
und WissenschaftlerInnen. Sie verlangen der Gesell-
schaft ab, ihre Freiheit der Themenwahl, der Nutzung
unterschiedlicher theoretischer und methodischer Per-
spektiven sowie weiterer in Lehre und Forschung anfal-
lender Entscheidungen, etwa hinsichtlich der Publikati-
on von Lehr inhalten und Forschungsergebnissen, zu re-
spektieren. Außerwissenschaftlichen Akteuren – wie
Politikern, Kirchen, Unternehmen und der Öffentlich-
keit – werden also vor allem bestimmte Arten von Un-
terlassungen auferlegt: Sie sollen nicht so handeln, dass
intentional, aber auch unintendiert die Wissenschafts-
freiheit gefährdet oder eingeschränkt wird – obwohl
und weil es für jeden dieser Akteure immer wieder Ver-
suchungen gibt, aus der jeweiligen Interessenlage her-
aus z.B. die thematische Agenda wissenschaftlicher Dis-
ziplinen zu bestimmen oder politisch unerwünschte Er-
kenntnisse zu tabuisieren.

Wenn die Gesellschaft der Wissenschaft auf der einen
Seite solche großen Freiheiten zugesteht, setzt das auf
der anderen Seite ein hohes Maß an wissenschaftlicher
Verantwortung voraus. Das bedeutet zum einen, dass
Wissenschaft ihre Freiheit nicht dahingehend missbrau-
chen darf, dass wissenschaftliches Handeln mögliche ne-
gative Auswirkungen auf andere gesellschaftliche Belan-
ge ignoriert. Medizinische Versuche am Menschen sind
der vielleicht augenfälligste, aber keineswegs der einzige
Fall, an dem sich eine verantwortliche Handhabung von
Wissenschaftsfreiheit aufzeigen lässt. Zum anderen darf
sich Wissenschaft auch nicht gesellschaftlichen Erwar-
tungen verschließen, zu bestimmten Fragen verlässliche
Erkenntnisse zu erhalten, die z.B. politische Entschei-
dungen instruieren können. Freiheit und Verantwor-
tung: Die Gesellschaft gewährt Wissenschaft Freiheit,
wenn Wissenschaft die genannten Verantwortlichkeiten
akzeptiert. Hinter diesem ‚Tauschgeschäft‘ steht auf Sei-
ten der Gesellschaft die große Hoffnung auf ‚Output-Le-
gitimität‘, wie sie Wilhelm von Humboldt versprach:
Eine Wissenschaft, die gesellschaftlich größtmöglich ge-
währen gelassen wird, werde den größten gesellschaftli-
chen Nutzen erbringen. 

Schon in dieser sehr vereinfachten abstrakten Charak-
terisierung sind eingebaute Spannungsverhältnisse
unübersehbar. Sie geraten erst recht in den Blick, wenn
man sich konkrete Phänomene in gegenwärtigen Ge-
sellschaften vor Augen führt, wie wir es in diesem Spe-
cial Issue zur Wissenschaftsfreiheit schlaglichtartig tun
wollen. 

Der erste Beitrag von Katrin Kinzelbach und Lars Pelke
stellt den Academic Freedom Index vor, mit dem ein
his torischer und internationaler Vergleich des Zustands
der Wissenschaftsfreiheit zu einem bestimmten Zeit-
punkt im jeweiligen Land ermöglicht werden soll. Im
Vordergrund steht dabei das Spannungsverhältnis von
dem Grad an institutioneller Autonomie und individuel-
ler Forschungs- und Lehrfreiheit. Man gewinnt hier
zunächst einmal den Eindruck, dass es um die Wissen-
schaftsfreiheit heute in Deutschland sehr gut bestellt
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Zunächst machen Thomas Heberer und Anna L. Ahlers
darauf aufmerksam, dass in Deutschland arbeitende Wis-
senschaftler und Wissenschaftlerinnen dann, wenn sie für
ihre Forschung darauf angewiesen sind, Teile ihrer Arbeit
in anderen Ländern durchzuführen oder mit Kolleginnen
und Kollegen dort zu kooperieren, Restriktionen ausge-
setzt sind, die dort gelten – etwa in China. Was kann das
für die Auswahl und den Zuschnitt von Forschungsthe-
men – für Vorgehensweisen bei der Themenbearbeitung
– für die Publikation von Forschungsergebnissen bedeu-
ten? Wo und wann ist die Grenze des Hinzunehmenden
erreicht? Die gerne bemühte ‚klare Kante‘ gegenüber au-
toritären politischen Regimen hilft in der Wissenschafts-
außenpolitik – wie in der Außenpolitik generell – erkenn-
bar nicht weiter.

Mitchell Ash lenkt den Blick auf Diskurskontrollen,
denen Wissenschaft – in der Kommunikation von For-
schungsergebnissen wie in der Lehre – ausgesetzt sein
kann, weil bestimmte Herangehensweisen wie z.B. Tier-
versuche oder wissenschaftliche Erkenntnisse von ge-
sellschaftlichen Gruppen aus religiösen, weltanschauli-
chen oder politischen Gründen grundsätzlich abgelehnt
werden. Wie geht Wissenschaft – konkret: z.B. eine
Universitätsleitung – damit um? Ash macht weiterhin
darauf aufmerksam, dass es auch eine Art von Diskur-
skontrolle darstellt, wenn „new public management“
die kulturelle Hegemonie dergestalt erringt, dass nur
noch so über Fragen der „richtigen“ Betrachtung der
Organisation und Governance von Wissenschaft ge-
sprochen werden darf.

Uwe Schimank und Otto Hüther weisen darauf hin,
dass Wissenschaftsfreiheit auch eine finanzielle Seite
hat. Es gibt eine leicht daher gesagte Freiheit, für die
man sich ‚nichts kaufen‘ kann; und umgekehrt hat
wirkliche Wissenschaftsfreiheit eine ökonomische
Basis, die man nur in Sonntagsreden übergehen kann.
Wenn das so ist – und wenn diese Basis auch in einem
Land wie Deutschland immer prekärer geworden ist:
Ist es dann an der Zeit, eine Art ‚Grundsicherung‘ von
Forschungsfreiheit nicht bloß abstrakt zu postulieren,
sondern konkret zu beziffern und einklagbar zu ma-
chen – weil Forschung schließlich zu den Dienstaufga-
ben gehört?

Eva Buddeberg, Jochen Gläser, Christian Hof, Lara
Keuck, Robert Kretschmer und Fabian Schmidt geben
Einblicke in eine Einschränkung von Wissenschaftsfrei-
heit, die gerade im deutschen Wissenschaftssystem
lange Zeit überhaupt keine Beachtung fand, sondern ge-

radezu als ‚gottgegeben‘ angesehen wurde: dass erst
Professoren Wissenschaftsfreiheit zusteht. Zwar darf
man diese Sicht der Dinge seit zwanzig Jahren nicht
mehr offen artikulieren – doch wie steht es um die
tatsächliche Praxis, mit der der wissenschaftliche Nach-
wuchs allenthalben konfrontiert ist?

In der Zusammenschau vermitteln die Beiträge einen
Eindruck davon, wie facettenreich Wissenschaftsfreiheit
ist – und dass sie nicht nur, was keine Überraschung dar-
stellt, in nicht-demokratischen Gesellschaften bedroht
ist, sondern dass es auch in Demokratien einer steten
Wachsamkeit bedarf, damit Wissenschaftsfreiheit nicht
unter der Hand verloren geht. Die Sichtbarkeit der bru-
talen Eingriffe ist zweifellos eine ganz andere als bei den
klammheimlichen und oft gar nicht als solche beabsich-
tigten Einschränkungen. Doch im Effekt kann Letzteres
auf dasselbe hinauslaufen wie Ersteres.  

Obwohl die Digitalisierung schon viele Bereiche des Le-
bens (z.T. grundlegend) verändert hatte, waren die
Hochschulen dieser Entwicklung eher zögernd gefolgt.
In der Forschung wurden öffentlich zugängliche Daten-
banken für empirische Daten und für Literatur erst lang-
sam aufgebaut, weil sie dem traditionellen Verständnis
von Autorenrechten zunächst nicht entsprachen. In
Lehre und Studium gab es zwar schon lange Erfahrungen
mit dem Fernstudium und in neuerer Zeit mit den
MOOCS (Massive Open Online Courses), sie waren aber
zwiespältig und machten die vielfältigen Leistungen des
Präsenzstudiums für Sozialisationsprozesse und die Per-
sönlichkeitsbildung durch ihr Fehlen oder ihre starke
Einschränkung immer wieder sichtbar. In der Hochschul-
verwaltung blieb der Einsatz digitaler Mittel zunächst
noch sehr überschaubar. Erst mit der Covid 19-Pande-
mie und ihren Schutzmaßnahmen gab es zwangsläufig
einen (dann allerdings umfassenden und schnellen)
Schub, in denen viele Speicher- und Kommunikations-
prozesse digitalisiert wurden. (Ohne sie wäre berufliche
Tätigkeit im Homeoffice kaum denkbar gewesen). Damit
verschoben sich die Erwartungen an die Leistungen der
Hochschulen auf ihren unterschiedlichen Aktionsebe-
nen. René Krempkow, Markus Seyfried und Philipp Poh-
lenz sind in ihrem Beitrag Digitalisierung und andere
Herausforderungen für die Qualitätssicherung an Hoch-
schulen den Wirkungen (auch auf die Qualitätsleistun-
gen) nachgegangen und bieten einen informativen
Überblick.
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Einleitung

Zum 70. Jubiläum des deutschen Grundgesetzes und dem
darin enthaltenen Schutz der Wissenschaftsfreiheit (Arti-
kel 5.3) publizierte die Allianz der Wissenschaftsorganisa-
tionen 2019 „Zehn Thesen zur Wissenschaftsfreiheit“ (Al-
lianz der Wissenschaftsorganisationen 2019). Darin heißt
es unter anderem: „Institutionelle Autonomie und ver -
läss liche Finanzierung sind notwendige Voraussetzungen
für freie Wissenschaft.“ Mit dieser Hypothese unterstrei-
chen deutsche Wissenschaftsorganisationen eine Über-
zeugung, die sich auch in internationalen Normativdoku-
menten zum Thema Wissenschaftsfreiheit wiederfindet.
So verkündete die Generalversammlung der UNESCO (Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur) 1997 in Paris, dass die institutionelle
Autonomie eine „notwendige Voraussetzung“ für die
sachgerechte Ausübung wissenschaftlicher Aufgaben
durch Hochschullehrende sei (UNESCO 1997, §8).
Das Argument erscheint plausibel: Wenn Universitäten
gegenüber dem Staat und gegenüber Dritten autonom
sind, dann können die Universitäten für die einzelnen

Forschenden ein Umfeld von Freiheit der Forschung und
Lehre garantieren. Nach dieser Vorstellung ist Autono-
mie eine institutionelle Schranke, die die individuelle
Freiheit der Forschung und Lehre mit ermöglicht.
Gleichwohl ist auch das Gegenteil denkbar: Autonome
Universitäten können Entscheidungen treffen, die die
Freiheit von Forschenden, Lehrenden sowie Lernenden
einschränken. Vor solchen Einschränkungen wird zum
Beispiel im Zusammenhang mit Novellen der Hoch-
schulgesetzgebung gewarnt, die unter dem Deckmantel
der institutionellen Autonomie eine stärkere Ausrich-
tung der Universitäten an wettbewerblichen Prinzipien
und Managementverfahren vorantreiben (die Sorge
äußerten zum Beispiel kürzlich Professorinnen und Pro-
fessoren in Bayern, siehe Offener Brief 2020). Aus dieser
Perspektive betrachtet kann der Ausbau von institutio-
neller Autonomie (insbesondere bei nicht dauerhaft ge-

How necessary are autonomous universities? 
On the empirical relation of institutional and individual academic freedom

It is widely assumed that the protection of universities’ institutional autonomy enables the individual freedom to
research and teach. However, is it true? Does empirical evidence support the claim that institutional autonomy is
a "necessary precondition" for individual academic freedom? In this paper, we rely on the Academic Freedom
Index (AFI) to study this question with statistical means. The AFI offers the first globally comparable data set on
the de facto realization of academic freedom, it covers a long time series, and it allows us to empirically distin-
guish between institutional autonomy and individual academic freedom. Using econometric panel data models,
we find convincing evidence that higher institutional autonomy of universities is associated with higher individual
academic freedom. We also illustrate with nine country examples that institutional autonomy is not sufficient for
a high degree of individual freedom to research and teach. Nevertheless, the case studies provide further evi -
dence that the autonomy of universities is a key institutional precondition for individual scholars’ freedom.

Katrin Kinzelbach & Lars Pelke

Wie notwendig sind autonome 
Universitäten?

Zum empirischen Zusammenhang der 
institutionellen und individuellen 
Wissenschaftsfreiheit*

Lars PelkeKatrin Kinzelbach 

* Den zu diesem Beitrag gehörigen Supplementary Annex
finden Sie aus Platzgründen unter folgender DOI:
10.17605/OSF.IO/J7F5X oder auf unserer Verlagsseite
unter:www.universitaetsverlagwebler.de/forschung.
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sicherter Finanzierung, siehe These der Wissenschaftsal-
lianz) einschränkende Effekte auf die Freiheit der indivi-
duellen Forschung und Lehre haben.
Wieviel ist also dran an der weit verbreiteten Annahme,
dass der Schutz von institutioneller Autonomie auch die
Freiheit des oder der Einzelnen ermöglicht? Können wir
die empirische Annahme, dass institutionelle Autono-
mie eine „notwendige Voraussetzung“ für die individu-
elle Wissenschaftsfreiheit sei, mit Evidenz untermauern?
Unser Beitrag geht dieser Frage mit statistischen Mitteln
nach. Dafür nutzen wir den Index der Wissenschaftsfrei-

heit (Academic Freedom Index, kurz AFI) und seine Tei-
lindikatoren, die Teil des Varieties of Democracy-Daten-
satzes sind (Coppegde et al. 2022). Der AFI bietet den
ersten weltweit vergleichbaren Datensatz zur de facto-
Realisierung von Wissenschaftsfreiheit, der zudem eine
lange Zeitreihe umfasst und es uns erlaubt, empirisch
zwischen institutioneller Autonomie und individueller
Wissenschaftsfreiheit zu unterscheiden (siehe hierzu
Spannagel/Kinzelbach 2022). Die Daten basieren auf Ex-
perteneinschätzungen, welche mit Hilfe bayesianischer
Wahrscheinlichkeitsstatistik aggregiert werden (vgl. zur

Abb. 1: Zusammenhang zwischen institutioneller Autonomie der Universitäten und Freiheit der Forschung und Lehre
basierend auf Länderjahrbeobachtungen.

A) Weltweiter Mittelwert der institutionellen Autonomie, und der Freiheit der Forschung und Lehre 1900-2021; B) Zusammenhang von institutioneller Auto-
nomie und Freiheit der Forschung und Lehre, 1900-2021; C) 2021. Daten basierend auf Varieties of Democracy Datensatz, Version 12. Beide hier abgetragenen
Variablen basieren auf den sog. model estimates des V-Dem Measurement Models und enthalten daher auch negative Werte.
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Methodik und Datenerhebung Pemstein et al 2022;
Coppedge et al. 2020). Gleichzeitig adressiert das Ag-
gregationsverfahren Messunsicherheit und Messfehler
(mehr hierzu siehe Pemstein et al. 2022; McMann et al.
2022). Die so errechneten Punktschätzer geben den
wahrscheinlichsten Wert der jeweiligen latenten Varia-
ble wieder.1
Wie in Abb. 1 mit international vergleichenden Daten
zur institutionellen Autonomie und Freiheit der For-
schung und Lehre gezeigt werden kann, hängen beide
Dimensionen von Wissenschaftsfreiheit eng miteinander
zusammen. Abb. 1A und 1B geben einen klaren Hinweis
darauf, dass im Zeitraum von 1900 bis 2021 mit höherer
institutioneller Autonomie von Universitäten auch eine
stärkere individuelle Freiheit zu forschen und zu lehren
einhergeht.2
Ferner bestätigt die Regressionsgerade (schwarze Linie)
in Abb. 1B diesen ersten visuellen Befund zum histori-
schen Zusammenhang von institutioneller Autonomie
und individueller Lehr- und Forschungsfreiheit. In Abb.
1C ist der Zusammenhang für das Jahr 2021 abgetra-
gen. Auch diese Abbildung auf der Basis der jüngsten
empirischen Befunde für den Schutz der Wissenschafts-
freiheit im Laufe eines einzigen Jahres deutet daraufhin,
dass institutionelle Autonomie und Freiheit der For-
schung und Lehre eng miteinander zusammenhängen.
Jedoch erlaubt dieser erste deskriptive Blick auf die
Daten noch keine Schlussfolgerung darüber, wie stark
institutionelle Autonomie die Freiheit der Forschung
und Lehre beeinflusst, und ob tatsächlich eine kausale
Beziehung zwischen den beiden Phänomenen vorliegt.
So zeigt Abb. 1B, dass institutionelle Autonomie und
individuelle Wissenschaftsfreiheit zumindest kurzfristig
auseinanderklaffen können. In Spanien unter Diktator
Francisco Franco war von 1936 bis 1939 die Freiheit
der Forschung und Lehre gemäß der AFI-Daten besser
ausgeprägt als die institutionelle Autonomie der Hoch-
schulen, welche faktisch nicht mehr gegeben war. Aller-
dings war auch die individuelle Freiheit der Forschung
und Lehre vor dem Militärputsch von 1936 in Spanien
deutlich besser geschützt. Im Laufe des Zweiten Welt-
kriegs verloren spanische Forschende sukzessive die in-
dividuelle Freiheit zu forschen und zu lehren, und erst
nach Francos Tod 1975 kam es zu einer signifikanten Er-
weiterung von institutioneller Autonomie und der Frei-
heit von Forschung und Lehre. 
Um die kausalen Effekte zwischen institutioneller Auto-
nomie und der individuellen Freiheit der Forschung und
Lehre besser zu verstehen und statistisch zu schätzen,
nutzen wir die in Abb. 1A schon gezeigten Paneldaten
auf Länderjahrebene. So können wir datenbasiert zei-
gen, dass eine Zunahme von institutioneller Autonomie
tatsächlich einen statistisch signifikanten und positiven
Effekt auf die Freiheit von Forschung und Lehre hat.

Messung und Modellspezifikation
Das zu erklärende Phänomen ist die individuelle Freiheit
der Forschung und Lehre, welche durch den namentlich
gleichen Indikator aus dem V-Dem-Datensatz gemessen
wird. Die Expert:innen werden danach gefragt, in wel-
chen Maße Forschende frei sind ihre Forschung zu ent-

wickeln und umzusetzen sowie die Lehre ohne Einmi-
schung zu gestalten. Die Ex   pert:in nen antworten auf
einer fünfstufigen Skala von 0 (komplett eingeschränkt)
bis 4 (komplett frei). Die Antworten der einzelnen Ex-
pert:innen (im Mittel zehn Expert:innen pro Indikator
und Länderjahr) werden durch ein Messmodel aggre-
giert (vgl. Pemstein et al. 2022). 
Unser Haupterklärungsfaktor ist die institutionelle Auto-
nomie der Universitäten (aus V-Dem 12). Dieser Indika-
tor fragt danach, in welchem Ausmaß Universitäten ihre
institutionelle Autonomie in der Praxis ausüben. Die
Antwortskala reicht wiederum von 0 (keine Autonomie)
bis 4 (komplette Autonomie). Es wird nach den oben
beschriebenen Verfahren aggregiert. 
Für die Untersuchung nutzen wir Paneldatenmodelle
(Abkürzung: TWFE),3 welche gut etablierte ökonometri-
sche Verfahren sind, um kausale Effekte in Beobach-
tungsdaten zu isolieren, die mehrere Beobachtungen
(Jahre) pro Land aufweisen. Mit TWFE-Schätzern kön-
nen wir die Varianz innerhalb der Länder, nicht jedoch
die Varianz zwischen den Ländern erklären.4 Wir suchen
mit den nachfolgenden Modellen also nach Erklärungen,
wie die Varianz von institutioneller Autonomie inner-
halb eines Landes die Varianz der Freiheit von Forschung
und Lehre in demselben Land beeinflusst. Damit der
kausale Effekt von institutioneller Autonomie (unserer
erklärende Variable) auf die Freiheit der Forschung und
Lehre (die zu erklärende Variable) geschätzt werden
kann, nutzen wir die Vorjahreswerte der erklärenden Va-
riablen. Im ersten Schritt (Modell 1 und Modell 4) be-
ginnen wir damit, den Effekt von institutioneller Auto-
nomie auf die individuelle Freiheit der Forschung und
Lehre zu schätzen, ohne auf weitere Variablen zu kon-
trollieren. Da jedoch Kontrollvariablen eine Verzerrung
durch ausgelassene Faktoren5 adressieren, kontrollieren
wir in Modellen 2 und 5 jeweils auf folgende Faktoren:
Campus-Integrität6, Demokratiegrad, körperliche Unver-
sehrtheit7, Wirtschaftsleistung, und Bevölkerungsgröße.
In Modellen 3 und 6 kontrollieren wir jeweils statt auf
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1 Aus diesem Aggregationsverfahren entstehen für latente Konstrukte, wie
bspw. Wissenschaftsfreiheit und Demokratie, sog. Punktschätzer (der
wahrscheinlichste Wert) sowie Unsicherheitsintervalle, innerhalb derer es
statistisch sehr wahrscheinlich ist, dass das zu messende Konstrukt in die-
sem Intervall liegt. In den nachfolgenden Analysen verwenden wir die
Punktschätzer aus dem V-Dem-Datensatz.

2 Pearson’s Korrelationskoeffizient = 0.876.
3 OLS-Regressionsverfahren mit fixen Effekten für Länder und Jahre, um

auf zeitlich nicht-variable Länderunterschiede und globale Schocks zu
kontrollieren.

4 Da die vorliegenden Länderdaten für jedes Jahr, nicht aber für kürzere In-
tervalle erhoben werden, können wir die Varianz innerhalb eines Jahres
nicht überprüfen. Dies gilt demnach auch für kurzfristige Auswirkungen
eines drastischen Eingriffs in die institutionelle Autonomie, wie die
Schließung einer Universität oder die politisch erzwungene Neubesetzung
einer Hochschulleitung. Wie sich ein solches Ereignis auf die Freiheit der
Forschung und Lehre in den darauffolgenden Wochen und Monaten aus-
wirkt, können wir auf der Basis der Daten nicht nachvollziehen. Unsere
Untersuchung beruht auf der Annahme, dass die Auswirkungen eines sol-
chen Ereignisses längerfristig sind. Kurzfristige Effekte ohne längerfristige
Auswirkung halten wir für vernachlässigbar.

5 Der sogenannte ommited variable bias.
6 Die Präsenz von Organen der Staatssicherheit und die (digitale) Überwa-

chung sind Beispiele für die Einschränkung von Campus-Integrität.
7 Dieser Physical Integrity Index misst inwiefern Bürger vor Tötungen, Folter,

politischer Gefangenschaft, außergerichtlichen Erschießungen und Mas-
senmorden (durch die Regierung) geschützt sind. Höhere Werte bedeuten
dabei einen besseren Schutz vor diesen Verbrechen.
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das Demokratiemaß auf die vertikale, horizontale, und
diagonale Rechenschaftspflicht der Regierung sowie auf
das Maß an Präsidentialismus. Auf diese Art versuchen
wir solche Mechanismen abzubilden – und zu kontrollie-
ren –, durch die ein politisches System auf institutionelle
Autonomie und auf die Freiheit der Forschung und
Lehre wirkt.8
Ferner sind die einzelnen Länderjahrbeobachtungen
nicht unabhängig voneinander (sog. serielle Autokorre-
lation), d.h. der beobachtete Wert der abhängigen Va-
riable zum Zeitpunkt t wird zu einem großen Teil durch
den Vorjahreswert (t-1) vorhergesagt. Um diesem Pro-
blem zu begegnen, kontrollieren wir in den Modellen 4
bis 6 mit der zeitverzögerten abhängigen Variable auf
serielle Autokorrelation. Die Modelle 4 bis 6 zeigen
daher konventionelle Schätzungen des Effekts von insti-
tutioneller Autonomie auf die individuelle Wissen-
schaftsfreiheit, während die Modelle 1 bis 3 die Effekte
eher überschätzen.

Institutionelle Autonomie begünstigt 
individuelle Freiheit der Forschung und Lehre

Abb. 2 zeigt die standardisierten Effektschätzer von insti-
tutioneller Autonomie auf individuelle Freiheit der For-
schung und Lehre. Abb. 2 zeigt daher, wie der Zuwachs
von institutioneller Autonomie (um eine Standardabwei-
chung; SD = 1.42) mit Veränderungen individueller Frei-
heit von Forschung und Lehre assoziiert ist. Im oberen
Teil der Abbildung sind die Modelle ohne zeitverzögerte
abhängige Variable abgetragen. Im unteren Teil der Ab-
bildung kontrollieren wir auf diese zeitverzögerte abhän-
gige Variable. Diese Modellspezifikation setzt also in
Bezug, dass die Vorjahreswerte für die Freiheit der For-
schung und Lehre die Werte für das darauffolgende Jahr
zu einem großen Teil determinieren. Insgesamt zeigt sich
in unserer Untersuchung ein statistisch signifikanter und
positiver Effekt für alle Modelle außer Modell 6. 

8 Siehe Tab. A2 und A3 im Supplementary Annex für die Regressionstabellen.

Abb. 2: Effekt (standardisiert) von Institutioneller Autonomie auf Freiheit der Forschung und Lehre.
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Substantiell bedeutet dieser Befund, dass die Zunahme
von institutioneller Autonomie einen positiven kurzfristi-
gen Effekt auf die Freiheit der Forschung und Lehre hat.
Eine um eine Standardabweichung erhöhte institutionelle
Autonomie ist in Modell 2 mit einer um 0.98 Punkte er-
höhten individuellen Wissenschaftsfreiheit assoziiert,
während dieser Effekt in Modell 5 nur noch 0.05 Punkte
beträgt, sobald auf die zeitverzögerte abhängige Variable
kontrolliert wird. Daraus folgt, dass auch eine Einschrän-
kung der institutionellen Autonomie mit einer substanti-
ellen Abnahme der Freiheit der Forschung und Lehre ver-
knüpft ist. 
Abb. 3 zeigt die durch die Modelle geschätzten Werte für
die Freiheit der Forschung und Lehre. Es wird deutlich,
dass die Effektstärke in Modell 2 deutlicher ausgeprägt ist
als in Modell 4, welches auf die oben diskutierte serielle
Autokorrelation korrigiert. Nichtsdestoweniger zeigen
sich auch hier positive Effekte. 
Unsere empirischen Modelle lassen den Schluss zu, dass
die institutionelle Autonomie ein zentraler, hochschulspe-
zifischer Faktor ist, die eine von Übergriffen freie For-
schung und Lehre ermöglicht. Die Ergebnisse bedeuten
auch, dass zukünftige Einschränkungen der institutionel-
len Autonomie voraussichtlich auch mit einer
Schwächung der individuellen Freiheit von Forschung und
Lehre einhergehen würden. 
In weiteren Schritten (die im Supplementary Annex nach-
vollzogen werden können), haben wir ferner überprüft,
ob der Effekt von institutioneller Autonomie auf individu-

elle Wissenschaftsfreiheit tatsächlich kausal ist. Soge-
nannte Instrumentenvariablenregressionen zeigen einen
positiven, aber nicht durchgängig statistisch signifikanten
Effekt (vgl. Tab. A4 und A5 im Supplementary Annex).
Insgesamt bestätigt sich jedoch der Hauptbefund. Dieser
bedarf insofern weiterer Untersuchung, da verschiedene
institutionelle und hochschulspezifische Faktoren teils in
Zusammenhang, teils unabhängig voneinander, teils zeit-
lich nachrangig auf individuelle Wissenschaftsfreiheit wir-
ken (siehe auch Lyer/Saliba/Spannagel 2022, S. 177-193).
Diese Komplexität können wir in unseren statistischen
Regressionsmodellen nicht abbilden, sie kann besser in
Prozessbeobachtungen und Sequenzanalysen untersucht
werden. Um die Plausibilität unser Regressionsanalyse
dennoch zu überprüfen, haben wir mit denselben Model-
len untersucht, inwiefern die institutionelle Autonomie
von Hochschulen mit einer zweiten Variable, nämlich der
akademischen und kulturellen Ausdrucksfreiheit assoziiert
ist. Wenngleich die deskriptive Gegenüberstellung auch
hier einen Zusammenhang suggeriert, zeigen unsere Re-
gressionsmodelle, dass die institutionelle Autonomie
nicht systematisch mit einer höheren akademischen und
kulturellen Ausdrucksfähigkeit assoziiert ist (Tab. A6-A7
und Abb. A1-A3 im Supplementary Annex). Dies bestärkt
wiederum unseren Hauptbefund, da es plausibel er-
scheint, dass institutionelle Autonomie einen spezifischen
Effekt auf die individuelle Freiheit von Forschung und
Lehre nicht jedoch auf die allgemeinere Ausdrucksfreiheit
von Wissenschaftler:innen hat. Letztere wird in der 1915

Abb. 3: Geschätzte Werte für Freiheit der Forschung und Lehre, Modell 2 und Modell 4.
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publizierten, amerikanischen Declaration of Principles on
Academic Freedom and Academic Tenure als drittes Ele-
ment der individuellen Wissenschaftsfreiheit genannt
(„freedom of extramural utterance and action“, Dewey et
al. 1915, S. 292), die neben dem Staat auch Universitäten
zu achten haben; allerdings kommt die Institution Univer-
sität an ihre Grenzen, wenn die akademische Ausdrucks-
freiheit in polarisierten Gesellschaften oder in repressiven
Staaten unterminiert wird. Insofern leuchtet der empiri-
sche Befund unser Regressionsanalyse ein, nämlich dass
autonome Universitäten die individuelle Wissenschafts-
freiheit innerhalb der institutionellen Mauern besser
schützen können als außerhalb.

Institutionelle Autonomie im Zeitvergleich
und Länderkontext
Einschränkungen der institutionellen Autonomie sind
unseren Daten zufolge ein Phänomen, dass nicht aussch-
ließlich Autokratien betrifft, sondern solche Einschrän-
kungen sind in den letzten 20 Jahren zunehmend auch in
Demokratien zu beobachten, wie Abb. 4 zeigt. In dieser
Abbildung ist die Anzahl der Länder pro Jahr abgetragen,
die sich im Zehn-Jahresvergleich um mindestens eine
Standardabweichung in der institutionellen Autonomie
verschlechtert bzw. verbessert haben. Im Jahr 2021 hat
sich die institutionelle Autonomie in sechs demokrati-
schen Ländern (Mexiko, Polen, Brasilien, USA, Portugal,

Kanada) um mindestens eine Standardabweichung im
Vergleich zu 2012 verschlechtert – ein Allzeithoch für
Demokratien in unseren Daten von 1900-2021. 
Neben den Rückgängen zeigt Abb. 4 auch die Anzahl an
Ländern, die sich in einem Zehn-Jahreszeitraum um min-
destens eine Standardabweichung verbessert haben. Der
obere Teil zeigt deutlich, dass Verbesserungen der insti-
tutionellen Autonomie mit der sogenannten dritten De-
mokratisierungswelle zusammenfallen und mit Ende der
1980er Jahre an Fahrt aufnehmen. Mit Beginn der
2010er Jahre sehen wir, dass die Anzahl der Rückgänge
in Demokratien und Autokratien zunehmen und die Ver-
besserungen übersteigen. 
In Abb. 5 betrachten wir nun noch exemplarisch die
oben erwähnten sechs Länder im Zeitraum von 2011-
2021 in Bezug auf die institutionelle Autonomie von
Hochschulen und die Freiheit der Forschung und Lehre.
Abb. 5 zeigt, dass der Startzeitpunkt eines Rückgangs der
institutionellen Autonomie von Universitäten in den
sechs beobachteten o.g. Ländern zeitlich mit dem Beginn
des Rückgangs der Freiheit von Forschung und Lehre zu-
sammenfällt. Für alle Länder außer Kanada ist auffällig,
dass das Niveau der institutionellen Autonomie unter-
halb des Niveaus der Freiheit der Forschung und Lehre
liegt. Diese deskriptive Betrachtung für unsere ausge-
wählten Länder legt nahe, dass (anders als in unseren Re-
gressionsmodellen impliziert) die Einschränkung von in-
stitutioneller Autonomie und individueller Wissen-

Regimes of the World-Daten nach V-Dem
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Abb. 4: Anzahl der Verbesserungen und Rückgänge der institutionellen Autonomie von Hochschulen um eine Stan-
dardabweichung im Zehnjahresvergleich nach Regimetypen 
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schaftsfreiheit auch zeitlich parallel verlaufen kann. Hier
bedarf es weiterer Evidenz, bspw. durch Fallanalysen, die
mit Hilfe von Prozessanalysen Gesetzgebung und Reakti-
on auf diese detailliert analysieren.9
In den obigen Erläuterungen zu Abb. 1 sind wir mit dem
Verweis auf Spanien unter Diktator Franco bereits exem-
plarisch auf die Frage eingegangen, ob institutionelle Au-
tonomie und individuelle Wissenschaftsfreiheit notwen-
digerweise miteinander einhergehen. Mit drei aktuellen
Länderbeispielen diskutieren wir nun abschließend, in-
wiefern institutionelle Autonomie eine notwendige und
hinreichende Bedingung für individuelle Wissenschafts-
freiheit ist. Abb. 6 zeigt mit Dänemark, Norwegen und
Schweden drei Länder aus Nordeuropa, in denen die in-
stitutionelle Autonomie der Hochschulen systematisch
schlechter bewertet wird als die individuelle Wissen-
schaftsfreiheit (in Schweden ohne nennenswerte Vari-
anz). In Norwegen nimmt darüber hinaus die institutio-
nelle Autonomie der Hochschulen Ende der 2000er Jahre
ab, die Freiheit der Forschung und Lehre rangiert in unse-
rem Datensatz aber weiterhin auf hohem Niveau (für
eine detaillierte Fallstudie zu Norwegen siehe de
Boer/Maassen 2020). In Dänemark sehen wir hingegen,
dass mit der Abnahme der institutionellen Autonomie im
Zuge einer Hochschulrechtsnovelle 2003 (spezifisch dem
Abbau der akademischen Selbstverwaltung zugunsten
von zentralisiertem Management und Performanzstruk-
turen, siehe Carney 2007) auch die individuelle Wissen-
schaftsfreiheit abnimmt.

Schlusswort

In diesem Beitrag haben wir nach empirischen Bele-
gen für die weit verbreitete Annahme gesucht, dass
der Schutz der institutionellen Autonomie von Hoch-
schulen auch die Freiheit der einzelnen Forschenden
ermöglicht. Mit Hilfe von ökonometrischen Panelda-
tenmodellen haben wir überzeugende Evidenz dafür
gefunden, dass eine höhere institutionelle Autonomie
mit einer höheren individuellen Freiheit der Forschen-
den assoziiert ist. Gleichzeitig haben wir mit insge-
samt neun Länderbeispielen illustriert, dass die insti-
tutionelle Autonomie der Hochschulen keine hinrei-
chende Bedingung für eine hohe individuelle Wissen-
schaftsfreiheit ist. Auch die Fallbeispiele geben aller-
dings starke Hinweise darauf, dass die institutionelle
Autonomie ein zentraler, hochschulspezifischer Faktor
für den Schutz der individuellen Wissenschaftsfreiheit
ist.10 Wir haben daher allen Grund der Deutschen
Wissenschaftsallianz und der UNESCO zuzustimmen:
In autonomen Universitäten blüht auch die individuel-
le Freiheit von Forschung und Lehre.

Abb. 5: Zeitlicher Verlauf Institutionelle Autonomie von Hochschulen und Freiheit der Forschung und Lehre für sechs
ausgewählte Länder

9 Eine einschlägige Sammlung von Fallstudien zum Thema steht bei Lyer, Sa-
liba und Spannagel zur Verfügung (Lyer/Saliba/Spannagel 2022).

10 Diese vorläufige Schlussfolgerung könnte weiterführend mit Fuzzy-Sets und
einer QCA untersucht werden, damit akkurat zwischen hinreichenden und
notwendigen Bedingungen für die Freiheit von Forschung und Lehre diffe-
renziert wird.
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The threats and challenges to academic freedom all
over the world are formidable. They vary in form, in-
tensity, and continuity both in repressive and demo -
cractic political contexts. Yet all equally endanger
education, production of knowledge and search for
truth. There is an urgent need to address both the lo-
cally specific and the more general threats experi -
enced in many regions of the Global South, but equal-
ly in many countries of the Global North, especially
when these challenges go hand in hand with a more
overarching systemic erosion of liberal democracy as
in the United States currently. Without academic free-
dom, there is no democracy. And without active, criti-
cal discussion of these ideas, there is no freedom. To
defend, and advance, the cause of academic freedom
in the world, we need to strengthen our ties and keep
our conversation going with a view to elaborating
common visions and shared conceptual frameworks.

Moreover, we need to be aware of the fragile connec-
tions between academic freedom and its socio-histori-
cally specific preconditions more than ever today. As
scholars and academics we need to reflect on the
changing perception of rights and responsibilities that
we cherish but are also increasingly forced to defend.

Academic freedom is not only a relatively recent his -
torical achievement, but it has always been relative
rather than absolute, and thus open to challenges
from within and without. The Humboldtian ideal of
Lehrfreiheit, which emerged in the early decades of
the 19th century in Berlin, was limited to the narrowly
defined area of expertise of professors (Altbach 2009),
who could not use this prerogative for other purposes,
especially not for political interventions in the public
sphere, let alone express political dissent or critique
ex cathedra. Academic freedom, in other words, was

Istvan AdorjanShalini Randeria 

In spite of significant achievements in recent decades, academic freedom continues to be confronted with a wide
range of threats and challenges, which vary in form and intensity both in repressive and democratic contexts.
Given the centrality of academic freedom to any viable and robust liberal democracy, not only is it imperative that
we connect the erosion of the latter with overt forms of backlash against the former, but as scholars and aca -
demics, we also need to cultivate critical self-reflexivity vis-à-vis the very conditions that make the ideals and
prax is of such freedom possible. This article seeks to explore the tensions between the abstract philosophical ideal
of unconditional freedom to pursue truth within academia and the historically emergent, heteronomous logics of
bounded forms of actual academic freedom. Taking their cue from the politically motivated attacks against their
own institution, Central European University, the authors show how vulnerable the case for academic freedom is
and, more importantly, how its survival depends on the pragmatic instrumentalization of decidedly non-academic
forms of reasoning, as well as on a complex set of political, economic, and legal institutional frameworks. This
means that the protection of academic freedom today is necessarily ‘impure,’ in the sense that its advocates and
defenders must have tactical and strategic recourse to the languages of the state and of the market, of the politi-
cal and the economic realms. At the same time, however, we propose that we should also remain fundamentally
critical of these very languages and logics in the name of unconditional resistance and dissidence. 
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born as a rather minimalist and restricted variation on
the Kantian dictum of “argue as much as you want,
but obey.” This self-limiting, professionalized under-
standing of academic freedom re mained quite influen-
tial for at least another century — wit ness Max
Weber’s well-known theses in Wissenschaft als Beruf
and Politik als Beruf. 
Today, when the feminist slogan of “the personal is
polit ical” has long rendered even this Kantian distinc-
tion between public and private obsolete, we should
remind ourselves that the professionally nonrestricted
notion of academic freedom at large is a much more
recent his torical achievement. It was only in 1940 that
the American Association of University Professors ex-
tended the range of academic freedom to topics out -
side one’s direct area of professional/professorial ex-
pertise (Altbach 2009). Still, the limits of what could
and what could not be said, the boundaries between
relative freedom en joyed intra muros and the wider
social world remained in place, in tacit if not explicit
form. It was a Marxist economist, Paul Sweezy, who
ended up challenging, by dint of circumstance, this
dis tinction. In the famous Sweezy v. New Hampshire
(354 U.S. 234, 1957) case, the U.S. Supreme Court
ruled that “the essentiality of freedom in the commu-
nity of American universities is almost self-evident …
Teachers and students must always remain free to in-
quire, to study and to evaluate, to gain new maturity
and understanding; otherwise our civilization will
stag nate and die”. More importantly, one of the judg -
es, Justice Frankfurter wrote in his concurring opin ion
(citing a statement by South African scholars) that “It
is the busi ness of a university to provide that atmo -
sphere which is most conducive to speculation, exper -
iment and creation. It is an atmosphere in which there
prevail ‘the four essential freedoms’ of a university —
to determine for itself on academic grounds who may
teach, what may be taught, how it shall be taught,
and who may be admitted to study” (cited in Fuchs
1963, p. 443). 
Philosophically speaking, therefore, this radically con -
ceived freedom of (and within) the university should
in principle know no bounds. Twenty years ago, Jac-
ques Derrida published an essay precisely on the “uni-
versity without condition”, arguing for its “uncondi-
tional freedom to question and to assert, or even,
going still furt her, the right to say publicly all that is
required by re search, knowledge, and thought con -
cern ing the truth” (2002, p. 24). While he readily ac -
knowledged that such a university does not actually
exist, he went on to suggest that the university should
“remain an ultimate place of critical resistance… to all
the powers of dogmatic and unjust appropriation“,
such as the nation-state (and its “phantasm of indivisi-
ble sovereignty”), the economic power of capital, the
media, religion, the state. “The university should thus
also be the place in which noth ing is beyond question,
not even the current and determined figure of de-
mocracy, and not even the traditional idea of critique,
meaning theoretical critique” (2002, pp. 24-26). Der-
rida himself was perfectly aware of the enormous gulf
separating this idea(l) of the university as a realm of

absolute freedom and the actually existing “research
institutions that are in the service of economic goals
and interests of all sorts”. “[I]f this un conditionality, in
principle and de jure, makes for the invincible force of
the university, it has never been in effect. By reason of
this abstract and hyperbolic invinci bility, by reason of
its very impossibility, this un conditionality exposes as
well the weakness or the vulnerability of the universi-
ty. It exhibits its impotence, the fragility of its defen-
ses against all the powers that command it, besiege it,
and attempt to appropriate it. Because it is a stranger
to power, because it is heterogeneous to the principle
of power, the university is also without any power of
its own” (2002, pp. 27-28).
What, then, are we left with if we confront the seem -
ingly unsolvable paradox of the unconditional principle
of commitment to freedom and resistance, on one
hand, and the pragmatic realization that this very prin-
ciple is enmeshed in a dense, multi-layered institu -
tional-legal web? In short, how can we extricate at all
the notion of academic freedom from the logics of het -
eronomy and politico-economic dependencies?
The Central European University was itself the victim of
a well-known attack against the institutional and in-
tellectual foundations of academic freedom five years
ago, which forced it to relocate from Budapest to Vien-
na. This harrowing experience, combined with our
strong commitment to the democratic ideals of open
society, have been a continuous source of inspiration in
our fight for strengthening academic freedom through-
out the world. The case of CEU shows well both how
vulnerable the case for academic freedom is even today
and how much the latter depends on other,
nonacadem ic forms of reason(ing) even in Europe, its
much-vaunt ed ‘birthplace’. For let us recall that the Oc-
tober 2020 rul ing of the European Court of Justice
against Hungary (whose new law forced CEU to cease
all teaching for its US accredited degrees in Budapest)
may have been celebrated as a landmark victory for aca-
demic freedom. But the ECJ ruled against the so-called
lex CEU, in fact, primarily based on the Hungarian go-
vernment’s violation of World Trade Organization’s
rules (General Agreement on Trade in Servcies and the
freedom to establish and move services). Even when
the judgment mentioned academic freedom (within the
framework of the EU Charter of Fundamental Rights —
Art. 13, 14, 16), it was in the context of relating it to
the freedom to conduct a business too.
This should alert us to pay even greater attention to
the fundamental conditions of possibility for exer -
cising and guaranteeing academic freedom today. In-
sofar as academic freedom is constantly exposed to
the threat of polit i cal pressure (from the imprisonment
and persecution of academics and students, or the
closure of institutions to the banning of disciplines or
the deployment of admin istrative measures and legal
tactics by authoritarian gov ernments), the defense of
academic freedom shall inevitably also remain ‘im -
pure’ in a two-fold sense. For one, given the relative
absence of solid legal bases for the protection of aca-
demic freedom on an international level, we should
not shy away from having strategic and tactical re -
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and visible forms of encroachment on academic free-
dom, but they are far from the only ones. And we def -
initely need to be equally concerned about subtle
mechanisms of interference and conduits of power
(even when these appear to safeguard academic free-
dom itself), not to mention the still unforeseeable ef-
fects of rapidly evolving digital technologies. 

What we ultimately would like to signal by briefly
flagging these questions is the flip side of academic
freedom: the price (monetized or not) we all continue
to pay for the illusion of freedom in our scholastic uni-
verse, where the spirit of the utopia of unconditionali-
ty prevails, at least temporarily. Recognizing the de-
pendence of this sense of freedom on the context of
socio-historically specific structures, which may well
work against greater freedom for all, should not lead
to resignation or despair. As Theodor Adorno once
said in his lectures on history and freedom, “we need
to be aware that the idea of freedom… is itself an ab-
straction from the contexts in which we find our selves
… and in the absence of these contexts, freedom has
no meaning at all. Freedom can only ever be defined
in these contexts or, depending on circumstances, as
freedom from them” (2006, p. 178). As long as these
contexts – our social worlds – remain unfree (deter -
mined by forces and logics beyond our control), aca-
demic freedom can at best hope to achieve it self as an
abstraction. Nevertheless, through our ongoing battle
for genuine academic freedom in the spirit of uncondi-
tional dissidence in the face of the ever-given we
might transform the contexts too, contributing to the
advancement of more just and free societies. 
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course to political or economic logics. For an other and
more importantly, however, and this takes us back to
the twin imperatives of unconditional resistance and
dissidence advocated by Derrida, we should also re-
main critical of these logics, even when they ostensi -
bly serve the interests of the aca deme. In other words,
we need a great deal of self-reflexivity and (self-)criti-
cal questioning about the ways in which we define
and re-define our own freedom as scholars, in relation
to our immediate institutional universe, as well as to
the wider world.
We would like to raise some key issues and questions
that will no doubt stay with us for a long time as we
continue to grapple with the dilemmas posed by what
we have called impure conditions of possibility:

1. Not only is academic freedom historically emergent,
rather than constant and predetermined, but it is also
dependent on variable contexts. This essential un -
evenness of its historical trajectories and of its geopol -
itical and geoeconomic manifestations inevitable 
rai ses the question of its singularity and universality as
well. However, it is just as important for us to be wary
of the pitfalls of epistemic or moral relativism as infi -
nite regress, and reaffirm a commitment instead to at
least some kind of dynamic consensus about norma -
tive expectations and premises. 

2. On the level of practice within academic contexts, it
remains just as important to engage sensitive or
even seemingly antagonistic projects in dialogue or
dis pute. Lately, there has been much talk, for exam-
ple, about such controversial topics as the decolo-
nization of curricula or cancel culture, to mention
only two. It would be rather naïve and counterpro-
ductive to cast such debates solely in terms of pro-
gressive scholars vs. conservative/right wing back-
lash, when, in fact, many of these debates could also
limit academic freedom from within, at least as an
unintended side-effect.

3. We need to focus on the seismic changes affecting the
entire structure of academic markets, with the attend -
ant tensions between meritocratic advancement for
the few and the increasing pool of a reserve army of
precarious scholars (adjuncts, temporary workers, ‘in-
dependent’ scholars, doctoral and post-doctoral stu-
dents) outside the tenure system of the traditional re-
search university. Should academic freedom as a privi-
lege be limited to those still fortunate enough to se-
cure a tenured job at a university? 

4. And, of course, the political economy of knowledge
production cannot be reduced to the technical issues
of employment rates either. Even the best knowledge,
arrived at under the aegis of free academic pursuit of
one’s interests, can be easily instrumentalized. Sci -
ence, and by this we do not merely mean the natural
sciences, has all too often been enlisted in the service
of state and capital. The punitive measures (torture,
imprisonment etc.) authoritarian regimes take against
scholars and students may be just the most extreme
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rious facets of academic freedom and how it relates to
the structures of society which we inhabit. This explains
the title of our piece – “choices”. Most importantly, the
Court chose to address academic freedom as an aspect
of economic globalization. 

I. Introduction 

The rise of illiberal governments in Europe threatens li-
beral academics.1 The confrontation between Viktor
Orbán and the Central European University (CEU) – an
institution par excellence for progressive teaching and
scholarship – is emblematic. To support CEU, the EU
Commission mobilized and brought some of the Hunga-
rian measures to the Court of Justice of the European
Union (CJEU/Court). Its decision, rendered in October
2020, is likely to deeply shape academic freedom in Eu-
ropean society.2
At the outset, the decision needs to be celebrated. The
Court found in favor of the Commission on all the pleas.
Moreover, the Court developed a broad understanding
of academic freedom, including its organizational and
institutional aspects. It supports academic freedom as a
public good and one of the “pillars of democratic life”.3
While doing so, the Court made certain monumental
choices. Discussing these choices helps us appreciate va-

The threats and challenges to academic freedom all over the world are formidable. They vary in form, intensity,
and continuity both in repressive and democractic political contexts. Yet all equally endanger education, produc-
tion of knowledge and search for truth. There is an urgent need to address both the locally specific and the more
general threats experienced in many regions of the Global South, but equally in many countries of the Global
North, especially when these challenges go hand in hand with a more overarching systemic erosion of liberal de-
mocracy as in the United States currently. Without academic freedom, there is no democracy. And without active,
critical discussion of these ideas, there is no freedom. To defend, and advance, the cause of academic freedom in
the world, we need to strengthen our ties and keep our conversation going with a view to elaborating common
visions and shared conceptual frameworks. Moreover, we need to be aware of the fragile connections between
academic freedom and its socio-historically specific preconditions more than ever today. As scholars and acade-
mics we need to reflect on the changing perception of rights and responsibilities that we cherish but are also in-
creasingly forced to defend.

1 The attack on academic freedom is across the board. See for instance
Academic Freedom Monitoring Project (2021): Free to Think: Report of
the Scholars at Risk. https://www.scholarsatrisk.org/resources/free-to-
think-2021/; Concerns regarding academic freedom in India: Sundar, N.
(2018): Academic Freedom and India Universities. In: Economic and Po-
litical Week ly, 53 (24), pp. 48-57; In Brazil: Meyer, E. P. N./Bustamante,
T. (2021): Academic Freedom Under Attack in Brazil. https://verfassungs
blog.de/academic-freedom-under-attack-in-brazil/; In Turkey: Redlawsk,
D. P.  (2021): Academic Freedom Under Attack in Turkey: 2019 Presi-
dential Address, International Society of Political Psychology. In: Political
Psychology, 42 (6), pp. 901-921.

2 Case C-66/18 European Commission v. Hungary, EU:C:2020:792, judg-
ment of 06.10.2020.  

3 For this understanding, Report of the Special Rapporteur on the Promo -
tion and Protection of the Right to Freedom of Opinion and Expression
(28.07.2020), para 2. https://www.undocs.org/A/75/261
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This contribution is structured as follows. We begin
with some framing, setting out why the case is impor-
tant and how we approach the issue. Thereafter, we re-
flect on three core choices that the Commission and
the Court made. First, how to read the choice to take
as the lead case one where academic freedom is tied to
one rich man’s political vision? Second, what are we to
make of the choice to protect academic freedom as an
appendix to transnational economic integration? Final-
ly, do we agree with the choice to blur the lines bet-
ween academ ic freedom and political speech? None of
these ques tions beget any easy answers and we cer-
tainly do not look at them with a settled conception.
Yet we believe it is important to raise them, precisely
to understand what is at stake when we speak of the
freedom of liberal academics threatened by illiberal
politicians.

II. Some Framing 
At least three very different types of pressure on acade-
mic freedom exist today. First, there are democratic in-
structions pressure academics (via gradings, rankings
and conditioned funds) to produce more, better, more
visible academic insights, and to research what they
want to be researched. Second, there are standards of
ethics, which, especially in the life sciences, often much
constrain academic research, with the effect that such
research moves to other countries. Third, there is pres-
sure by governments against academia that they see as
part of the political opposition. 
It is the latter that concerns our intervention as it is the
one that troubles us most. Our approach is going to be
in the tradition of Geisteswissenschaft or as it is known
in the English speaking world, ‘interpretive social
science’. At its core, Geisteswissenschaft aims at ad-
vancing an understanding of the social world through
the interpretation of an authoritative text, such as a
decision of the CJEU, the European Union’s highest
court. This decision is not only an authoritative state-
ment of what the law is. On a deeper reading, seminal
decisions such as this one often reveal widely hold so-
cial understandings and political strategies of impor-
tant actors. Moreover, seminal judicial decisions often
rest on a most elaborate and discursive forms of text
production at the end of important social processes.
Our case itself is exemplary, in that the Court’s censure
against the Hungary follows years of public mobiliza -
tion, scathing expert reports4 and regular EU disappro-
bation. For all these reasons, Commission v. Hungary is
likely to frame future discus sions on academic freedom
in the European Union. It is the deep logic of the law,
as laid down by the Court in this case, that all partici-
pants in future struggles on academic freedom will
have to rely on.
The story of the case is well known. To recall briefly,
by an amendment to its higher education law, Hun-
gary in 2017 imposed two additional requirements on
foreign private universities to operate within the
country. First, it required these universities to have a
working campus offering educational services in the
state where they were accredited. Second, it required

that the Hungarian government and that of the
govern ment of the foreign accrediting state to have an
international agreement regarding the operations of
university in question. While the law was neutral on
the face of it, it was clearly targeted at the operations
of CEU. Indeed, the law came to be widely referred to
as ‘Lex CEU’ underscoring the singular motivation be-
hind the new set of rules. 
The Commission challenged ‘Lex CEU’ before the CJEU
as a violation of Hungary’s obligations under the Gen -
eral Agreement on Trade in Services (GATS) as well as
under EU law. It is important that it is the Commission
who took action. The case did not reach the CJEU the
usual way from a domestic court through the prelimi-
nary reference procedure, but through a deliberate
choice of the Commission to initiate an infringement
procedure against Hungary. This requires a political
decision by the college of the 27 commissioners. In
this sense, the procedure itself was a political state-
ment and a definitive acknowledgement of the stakes
that were in play. 
The significance of the case also comes from how it
was delivered. It was a Grand Chamber decision with
13 judges sitting together deciding against the Hun -
gar ian law. And the Court chose a symbolic date for
rendering the decision, 6th October 2020. As Renata
Uitz, professor of constitutional law at CEU, pointed
out, 6th October 1849 was the day when the Habs-
burg monarchy had hanged 13 Hungarian freedom
fighters, commemorated by Hungarians as the Martyrs
of Arad.5 That the Court chose this day to hand down
its decision speaks volumes regarding the visibility it
sought for the protection of academic freedom against
illiberal practices. 
One might question the importance of the decision for
its little immediate effect.6 Indeed, notwithstanding
the judgment, CEU has moved most of its operations
from Budapest to Vienna, ceding to the government’s
pressure. However, we think that this does not make
the decision of the Court moot. High profile research
activities by CEU continue in Budapest and the deci -
sion is likely to protect such departments. More funda-
mentally, the judicial pronouncement has huge impli-
cations for the protection of academic freedom in gen -
eral. In other words, the patient is not dead and we are
in a long play with implications that go far beyond the
case at hand. 
One is that EU institutions have mobilized for academic
freedom in a situation when domestic institutions were
floundering under the weight of an authoritarian leader.
Moreover, it is worth noting that the decision of the
Court and the political and legal stance of the Commis -
sion have been generally acclaimed throughout Europe.
This is relevant as many domestic actors are usually rath -

4 See Report of the European Commission for Democracy Through Law. Ve-
nice Commission, 11.08.2017.

5 Uitz, R. (2020): Finally: The CJEU Defends Academic Freedom. https://ver
fassungsblog.de/finally-the-cjeu-defends-academic-freedom/
(08.10.2020).

6 Nagy, C. I. (2021): Case C-66/18. In: American Journal of International
Law, 115 (4), pp. 700-706.  
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er reluctant to see the Union to move into the field of
protecting fundamental rights against domestic institu -
tions. Therefore, the case has strengthened the legiti-
macy of EU institutions in protecting fundamental rights
and liberal democracy. This is important as, when it
comes to truly defending rights, the present case shows
that transnational institutions might offer more protec-
tion than domestic ones. The Hungarian Constitutional
court played no role, but it was the institutions of the
European Union, especially the CJEU which stepped up
in its constitutional functions.

III. Academic Freedom as a Vehicle of One
Man’s Political Vision? 

Yet, the case raises a number of difficult questions.
For one, CEU is a private university operating with for-
eign capital, much of which comes from a person who
to say the least, remains highly controversial. George
Soros is known for stoking crisis, engaging in currency
speculation and gaining from it, all while causing huge
economic distress on the lives of many people. He is
after all known as the man who broke the Bank of
England for betting against the British Pound and
prof iting from it during the 1992 UK currency crisis.7
Moreover, Soros has leveraged his vast philanthropic
activities especially through his Open Society Founda-
tions to advocate for particular values. Historically,
CEU was instituted to act as bridge between Eastern
and Western Europe and in bringing the ethos of eco-
nomic reform and democratization to the former – a
project central to its founder.8 In this, one cannot eas -
ily disentangle the world views and ideological pur-
suits of the University from that of its principle bene-
factor, even if the latter does not exercise direct mate-
rial control over the everyday functions of the institu-
tion. CEU, which Soros established in 1991 is commit-
ted to “promoting the values of open society”9 – a
term which is not indeterminate, but stands for the
contentious political vision of its founder for
Hungary.10 Soros has regularly intervened in the public
sphere to defend CEU’s commitment to those values,
making the wall of separation between the two politi-
cally porous. CEU is thus a crucial stakeholder in Hun-
garian political debates. 
This is not to suggest that the politics of Viktor Orbán
and his attack against Soros and CEU is justified. But we
need to see that academic freedom has several facets.
Even when academic freedom is protected from political
interference and governmental attacks, the threats aris -
ing from private educational philanthropy and the way it
shapes the ethos of the institution and its involvement
in public debates remains a concern. Foreign private
cap ital mostly comes with strings attached and easily
casts a lasting shadow on higher educational institutions
in which they are invested. This makes claims of aca -
dem ic freedom sustained by foreign capital open to
attack and contestation. 
This issue goes far beyond university spaces. Latin
America for instance, attests to the complicated rela -
tionship between foreign money, human rights and
the rule of law. Progressive actors as well as Evangeli-

cal movements in the region rely heavily on foreign
funding. In education, politics, law and culture these
groups often perpetuate the political preferences of
their donors, whether that be on issues concerning
LGTBIQ+ rights, abortion law or Christian family val -
ues.11 Latin American academia or civil society orga-
nizations thus have to struggle not to become a battle
ground for the moral and political cleavages in the
Global North.
Is it then, still a good decision? Does the CJEU's de -
fense of academic freedom allows the decidedly politi-
cal project of one man to continue? Much depends on
strong internal safeguards of the academic institution
in question to protect the individual academic freedom
of its researchers, and we have no reason to doubt CEU
in that respect. To the contrary, CEU has displayed tre-
mendous resilience to outside influence testifying to
the idea that educational institutions should not be
monolithic entities and can acquire a life of their own,
beyond the limiting image of their founders. By sec -
uring a relatively safe space for academic research and
knowledge in a private institution, the cause of aca -
dem ic freedom in public institutions is also served.
Everyone benefits. Fair argument! Yet, this does not
fundamentally alter the nature of entanglement be -
tween foreign capital, political influence and academic
pursuits. It is important to think about the pursuit of
academic freedom and its institutional protection not
only against illiberal politics, but also against the pres-
sures of private benefactors. 

IV. Academic Freedom as an Appendix to
Transnational Economic Integration? 

Ever since international trade law expanded to include
services of higher education, there has been the con-
cern of its commodification and the instrumental pur-
suit of knowledge. For that reason, it is of high impor-
tance that the Commission and the Court built the case
on it. Even though the dispute was at its core a ques -
tion of academ ic freedom in European society, the
Commission framed it as a trade dispute before the
Court. It chose as its entry point the General Agreement
on Trade in Services (GATS), one of the three pillars of
the World Trade Organization of 1994. More concrete-
ly, the Commission challenged the Hungarian measures
for Hungary’s obligations under its GATS schedule and
especially its commitments to allow for national treat-
ment to foreign high er education services. The more in-

7 See Devansh, L. (2018): How Soros Broke the British Pound. In: The Eco-
nomics Review, 16.10.2018. https://theeconreview.com/2018/10/16/
how-soros-broke-the-british-pound/   

8 Guilhot, N. (2007): Reforming the World. George Soros, Global Capitalism
and the Philanthropic Management of the Social Sciences. In: Critical So-
ciology, 33 (3), pp. 447-477.

9 https://www.ceu.edu/about/our-mission
10 Soros, G. (2000): Open Society: Reforming Global Capitalism. New York:

Little Brown. 
11 Urueña, R. (2018): Reclaiming the Keys to the Kingdom (of the World).

Evangelicals and Human Rights in Latin America. In: Netherlands Year-
book of International Law, 49, pp. 176-203; Urueña, R. (2019): Evange-
licals at the Inter-American Court of Human Rights. In: American Journal
of International Law Unbound, 113, pp. 360-364.



73Fo 3+4/2022

A. von Bogdandy & K. Bagchi n European Choices on Protecting Academic FreedomFo

tuitive entry point would have been Art. 13 of the Char-
ter of Fundamental Rights of the European Union, i.e.
the EU fundamental right to academic freedom. Yet,
the Commission, and then the Court, predominantly re-
lied on the GATS, with the CFR making an appearance
only towards the end.12

This brings us to a larger concern, which critical legal
scholarship has long highlighted: the historical and
structural co-dependence of human rights and neolib -
eralism.13 The GATS, for many, represents the legal pin-
nacle of neoliberal orthodoxy.14 GATS has historically
had an important role in re-conceptualizing education as
a tradable commodity, with the fear of commodification
of education emerging as an important concern amidst
Doha round of negotiations in the early 2000s.15 In-
deed, today commodification is a real phenomenon.
Much academic research is instrumental in the competi-
tion between institutions and countries, market share,
brand visibility and endowment politics. It is realistic to
see academic freedom in that context. Private financial
interests play an important role in knowledge produc-
tion and consumption.  
In Commission v Hungary, the Court confirms the Com-
mission’s approach and furthers the impact of interna-
tional economic law within the European Union. It
declared illegal Hungarian law’s requirements because
they infringe freedom to provide educational services
under GATS. Those who think that the WTO goes too far
in entrenching a neo-liberal framework of social rela -
tions will criticize that the Court and the Commission
give it additional bite in the European legal order. One
might fear that academic freedom, though strengthened
against governmental interference, is knotted to the log -
ics of international trade. 
At the same time, we see two arguments that can de-
fend the Commission and the Court’s approach. First,
the institutional frameworks of international economic
order are more elaborate and more authoritative than
global institutions which are meant to protect human
rights. Accordingly, defending academic freedom as part
of the regime of international trade and services might
provide more powerful protection than framing it mainly
as a human rights issue. 
Second, and most remarkably, the case can be viewed as
aiming at bringing down the wall of separation be tween
two estranged siblings of human rights and international
economic law, now that they face a common danger of
illiberal politics. Human rights and the international eco-
nomic order represent two sides of one world view, both
are part of the post WWII international Western settle-
ment. In some sense, they were both cut out from the
same cloth of Roosevelt’s America. The decades that fol-
lowed the 1990s and the early 2000s marked their sepa-
ration, one the one side an ever more progressive human
rights agenda, on the other a decidedly market oriented
economic legal order. But then, both came under severe
challenge. That is true for illiberal forces as well as for 
forces from the left who perceive both international eco-
nomic law and human rights as chief components of an
“imperial global state in the making”.16

Perhaps then, the Commission and the Court are at-
tempting a meaningful reunification of the two regimes

which might alleviate some of the backlash. In the
Court’s decision, the transnational right to provide
academic services comes in the EU with all guarantees
of human rights, it does not subject them to any eco-
nomic logic. For that, it drew heavily from and incor-
porated an understanding of academic freedom as em-
phasized by human rights instruments and especially
that of the jurisprudence of the European Court of
Human Rights. The Court cited approvingly decision of
the ECtHR in Mustafa Erdoğan and Others v. Turkey,17

to note that: 
    “… academic freedom in research and in teaching

should guarantee freedom of expression and of ac-
tion, freedom to disseminate information and free-
dom to conduct research and to distribute knowledge
and truth without restriction, although it should be
made clear that that freedom is not restricted to aca-
demic or scientific research, but that it also extends to
academics’ freedom to express freely their views and
opinions.“18

This broad understanding of academic freedom is likely
to resonate with what arguably has become a “systemic”
concern in Hungary. As Tamas Dezso Ziegler has pointed
out, the limitation of academic freedom in Hungary goes
far beyond interferences meted out against CEU. In fact,
routine instances of pervasive interference in domestic
higher education institutions, whether that be through
dismissing academics without cause, portraying publicly
individual academics as the enemy of the people, dis-
mantling of the academy of sciences, or for that matter,
founding of new universities loyal to the government
(National University of Public Service, or the John von
Neumann University) have become part of the
“norm”.19 Any of such measures against public academic
institutions and their academics individually can now be
challenged with the combined authorities of the two Eu-
ropean courts. 
The structural nature of government assault on acade-
mic freedom was not lost on the Court. Quoting from

12 The discussion on the question regarding Charter rights and especially of
the violation of academic freedom only starts from para 208 of the judge-
ment. 

13 Linarelli, J./Salomon M. E./Sornarajah, M. (2018): The Misery of Interna-
tional Law: Confrontations with Injustice in the Global Economy. Oxford:
Oxford Academic. https://doi.org/10.1093/oso/9780198753957.001.
0001. Especially chapter 7 „Human Rights: Between the Radical and the
Subverted“.  

14 See Kelsey, J. (2008): Serving Whose Interests? The Political Economy of
Trade in Services Agreements. Routledge-Cavendish.

15 Scherrer, C. (2005): GATS: Long-Term Strategy for the Commodification
of Education. In: Review of International Political Economy, 2 (3), pp.
484-510.

16 Early on Chimni, B. S. (2004): International Institutions Today: An Impe-
rial Global State in the Making. In: European Journal of International
Law, 15 (1), pp. 1-37. 

17 ECtHR Judgement of 27 May 2014: Mustafa Erdoğan and Others v. Tur-
key. App. No 347/04 and 39779/04.

18 Case C-66/18: European Commission v. Hungary, para 225. 
19 Ziegler, T. D. (2019): It’s Not Just About CEU: Understanding the Syste-

mic Limitation of Academic Freedom in Hungary. In: Verfassungsblog,
26.03.2019. https://verfassungsblog.de/its-not-just-about-ceu-under
standing-the-systemic-limitation-of-academic-freedom-in-hungary/; see
also  TZiegler, T. D. (2019): Academic Freedom in the European Union –
Why the Single European Market is a Bad Reference Point. In: Max
Planck Institute for Comparative Public Law & International Law (MPIL)
Research Paper, 2019/03. https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?
abstract_id=3317406 
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various soft law instruments, the CJEU underscored the
positive obligation of Member States to protect higher
education institutions from threats to their auton -
omy.20 The Court was quick to highlight that academic
freedom is a right that cannot exist in isolation, but re-
quires an “institutional and organizational” infrastruc-
ture.21 Thus, state and administrative agencies are re-
quired to play an active part in securing an institutional
environment in which autonomy of research and
teach ing is adequately protected. 
In sum, the Court incorporated a very broad interpreta-
tion of human rights obligations concerning academic
freedom into the freedom to provide transnational
education services. This reflects a distinctive pragma-
tism. The commodification and transnationalization of
education is unlikely to disappear even if the heydays
of globalization may be over. And neither is the pres -
sure of illiberal politicians likely to dissipate. Academic
freedom in this context can better be protected by
plac ing international economic law and human rights
into a strategic alliance, a joining of forces in the new
ideological and geopolitical setting. 

V. Academic Freedom or Political Speech? 
This brings us to our last point. The Court extends the
contours of academic freedom to the freedom also “to
express freely their [academics] views and opinions”,
which goes beyond the domain of academic research
and knowledge dissemination. Thereby, the Court 
rais es a difficult question. Is there a line to be drawn
between academic freedom, on the one hand, and
free dom of speech, on the other, especially when aca-
demics and academic institutions intervene in conten-
tious political issues of the day? In other words, should
the freedom to express political opinions be part of
academic freedom? 
The CJEU seems to convey that both academic free-
dom and freedom of political opinion of academics are
one and the same and relies on the European Conven-
tion on Human Rights (ECHR) for this proposition. Ho-
wever, the ECHR contains no specific right to academ -
ic freedom. Under Art. 10 of the ECHR, freedom of ex-
pression is protected and the ECtHR has interpreted
that to include freedom of education and research.22

The EU Charter of Fundamental Rights, by contrast,
contains a separate right under Art. 13. 
We think that academic speech is categorically differ -
ent from other exercises of free speech insofar the
speaker, when speaking as an academic, implicitly
makes a specific epistemic claim. An academic speech
act suggests that it is based on academic research,
thorough knowledge of pertinent publications, appli-
cation of disciplinary methods and a meaningful re -
search question in the first place. The epistemic and
authoritative status comes not simply from the person
who expresses it, but from the academic nature of the
inquiry which such speech claims to communicate. An
academic speech act is expected to be based on more
than just an opinion. 
Consequently, this calls for critical reflection on what
is claimed to be a part of academic authority when

academics take positions on contentious political is -
sues. Of course, sometimes it is not easy to clearly dis -
tinguish opinion which falls within one's academic ex-
pertise and that which does not, especially when it
comes to legal issues. Neither is legal expertise nor
what is effectively the boundaries of legal research set
in stone, but often straddles in the intersection of eco-
nomic, political and social spheres. Yet, striving to-
wards that is particularly relevant today. In our deeply
divided societies, the risk is that any inconvenient aca-
demic statement is dismissed as just another partisan
opinion and disguised political speech. We have seen
this happen far too often in many important policy
fields in recent years. Therefore, protecting some aca-
demic authority and non-partisan knowledge are ever
more important. 
We believe that to protect academic freedom better,
we need to be careful about what we claim to be an
exercise of that freedom. This should help to support
public trust on which our specific social authority ulti-
mately rests. Hence, we should distinguish speech for
which we cannot claim academic authority. This does
not preclude us from taking part in public debates. In-
deed, on issues of public interest, academics should
speak, as all citizens, but as such, as citizens, not as
academics. 

20 Among the soft law instrument cited by the Court were (1) Recommen-
dation Concerning the Status of Higher-Education Teaching Personnel is-
sued by the United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-
tion (Unesco) on 1 November 1997 (2) Recommendation 1762 (2006)
titled „Academic Freedom and University Autonomy“ adopted by the
Parliamentary Assembly of the Council of Europe on 30 June 2006. 

21 Case C-66/18: European Commission v. Hungary, para 277.  
22 Uitz, R. (2021): Academic Freedom as a Human Right? Facing Up to the

Illiberal Challenge (Draft Article 9 February 2021). 
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Barbara Stollberg-Rilinger (BSR): Meine Damen und
Herren, wir haben jetzt schon sehr viel von Wissen-
schaftsfreiheit, von Freiheit im Allgemeinen, von Wis-
senschaftsfreiheit und ihrer Gefährdung gehört. Wir
gehen davon aus hierzulande, dass Wissenschaft Freiheit
voraussetzt, und zwar in zweierlei Hinsicht: sowohl indi-
viduelle Freiheit der Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler als auch – und das, denke ich, darf man nicht
vergessen – institutionelle Autonomie des Wissen-
schaftssystems, das heißt der Universitäten und der Wis-
senschaftseinrichtungen. Genauso facettenreich wie die
Wissenschaftsfreiheit selbst ist auch Ihre Gefährdung.
Und ich denke, es ist ein großes Spektrum gerade unter-
schiedlicher Gefährdungen. Wir sprechen hier und heute
sicher nicht von Ländern, in denen das Wort Wissen-
schaftsfreiheit ein Fremdwort ist und in denen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler riskieren, ins Gefäng-
nis geworfen zu werden, oder sogar ihr Leben riskieren.
Aber auch darüber hinaus gibt es ein breites Spektrum

von Gefährdungen. Zum einen offene Gefährdungen sei-
tens autokratischer Regimes, aber auch schleichende
Gefährdungen, Gefährdungen sozusagen von oben, aber
auch Gefährdungen von innen, aus der Gesellschaft,
aber auch aus dem Wissenschaftssystem selbst. Wie Sie
alle wissen, sind solche Gefährdungen der Wissen-
schaftsfreiheit im Moment auf dem Vormarsch. Sie ken-
nen vielleicht den Academic Freedom Index, auf dem –
und das ist natürlich die bestürzendste Erfahrung – auch
Länder, demokratische Länder, innerhalb der EU immer
weiter absinken, deren Wissenschaftsfreiheit zuneh-
mend gefährdet oder sogar schon vollständig vernichtet
ist. Ich denke, das ist am irritierendsten, am beunruhi-
gendsten. Und wie Sie alle wissen, ist innerhalb der EU
das Regime Viktor Orbáns sozusagen der Vorreiter in der
Gefährdung, wenn nicht gar Vernichtung wissenschaftli-
cher Freiheit. Aber auch in anderen Ländern, wie etwa
in Polen, gibt es beunruhigende Anzeichen dafür. Das ist
natürlich umso bestürzender, als gerade Polen, aber
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auch Ungarn in der großen Bewegung, die zur Auflösung
des sowjetischen Herrschaftssystems geführt hat, diese
beiden Länder eigentlich ganz besonders zentrale Rollen
gespielt haben. Umso bestürzender die Entwicklung in
der letzten Zeit. Darüber wollen wir heute diskutieren.
Wilhelm Krull und ich freuen uns sehr über unsere bei-
den Gäste aus Polen und aus Ungarn, die ich Ihnen ganz
kurz vorstellen möchte.
Zum einen Magdalena Waligórska, Kulturwissenschaft-
lerin aus Polen, seit kurzem zu unserer großen Freude
hier an der Humboldt-Universität in Berlin als For-
schungsgruppenleiterin am Institut für Europäische Eth-
nologie tätig. Sie hat englische Literatur, Europäische
Kulturgeschichte und Politische Soziologie studiert, und
zwar in Krakau, in Falun und in Florenz, wo sie promo-
viert worden ist am Europäischen Hochschulinstitut,
und zwar mit einer Arbeit, die bei Oxford University
Press erschienen ist mit dem Titel „Klezmer‘s Afterlife:
An Ethnography Of The Jewish Music Revival In Poland
and Germany“. Nach Stationen in Frankfurt (Oder) und
Berlin war sie an der Universität Bremen Juniorprofesso-
rin für die Geschichte und Kultur Ostmitteleuropas im
19. und 20. Jahrhundert. Dann war sie Fellow am Wis-
senschaftskolleg zu Berlin. Und dann ist sie an die Hum-
boldt-Universität berufen worden. Ihre Forschungs-
schwerpunkte, wie Sie schon am Titel dieser Dissertati-
on sehen, sind die jüdische Kultur in Osteuropa, aber
auch in Deutschland. Und vor allem in letzter Zeit die
Holocaustgedenkkultur, Erinnerungskultur in Polen und
Deutschland im Spannungsfeld von Tätern, Opfern und
Zuschauern. Und dazu hat sie eine Forschergruppe. 
Tamás Miklós ist Verleger und Professor für Philosophie
an der Eötvös-Loránd-Universität Budapest. Er hat auch
an der FU hier in Berlin schon gelehrt und ist ein ganz
wesentlicher Vermittler, Kulturvermittler zwischen Un-
garn und Deutschland. 1981 hat er eine Zeitschrift ge-
gründet, Medvetánc, die ein ganz wesentliches Forum
für die gesellschaftliche Reform in Ungarn war. Seit 1990
führt er den Atlantis Wissenschaftsverlag, ein ganz be-
deutender geisteswissenschaftlicher Verlag mit einem
großen, vielleicht dem größten geisteswissenschaftli-
chen Programm deutscher und französischer, vor allem
deutscher und französischer, aber auch anderer geistes-
wissenschaftlicher Klassiker, die ins Ungarische übersetzt
wurden. Für diese Vermittlungstätigkeit zwischen
Deutschland und Ungarn und auch für den Einsatz für
wissenschaftliche Freiheit ist Tamás Miklós mit vielen
bedeutenden Preisen geehrt worden. Ich nenne nur den
Preis für die Vermittlung der deutschen Literatur des
Frankfurter Literaturhauses, aber auch das Bundesver-
dienstkreuz. Er wurde unter anderem auch nominiert für
„exemplary courage in upholding the freedom to publish
and in enabling others to exercise their right to freedom
of expression“ für den Prix Voltaire der International
Pub lishers Association. Dafür war er nominiert. Zuletzt
ist auf Deutsch im Beck-Verlag von ihm erschienen „Der
kalte Dämon. Versuche zur Domestizierung des Wis-
sens“. Sie sehen also, beide haben besondere Bezüge
auch in ihrer eigenen Forschung zum Thema Freiheit der
Wissenschaft. Deswegen meine erste Frage an beide,
vielleicht zuerst an Magdalena Waligórska und dann an
Tamás Miklós: Was haben Sie selbst für persönliche Er-

fahrungen in Ihrem eigenen Forschungsgebiet und in
Ihrer eigenen Forschung mit Beeinträchtigungen der
Wissenschaftsfreiheit gemacht?

Magdalena Waligórska (MW): Also ich bin selbst in einer
sehr privilegierten Position, dass ich hier in Deutschland
forschen darf, ganz frei und ohne Beschränkungen, die
meine Kolleginnen und Kolleginnen in Polen haben, die
in diesem Feld arbeiten. Alles an Forschung in Polen,
was einen Schatten wirft auf das positive Selbstbild der
Nation, und Holocaustforschung, Antisemitismusfor-
schung gehört dazu, wird stark unterbunden. Sie haben
es wahrscheinlich in den letzten Jahren auch hier in den
Medien verfolgt: das berüchtigte Holocaust-Gesetz von
2018 in Polen, das eine Gefängnisstrafe von bis zu drei
Jahren vorsah für Menschen, die in der Öffentlichkeit
Polen die Mitverantwortung für Verbrechen Nazi-
deutschlands zuschreiben. Dieses Gesetz wurde nach
heftiger Kritik zurückgezogen. Die Idee aber unserer Re-
gierung, Wissenschaftler, die auf diesem Feld aktiv sind,
irgendwie zu bestrafen oder zu unterbinden, blieb. Und
im letzten Jahr hatten wir diesen Prozess in Polen gegen
zwei Holocausthistoriker*innen, Barbara Engelking und
Jan Grabowski, die in einem Zivilverfahren verklagt wor-
den sind für eine kurze Passage aus einem Buch, das sie
zusammen herausgebracht haben. 
Das Buch war eine Studie über die dritte Phase des Ho-
locausts in Polen, und da ging es auch um die polni-
sche Beteiligung an antijüdischer Gewalt im Holocaust
und auch direkt danach, nach dem Krieg. Auf der
Oberfläche erschien es als ein Zivilprozess. Die Kläge-
rin war eine 80-jährige Dame, eine Nichte eines der
Protagonisten aus dem Buch, der angeblich an einem
Judenmord teilgenommen hatte. Was aber dahinter
stand, war eine Organisation, die polnische Antidiffa-
mierungsliga heißt. Der Name ist ganz bewusst ähnlich
zu der jüdisch-amerikanischen Institution Anti-Defa-
mation League gewählt, die Antisemitismus bekämpft.
Diese polnische Organisation, aus staatlichen Geldern
finanziert, soll sogenannten Antipolonismus bekämp-
fen. Also diese Klägerin wurde finanziell und auch
rechtlich ganz stark unterstützt in diesem Prozess
gegen die zwei Historiker. Aber was noch dazu passiert
ist, war die Tatsache, dass eine andere staatlich finan-
zierte Institution in Polen, das Polnische Institut für
Nationales Gedenken – und das wäre ein Äquivalent
zur Gauck-Behörde oder Jahn-Behörde in Deutsch-
land – eine Task-Force von Historiker*innen ins Leben
gerufen hat, mit der Aufgabe, anklagefähige Fehler in
dieser Publikation zu finden. Und die zwei
Historiker*innen wurden angeklagt auf 100.000 polni-
sche Zloty Entschädigung und eine öffentliche Ent-
schuldigung. In der ersten Instanz im letzten Jahr wur-
den sie für schuldig befunden, schuldig einer Verleum-
dung, und zu einer Entschuldigung verurteilt. Vor ein
paar Monaten im Herbst 2021 hat ein Berufungsge-
richt das Urteil aufgehoben mit der Begründung, dass
das vorherige Urteil eine inakzeptable Verletzung der
Freiheit der Wissenschaften enthalte. Aber es ist noch
nicht vorbei. Die polnische Antidiffamierungsliga will
beim obersten Gerichtshof Berufung einlegen. Das ist
natürlich ein sehr sichtbarer Fall. Es gibt heftige Kritik
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auch im Ausland und in den Medien und viel Solida-
rität mit den beiden Historiker*innen. 
Aber es gibt auch andere Maßnahmen, die weniger sicht-
bar sind. Ich möchte sie nur kurz erwähnen. Im polni-
schen System ernennt der polnische Staatspräsident die
Full Professors. Und in den letzten Jahren hat Präsident
Duda das in ein paar Fällen verweigert, also er hat zum
Beispiel die Berufung von Professor Michał Bilewicz ver-
weigert, einem Sozialpsychologen, der einer der führen-
den Spezialisten für Antisemitismusforschung in Polen
ist. Aber er war nicht der einzige betroffene Professor. Es
gibt auch Einschränkungen für Gender Studies, insbeson-
dere LGTB Studies, die stark eingeschränkt sind. 
Was auch passiert, und das ist mein letzter Punkt: Wir
haben vorher über die Sprache gesprochen und Pflege der
Sprache. Was mich sehr besorgt, ist auch eine Verände-
rung auf einer diskursiven Ebene, wo die polnische Regie-
rung sich nicht als Gegner der wissenschaftlichen Freiheit
positioniert, sondern als Verteidigerin. Also sie verteidigt
die Freiheit der Wissenschaften vor Linksradikalen, vor
einer linksradikalen Mehrheit, die an polnischen Univer-
sitäten angesiedelt ist. Und wenn es zum Beispiel zu Vor-
fällen kommt, wo Universitäten gegen Professoren vorge-
hen, die antisemitische und homophobe Inhalte in ihren
Vorlesungen äußern, heißt das, dass das eine Verletzung
der Meinungsfreiheit sei, und die muss dann auch vor mi-
litanten Gruppen verteidigt werden, die manchmal auch
Vorlesungen von unpopulären, zu liberal vortragenden
Professoren stürmen und dann zum Beispiel skandieren:
„Wir sind für die Meinungsfreiheit!“ Diese Aneignung der
Sprache finde ich auch sehr gefährlich. 

(BSR): Und nun Tamás Miklós bitte.

Tamás Miklós (TM): Zunächst möchte ich Ihnen für
diese Einladung herzlich danken. Es ist mir eine große
Ehre, in diesem Kreis von Hedonisten sitzen zu dürfen.
Wir Hedonisten, wir machen, was uns Spaß macht,
und dafür werden wir bezahlt; die Bürger zahlen dafür.
Manchmal aber müssen wir für diesen Spaß auch selbst
zahlen. Aber bevor ich darauf antworte, wie ich als
Universitätslehrer und Wissenschaftsverleger die Lage
der Wissenschaft in Ungarn erfahre, muss ich auf die
bekannten Schwierigkeiten mit dem Wissenschaftsbe-
griff hinweisen. 
Was ist eigentlich Wissenschaft? Wo sind ihre Grenzen?
Die Antwort könnte von Ort zu Ort wie auch historisch
und philosophisch kaum unterschiedlicher sein. Was an
einem Ort in einer gewissen Zeit als Wissenschaft oder
als wissenschaftliche Methode gilt, können Menschen
an einem anderen Ort oder in einem anderen Zeitkon-
text absurd oder lächerlich finden, oder als Hexerei ab-
lehnen. Was eine Gruppe der Gelehrten wissenschaft-
lich für korrekt hält, kann eine andere Schule der Wis-
senschaftler auch zur gleichen Zeit und am selben Ort
als inakzeptabel ausgrenzen. Es ist also eine Frage der
Zeit, des Ortes, der kulturellen Tradition, der Schule,
der Macht, der Interessen und der erkenntnisphiloso-
phischen Überzeugungen wie man die Wissenschaften
und ihre Grenzen definiert und wer die Methoden und
die Grenzen der Wissenschaften bestimmt. Auch heute
und auch im „Westen” gibt es natürlich keinen Konsens

in diesem Bereich. (S. nur die unterschiedlichen wis-
senschaftstheoretischen Auffassungen aus den letzten
150 Jahren.)
Auch wenn wir die Frage nach der Definition der „Wis-
senschaft” und der „Freiheit” beiseitelassen würden,
scheint eine grenzenlose Freiheit der Wissenschaften
weder möglich noch wünschenswert zu sein. Diese ist
nicht möglich, weil menschliche Gesellschaften und ein-
zelne Gelehrte ihre spezifischen Wertvorstellungen und
Weltbilder haben, die den Horizont der Fragestellungen
und der Methoden bestimmen. Denken und handeln
wie ein Gott, über alle menschlichen Grenzen hinaus –
das kann bekanntlich nur der Teufel anbieten. Wün-
schenswert wäre eine grenzlose Freiheit natürlich nicht:
Am nächsten zu der absoluten Forschungsfreiheit – jen-
seits von menschlicher Würde – lagen die Menschenver-
suche von Auschwitz. (Man könnte natürlich auch Bei-
spiele aus dem Kreis der Kunst zitieren. S. z.B. Doktor
Frankenstein oder Rotwang in Fritz Langs Metropolis
und natürlich auch den Teufelspakt von Faustus.) Gesell-
schaften, die in Menschen mehr als eine Fleischmasse
sehen, wissen von den von Menschen oder von Göttern
bestimmten Grenzen. Die Tabus sind grundlegende
Komponenten jeder Zivilisation. Es ist für eine Kultur
charakteristisch, wo und welche Schranken die Neugier,
die Forschung und die öffentliche Verbreitung von Mei-
nungen begrenzen. (S. z.B. die Diskussion darüber von
Kant und Mendelssohn etc.)
Es stimmt nicht, dass Diktaturen wissenschaftsfeindlich,
während Demokratien wissenschaftsfreundlich sind. (S. die
Hinrichtung von Sokrates in Athen oder die selektive Wis-
senschaftsfreundlichkeit des NS-Regimes, der Sowjetuni-
on, des heutigen Chinas … Mao und Pol Pot sind eher
Ausnahmefälle.) Auch wenn Diktaturen gegen die freie
Kultur bzw. gegen die freien Geister auftreten und die
feine Textur der Kultur zu zerreißen versuchen, sind sie nur
selten generell wissenschaftsfeindlich. Autoritäre Regimes
und Demokratien fördern und unterdrücken unterschiedli-
che Arten von Forschungen – jeder nach seiner Façon.
Nicht nur Regierungen können aber „wissenschafts-
feindlich” sein. Auch „das Volk” findet die Forscher oft
verdächtig. Die Hexerei, die Zauberei, die Wissenschaft
haben in vielen Volkskreisen eine zweideutige Position:
Diese seltsamen Figuren sind anders als die Normalmen-
schen, sie haben ihre eigene Sprache und verwenden
Praktiken und Methoden, die für das Publikum schwer
zu verstehen und zu kontrollieren sind. Sie sind Grenz-
gänger. Man fürchtet sie, man tötet sie gelegentlich. Der
Wissenschaftskultus in Europa im 18.-19. Jhd. ist die
große Ausnahme. Auch heute gibt es keine allgemeine
Wissenschaftsfreundlichkeit im westlichen Publikum. (S.
Verschwörungstheorien, Impfgegner, Theorien über Bill
Gates und die Chips unter unserer Haut …)
Da die Wissenschaften wertgebunden sind, sind diese
von den konkreten historischen, gesellschaftlichen und
persönlichen Positionen nicht unabhängig. Sie sind in
gesellschaftlichen Kämpfen oft instrumentalisiert und
können selbst als Schlachtfelder der Kämpfe gelten. Die
eigentliche Frage ist nicht die Frage nach der Freiheit
der Wissenschaften, sondern die Frage danach, wer und
nach welchen Wertpräferenzen, Interessen oder Tradi-
tionen in einer konkreten Gesellschaft die Grenzen defi-
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niert und welche alternative Wissenschaftsauffassungen
existieren. Wenn wir also über den Schutz der Mei-
nungs- und Wissenschaftsfreiheit reden, sind wir natür-
lich auch für bestimmte Werte verpflichtet, die unsere
Freiheitsberichte bestimmen.
So gehören auch meine frommen Wunschvorstellungen
zu denen, die sich für die biblische Tradition von Re-
spekt der menschlichen Grenzen und für den aufkläreri-
schen Drang nach mehr Wissen wie auch für das Wissen
über die tödliche Gefahr dieses Dranges gleichzeitig ver-
pflichtet fühlen. Wir können so Rahmen benennen, die
wir gerne und unbedingt akzeptieren und welche nicht,
weil sie das freie Denken zu sehr gefährden: Wissen-
schaftliche Forschungen, Versuche, Publikationen wie
auch das Lehren und die Verwendungen der For-
schungsergebnisse sollten nicht gegen das menschliche
Leben, die Gesundheit und die Würde gerichtet sein
und sollten nicht die Welt des Lebendigen gefährden.
Die Wissenschaftler tragen eine Verantwortung auch
dafür, für wen sie arbeiten. Und natürlich auch dafür,
wann und worüber sie schweigen. Gleichzeitig sind in-
nerhalb dieser Schranken und der Finanzierbarkeit die
Freiheit aller Forschungen, Publikationen, Diskussionen
und Lehrtätigkeiten, internationaler Kooperationen
sowie ihre öffentlichen und privaten Förderungen wün-
schenswert. Es ist von den freien Gesellschaften zu er-
warten, dass sie die in einem anderen Land bedrohten
oder unterdrückten Wissenschaftler und Forschungsstät-
ten unterstützen und ihnen notfalls Zuflucht anbieten –
solange diese Forscher die erwähnten Schranken und
Voraussetzungen respektieren. 
Und jetzt über Ungarn, das ein gespaltenes Land ist. Es
gab schon immer sehr tiefe Spaltungen innerhalb der
ungarischen Gesellschaft, worüber man lange erzählen
könnte. Das möchte ich Ihnen ersparen. Aber diese
Spaltung kann man natürlich auch heute beobachten,
auch in den wissenschaftlichen Kreisen. Da es keine ein-
heitliche Wissenschaft gibt, kann man auch nicht sagen,
die Wissenschaft werde unterdrückt. Die unterschiedli-
chen Wissenschaftler haben einander widersprechende
Auffassungen von gesellschaftlichen Werten und haben
unterschiedliche Beziehungen zur Politik. Es gibt sogar
neue – von oben gegründete – Wissenschaftsinstitute,
bzw. sogenannte „Wissenschaftsinstitute“, die als Kon-
kurrenten gegenüber den traditionellen Wissen-
schaftsinstituten auftreten sollten. Auch wenn es ihre
Berufung ist, eine alternative, erwartungskonforme
Wahrheit herauszuarbeiten, scheint die Beziehung zwi-
schen Wissenschaft und Ungarn kompliziert zu sein. Es
ist traditionell so.
Ungarische Wissenschaftler haben im 19. und besonders
im 20. Jahrhundert große Leistungen erbracht. Man
muss hieran nicht ausführlich erinnern. Wir können ge-
rade in unserem Kreis Frau Katalin Karikó ehren. Wenn
man z.B. an die Atomforschung denkt: Im 20. Jahrhun-
dert waren dort ungarische wissenschaftliche Leistungen
maßgeblich. Oder in der Chemie, in der Medizin, in der
Mathematik wie auch in der Autoindustrie, in der Hub-
schrauberentwicklung usw. Wir können auch an die
Wissenschaftstheorie, an die Geistes- und Gesellschafts-
wissenschaften hinweisen, von Karl Mannheim bis Ar-
nold Hauser und Georg Lukács. Man könnte die eu-

ropäische Wissenschaftsgeschichte ohne ungarische
Wissenschaftler schwer erzählen. Es ist schmerzhaft,
dass so viele von ihnen auswandern mussten. Wir haben
mehr als 10 Nobelpreisträger, aber nur zwei von ihnen
lebten in Ungarn, als sie die Auszeichnung erhielten. Das
hängt damit zusammen, dass das ungarische Bürgertum
immer sehr schwach war. Im 20. Jahrhundert bis zum
letzten Jahrzehnt des Jahrhunderts gab es in Ungarn fast
nur autoritäre Herrscher/Regierungen. Bürger zu sein
bedeutete hier, keinen politischen Einfluss zu haben und
auch in der Wirtschaft hat seit dem Ersten Weltkrieg
immer die herrschende Politik die Oberhand gehabt.
Nur die Kultur bot den Menschen die einzige Möglich-
keit, sich als Bürger zu fühlen. Das ungarische Bürger-
tum ist also ein Bildungsbürgertum, ohne aber richtig
Bürger zu sein. Die Kultur war ein Ort der Zuflucht. Ein
provisorischer, denn auch die Vertreter der Kultur und
der Wissenschaft mussten oft auswandern oder flüch-
ten. Im Heimatland konnten sie selten dauerhafte sozia-
le Anerkennung erlangen oder sie wurden sogar ermor-
det. Das ist die langfristige Tragödie der ungarischen
Wissenschaften und unserer Gesellschaft. Einerseits gab
es bei uns ein sehr gutes Bildungssystem und eine sehr
starke innere Motivation talentierter Wissenschaftler.
Andererseits mussten sie gehen. Auch in den letzten
zwölf Jahren haben sehr viele – Hunderttausende, viel-
leicht eine Million – Leute, junge, ausgebildete Men-
schen und auch viele exzellente Wissenschaftler – Un-
garn verlassen. Dieser geistige Blutverlust wirkt langfri-
stig, auch wenn man das ganze Bildungssystem nicht fa-
chunkundig umformen würde. 
Wir können aber in unserem Land nicht über eine allge-
meine und offizielle Wissenschaftsfeindlichkeit reden.
Wo die Gefahr besteht, ist die administrative Kontrolle
der Wissenschaften durch das Machtinteresse. Dieses
Interesse versucht die Wissenschaften nicht auszuschal-
ten, sondern sie zu kontrollieren und die unerwünschten
Zentren und sogar bestimmte Sprachwendungen zu
„neutralisieren“, zu ersetzen. Wer die Sprache be-
herrscht, beherrscht bekanntlich die Gesellschaft. Es
gibt nicht nur neu geschaffene Institute, sondern auch
verbannte, geschlossene, zerstörte oder „reorganisierte“
Forschungsstätten. Es gibt auch Gelehrte, die von ihrem
Arbeitsplatz entfernt wurden. Und vor Jahren gab es lei-
der auch polizeiliche Maßnahmen. Sie haben mich nach
meinen persönlichen Erfahrungen gefragt. Es gab bei
uns – vielleicht erinnern Sie sich daran – 2011 und 2012
eine große Philosophenjagd. Die Philosophen waren da-
mals Staatsfeinde Nummer 1. Eineinhalb Jahre lang stan-
den wir unter polizeilicher Kontrolle und es gab vielfälti-
ge Untersuchungen. Die Polizisten saßen bei uns im Ar-
beitszimmer, sie haben alle Dokumente beschlagnahmt,
auch unsere kommentierte Gesamtausgabe von Platon.
Ich habe gesagt, es ist kein Problem, sie sollten die
Bände lesen, dann haben wir die beste Polizei der Welt,
dann habe ich nicht umsonst gelebt. Und sie lesen wahr-
scheinlich noch immer die klassischen Werke, denn wir
haben die Bücher noch nicht zurückerhalten. Zeigen Sie
mir bitte noch eine Polizei in der Welt, die Platon liest.
Aber das ist Vergangenheit, denn inzwischen gibt es
ganz andere Methoden und ganz andere Verfahren.
Warum waren zuerst Philosophen die Zielscheibe? Ende
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der 70er und in den 80er Jahren waren die Philosophen
fast die einzige gesellschaftliche Gruppe, die das damali-
ge sogenannte staatssozialistische Regime öffentlich kri-
tisiert hat. Und obwohl die Bevölkerung natürlich nicht
genau wusste, was die Philosophen eigentlich machen –
sie waren übrigens linke Denker –, hat sie aber bemerkt,
dass die Philosophen Mut hatten und etwas wagten.
Philosophen sind auch damals verfolgt worden, viele
von ihnen mussten das Land verlassen. Und das war be-
kannt. All dies hat dieser Gruppe der Philosophen ein
moralisches Prestige gebracht und sie haben das auch
nach der Wende behalten. Und dieses Prestige schien ab
2011 wahrscheinlich wieder gefährlich. Wissenschaftler
sind in der Tat oft gefährlich. Und ich anerkenne, dass es
so ist. Sie denken und reden zu frei, und die Wissen-
schaften tragen sowieso ein Risiko in sich. Die große
Frage ist nicht, ob Wissenschaften riskant sind, sie sind
hochriskant, sondern welches Risiko man akzeptiert und
welches nicht.

Wilhelm Krull (WK): Lassen Sie uns zunächst noch ein
wenig über Kräfte und Gegenkräfte reden. Also inner-
halb der Wissenschaft gehört ja Streit durchaus dazu. Es
wäre ja fatal, wenn man davon ausginge, dass wissen-
schaftliche Erkenntnisse sich per se ergeben. Eine ganz
wesentliche Voraussetzung in einer Demokratie ist aller-
dings die Garantie für die ergebnisoffene Suche nach
neuen Erkenntnissen. Und bei aller Unterschiedlichkeit,
auf die Frau Stollberg-Rilinger ja eingangs schon hinge-
wiesen hat, ist es doch in beiden Ländern so, dass es
Versuche der Politik gibt, in die inhaltliche Seite insbe-
sondere der Geistes- und Gesellschaftswissenschaften
einzugreifen. Also in Ungarn, dass keine Gender Studies
mehr als solche studiert werden können. Der polnische
Minister spricht gar von einer Polonisierung der Geistes-
wissenschaften. Gerade Ihre Fächer, Frau Waligórska,
Anthropologie, Ethnologie, werden jetzt unter Kultur
und Religion rubriziert. Also die Frage ist einfach: Was
passiert da gerade? Und wie weit hat das wiederum
Auswirkungen auch auf die Zivilgesellschaft? Gibt es die
Möglichkeit, auch neue Bündnisse zu schließen, die die-
sem Prozess entgegenwirken? Wie beurteilen Sie beide
das für Ihr jeweiliges Land?

MW: Die zivilgesellschaftlichen Kräfte in Polen sind
stark. Wir haben es in den letzten Jahren gesehen in den
Protesten für Frauenrechte zum Beispiel oder den Prote-
sten zur Verteidigung des Justizsystems. Das waren Mas-
senveranstaltungen. Die Proteste waren wirklich massiv.
Wenn wir aber über die Verteidigung der Wissenschafts-
freiheit sprechen, bringt das die Menschen nicht auf die
Straßen. Kontroversen und Einschränkungen schlagen
Wellen in unserem kleinen Keis, aber dass ein Professor
nicht berufen wird, das mobilisiert nicht solche großen
Kreise. Wenn man von den Gegenkräften spricht, also
die gesellschaftlichen Kreise, die die Regierung mobili-
siert, wenn man von den Angriffen spricht, also von den
Zwischenfällen, die an den Universitäten stattfinden,
sind das relativ kleine, enge Gruppen von rechten Natio-
nalisten, die dann zum Beispiel bei unbeliebten Profes-
soren stören oder zu Konferenzen auch auftauchen, um
zu stören. Das ist eine sehr kleine gesellschaftliche Grup-

pe. Aber was im rechtspopulistischen System passiert ...
Und hier würde ich mich von Ihrem relativierenden
Blick, Herr Miklós, ein bisschen distanzieren. Sie sagten,
dass Wissenschaftsfreiheit in demokratischen und illibe-
ralen Ländern auf ähnliche Weise beschränkt sei. Ich
würde sagen, das, was in rechtspopulistischen Ländern
wie Polen und Ungarn passiert und speziell ist, ist, dass
die akademische Elite als Gegner der Nation gesehen
wird, weil Populismus sich auf diese Dichotomie stützt,
diese Dichotomie zwischen dem Volk und der Elite. Also
das Volk ist gesund, gut und polnisch, und die Elite ist
korrumpiert. Das haben wir gesehen in der Kampagne
gegen die unabhängigen Richter in Polen. Die Richter
wurden als Berufsgruppe als korrumpiert bezeichnet,
etikettiert, und das war die Begründung dafür, dass sie
ausgewechselt werden sollten. Ähnlich ist es auch bei
der akademischen Elite. Die akademische Elite kann
zwar nicht ganz ausgewechselt werden, aber, wie Sie ge-
sagt haben, es können alternative Universitäten geschaf-
fen werden, alternative Institute, von Staatsgeldern fi-
nanzierte, die eine Art alternative akademische Elite
ausbildet. Und so wird die breite Gesellschaft gegen die
akademische Elite mobilisiert. Auch durch Staatsmedi-
en: Was wir in dem erwähnten Prozess gegen Grabowski
und Engelking gesehen haben. Wie die Staatsmedien
über den Prozess auf eine sehr feindliche Weise berich-
tet haben, das ist sehr besorgniserregend. 

TM: Ich glaube, es gibt keine Meinungsdifferenz zwi-
schen uns. Ich habe nicht gesagt, dass Wissenschaftsfrei-
heit in demokratischen und diktatorischen Ländern auf
ähnliche Weise beschränkt sei. Im Gegenteil: sie sind
nicht auf ähnliche Weise beschränkt. Die Grenzlinie liegt
aber nicht zwischen der Wissenschaftsfreundlichkeit der
demokratischen und der autokratischen Gesellschaften,
sondern in der Frage, wie und nach welchen Kriterien
die Schranken und die Freiheiten bestimmt werden (we-
sentlich ist nicht ob, sondern wie) und wer die populäre
Wissenschaftsfeindlichkeit instrumentalisiert. 
Herr Krull hat nach den gesellschaftlichen Reaktionen auf
den „Umbau“ bzw. auf die „neue Behandlung“ von Wis-
senschaftsinstituten und Wissenschaftlern gefragt. Ich
habe gesagt, dass die ungarische Gesellschaft seit Jahr-
hunderten eine gespaltene Gesellschaft ist. Auch wenn
es in Budapest bedeutende Demonstrationen mit der
CEU oder mit den Studenten der Schauspieluniversität
solidarisierten, gab es keine landesweite gesellschaftliche
Empörung. Der ganze Prozess verlief schleppend und
aufreibend. Die politische Kontrolle der Forschung ist für
das breite Publikum nicht auffallend und sieht nicht be-
drohlich oder wichtig aus. Ein Beispiel: Viele Forschungs-
institute, die nicht an eine Universität gebunden waren,
gehörten bisher zur Akademie der Wissenschaften. Sie
sind jetzt von der Akademie weggenommen und unter
eine staatliche Dachorganisation gestellt worden. Ich
habe bisher keine Berichte von Zensur gelesen und die
Wissenschaftler dürfen dort weiterarbeiten, forschen und
publizieren. Die Kontrollmöglichkeit ist aber natürlich
da, denn in den Kuratorien, die sich über Geld und For-
schungsrichtungen entscheiden, sitzen viele Regierungs-
leute. Nach den ersten Demos gab es keine Fortsetzung.
Auch die sog. Privatisierung der ungarischen Universitä-
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ten war ein heißes Thema in intellektuellen Kreisen. Es
wurden fast alle Universitäten bis auf zwei Ausnahmen
„privatisiert“ und gleichzeitig mit großer staatlichen
Geldförderung umgestaltet. Die Privatisierung bedeutet,
dass sie nicht mehr zur Gemeinschaft gehören, ihr Ver-
mögen ist ab jetzt Privateigentum. An der Spitze dieser
Universitäten stehen Kuratorien, und die Kuratoren
wählt die Regierung aus. Die Professoren dürfen weiter-
hin forschen, sie dürfen weiterhin publizieren. Die Kon-
trolle ist aber da. Die zukünftige Struktur und auch die
Personalpolitik der Universität hängt vom Kuratorium ab.
Die ersten Entlassungen sind bereits zu erfahren. Es gibt
noch einen Grund, warum die Empörung nicht so groß
war: Als die ersten Maßnahmen stattgefunden haben,
zum Beispiel die Entfernung der Central European Uni-
versity aus Budapest, haben Zehntausende von Studen-
ten und Sympathisanten protestiert, die Akademie und
die Universitäten aber schwiegen. Als dann das Lukács-
Archiv geschlossen wurde, hat die Akademie zuerst alles
bereitwillig mitgemacht. Die Akademie und die ungari-
schen Universitäten waren auch mit den Philosophen –
mit den eigenen Mitgliedern – nicht solidarisch. Und als
der Akademie die akademischen Institute weggenom-
men worden sind, haben sie wenig Solidarität mehr er-
halten. Freilich gab es noch immer Hunderte von Studen-
ten und Wissenschaftlern, die demonstriert haben. Es
gab aber nur Hunderte. Ungarn ist natürlich – wie alle
Länder – voller Komplexität und Widersprüche. In der
Bevölkerung gibt es sehr unterschiedliche Meinungen
darüber, was die kulturpolitischen Maßnahmen bedeu-
ten. Eine starke Zivilgesellschaft wie in Polen hat Ungarn
aber nicht. Und man erfährt es immer wieder, dass das
fehlt. Ich habe es erwähnt, dass ein selbstbewusstes un-
garisches Bürgertum sich nicht entwickeln konnte. Also
wir haben noch immer eine Art Bildungsbürgertum, aber
diese Bürger sind politisch schwach, sie sind wirtschaft-
lich nicht in der Lage, ihre Interessen zu vertreten. Sie
sind weder Besitzbürger noch eine politische Klasse:
Weder Bourgeois noch Citoyen. Sie sind im Kopf viel-
leicht zivil, aber sie haben keine Mittel, ihre Art Bürger-
lichkeit zu vertreten. 

WK: Haben wir vielleicht alle die Bedeutung unter-
schätzt von politischer Bildung bereits in den 1990er
Jahren? Also wenn ich so überlege, wie etwa Ágnes Hel-
ler das charakterisiert hat, wie sie die Entwicklung in
Ungarn sieht? Da sagt sie: Es gab zwei Systemwechsel,
der erste von der Diktatur zur liberalen Demokratie, die
aber nicht gefestigt war, und dann ging es hin zur Tyran-
nei, wie sie das Regime Orbán bezeichnet. Sie spricht
davon, dass es ist ihrer Meinung nach nicht gelungen
sei, aus der Befreiung von der sozialistischen Diktatur
Freiheit zu machen. Die Frage an Sie beide: Was muss da
eigentlich passieren, was müssen wir nochmal anders
konfigurieren oder anders durchdenken, um dahin zu
kommen, dass man vielleicht noch mal neue Hoffnungs-
horizonte aufmachen kann? Also ich meine, für Ungarn
waren wir vom The New Institute her beteiligt an Dis-
kussionen im Vorfeld der letzten Wahl. Wie könnte man
gegebenenfalls dann, da ja die Verfassung in vielen Be-
reichen vom System Orbán schon korrumpiert ist, über-
haupt wieder zurückkehren in den Kontext einer libera-

len Demokratie? Und was kann die Wissenschaft dazu
beitragen? Das ist, glaube ich, ein wichtiger Punkt. Was
können wir auch in puncto Bildung durch Wissenschaft
hier tun? Sie haben gerade gesagt, es gibt noch ein Bil-
dungsbürgertum, aber das ist ja für sich genommen ganz
offensichtlich in beiden Ländern zu schwach. Nicht zu-
fällig hat Herr Duda ja nach seiner Wiederwahl auch
seine Antrittsrede auf dem Lande gehalten, um demon-
strativ einen Gegenpol zu Warschau und Breslau zu bie-
ten. Also nochmal die Frage: Wo gibt es Dinge, an
denen man ansetzen kann? 

MW: Meinen Sie innerhalb des Landes? 

WK: Ja. 

MW: Ich glaube, das Problem, warum die öffentliche
Empörung nicht da ist oder diese Gegenkräfte relativ
schwach sind, ist, dass wir die Resultate dieser Unfrei-
heiten nicht unmittelbar sehen. Das sind längere Prozes-
se wie zum Beispiel die sinkende Qualität der Univer-
sitäten, Auswanderung von Wissenschaftlern, die Sie ge-
nannt haben, Brain Drain, und auch fehlende Kooperati-
on. Die Schäden, die jetzt entstehen, werden wahr-
scheinlich noch Jahrzehnte anhalten, aber sie sind nicht
sofort bemerkbar, wie zum Beispiel wenn man am Justiz-
system etwas manipuliert. Die politische Bildung ist un-
heimlich wichtig natürlich und ich glaube auch die Soli-
darität, unsere Solidarität, die Solidarität der Wissen-
schaftler innerhalb des Landes, aber auch europaweit,
dass wir auch hier reagieren, wenn sowas passiert, wenn
unsere Kollegen in Osteuropa betroffen sind. Offene
Briefe, Unterstützungsbriefe, auch Kommentare in sozia-
len Medien, die helfen sehr viel. Und das haben wir bei
dem Prozess jetzt in Polen gesehen: Danach in zweiter
Instanz haben es auch die Richter gesehen, dass es sich
hier nicht um einen normalen Zivilprozess handelt, son-
dern um eine Einschränkung der wissenschaftlichen
Freiheit. Also wir können selbst als Community viel be-
wirken, indem wir einfach wachsam bleiben und den
Leuten eine Sichtbarkeit geben. Und jetzt nicht nur bei
berühmten Professoren wie Jan Grabowski und Barbara
Engelking, die internationale Berühmtheiten sind, son-
dern auch, wenn es einen Doktoranden betrifft, der
seine Arbeit nicht schreiben oder publizieren darf, dass
wir das auch sehen und mit Solidarität reagieren. Und
ich glaube, das kann sehr viel bewirken. 

TM: Die ungarische Kultur- und Wissenschaftspolitik
sollte man als eine Einheit auffassen. Die einzelnen Ge-
schichten gehören zu einem starken System. Ich kann
mir nicht vorstellen, dass außerhalb von Budapest Mas-
sen aufmarschieren werden, die sich mit den Wissen-
schaftlern solidarisieren möchten. Große Bevölkerungs-
schichten sind uninteressiert gegenüber den Wissen-
schaften – auch wenn dieser Klub der Wissenschaftler
sehr viel für die Gesellschaft leistet. Dieser Klub gehört
aber zu einer internationalen Zunft und es ist lebens-
wichtig, dass die internationalen Kreise der Wissen-
schaftler einander ganz direkt unterstützen. Also nicht
nur in Worten, auch wenn moralische Unterstützung –
wie Solidarität, Auszeichnungen, Mitgliedschaften usw.
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– viel wert sein kann. Sie helfen Forschungsprojekten,
Menschen, bieten Stipendien an usw. Was aber noch
wichtiger ist, ist die permanente organisierte und insti-
tutionalisierte Zusammenarbeit mit den einzelnen wis-
senschaftlichen Einrichtungen. Also keine allgemeinen
Riesenprojekte bitte, sondern ganz konkrete, ganz di-
rekte Kooperationen mit Leuten, die in der Tat oft ohne
Mittel oder unter sehr schwierigen Bedingungen trotz
allem weiterarbeiten. Diese Leute und Werkstätten
gehören zum Weltklub der Forscher und brauchen tat-
kräftige Partnerschaften. Und dieser Klub hat eine Ver-
antwortung – nicht nur füreinander, sondern auch für
unsere Gesellschaften. Die Staaten unterstützen einige
Wissenschaftler, andere nicht, einige Forschungsprojek-
te schon, andere nicht – die Geisteswissenschaften z.B.
nicht so gern und oft selektiv, nach bestimmten Werten.
Und deshalb ist es sehr wichtig, dass die wissenschaftli-
chen Akademien, Gesellschaften, Universitäten, For-
schungsinstitutionen und Werkstätten einander direkt,
nicht durch große Regierungsprojekte, sondern ganz ef-
fektiv und personen- und projektgebunden, langfristig
und institutionalisiert unterstützen und mit diesen Krei-
sen kooperieren.

BSR: Ich denke, das ist ein angemessenes Schlusswort,
weil es auch ein ganz konkreter Appell an Sie alle, an
alle Akademiemitglieder ist, genau diese individuelle
Unterstützung zu leisten, und etwas, das Sie also mit
nach Hause nehmen können von dieser Diskussion. Ich
danke ganz herzlich Magdalena Waligórska und Tamás
Miklós für ihr Kommen und wünsche Ihnen allen noch
eine gutes Wochenende. 

n Barbara Stollberg-Rilinger, Prof. Dr., Professo-
rin für die Geschichte der Frühen Neuzeit, Rek-
torin des Wissenschaftskollegs zu Berlin, Mit-
glied der BBAW,
E-Mail: bstr@wiko-berlin.de
n Wilhelm Krull, Dr., Gründungsdirektor THE
NEW INSTITUTE, Hamburg, 
E-Mail: wilhelm.krull@thenew.institute
n Magdalena Waligórska, Ph.D., Forschungs-
gruppenleiterin am CARMAH Center for Anthro-
pological Research of Museums and Heritage,
Humboldt-Universität zu Berlin, E-Mail:
magdalena.waligorska-huhle@hu-berlin.de
n Tamás Miklós, Prof. Dr., Professor für Philoso-
phie an der Eötvös Loránd Universität Budapest,
Verleger des ungarischen Wissenschaftsverlags
Atlantisz, E-Mail:
tamas.miklos@wiko-berlin.de

L i e b e  L e s e r i n n e n  u n d  L e s e r,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 

Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen 
erheblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung 
eine Öffentlichkeit zu verschaffen. 

Wenn das Konzept  dieser Zeitschrift Sie anspricht – wovon wir natürlich überzeugt sind – dann freuen wir uns
über Beiträge von Ihnen in den ständigen Sparten „Forschung über Forschung”, „Forschungsentwicklung/-pro-
grammatik”, „Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte”, aber ebenso Rezensionen, Tagungsberichte, Inter-
views oder im besonders streitfreudigen Meinungsforum. 

Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: 
www.universitaetsverlagwebler.de
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Iryna Kashtalian, born 1978 in Belarus, is a historian. She
studied history at the Belarussian State University in
Minsk in the second half of the 1990s, a few years after
the collapse of the Soviet Union which made Belarus an
independent state. At the beginning of the 2000s she
started her dissertation in Minsk which she finally fin -
ished after ten years – not in Minsk but in Germany at the
Free University in Berlin. From 2011 until 2015 she
work ed as the coordinator of the Belarussian Oral History
Archive. In the years 2016 and 2017 she got involved in
the “Geschichtswerkstatt Minsk – Internationale Bil-
dungs- und Begegnungsstätte ‘Johannes Rau’” (IBB),
which she directed from 2018 until 2021. Since the end
of 2021 she has had a postdoc stipend at the Institute for
European Studies at the University of Bremen. In 2023
she will spend six months at the New Institute in Ham-
burg. Her fields of interest as a historian are oral history,
life history interviews, history of everyday life, individual
and collective memory. She applies these perspectives
and methods to specific topics such as the Second World
War and the Holocaust in the Soviet Union under Ger-
man occupation, the post war history of the Soviet
Union, and repressions in former Soviet Republics such
as Belarus. Her dissertation about “The Repressive Fac-
tors of USSR’s Internal Policy and Everyday Life of Bela-
russian Society” was published in 2016 in Germany. At
present, she works on an archive of political emigration
from Belarus since 1994. 

Uwe Schimank (US): The topics of our interview are re-
strictions of academic freedom in Belarus, restrictions of
teaching and restrictions of research. The first question I
would like to ask you is whether you noticed such restric-
tions already at the time when you were a student.

Iryna Kashtalian (IK): I was a student at the faculty of his -
tory at Minsk university from 1996, so it was the beginning
of Lukashenka's era. It was not such a developed dictator -
ship at that time, but people could be oppressed for politi-
cal reasons. For example you could have problems when
you participated in demonstrations or protests. In this
time, one of the reasons why I chose to become a historian
was freedom – freedom to research. That was one impor-
tant value for me in self-realisation. But the difficulties to
teach and research freely were growing with the time. At
first, Belarusian historians were allowed to investigate and
speak in public about many controversial topics. But later
it appeared that some topics and statements could pro -
voke problems for the author. 

US: Could you give an example for a kind of research ques -
tion that might have gotten you into trouble at that time?
You or someone else?

IK: For example, when you are dealing with the Belarusi-
an past in the former Soviet Union, for Lukashenka’s rela-
tions to Russia it is important that no bad word is uttered
about that time. The restrictions of academia – in the hu-
manities first of all – depended on the concrete period of
the political regime. In one time we had for example very
good relations with Russia, so people who researched the
dark side of the soviet past of Belarus – the repressive pol -
icy of the state – got problems. 
It was after 2000 that strong problems with certain top -
ics appeared. People knew, if you had chosen such a
topic, you would get problems in defending your disser-
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„The best we can do for Belarus is to 
continue our investigations on Belarusian 
topics from other countries.“
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tation and also to stay at your work position or to pub -
lish investigation results. Sometimes researchers could
have problems because of visits to certain conferences
or regular contact with institutions which were not ac-
cepted officially. 
A very important fact about the way historians are work -
ing in Belarus, as in most countries, is that they are often
employed by the state. That’s why they are very depen-
dant on the state. They are teaching at universities,
which are usually state institutions, or they are working
for the National Academy of Sciences or in archives or
museums of the state. There were not many possibilities
to work out side of this state system. The persons who
seized the power after the presidential elections in 2020
think that historians must serve the state by only provid -
ing official ideology. This is not new, we had it before in
Soviet times. 
My case was a mirror of this situation. In 2006 I got
prob lems to get the scientific degree for my dissertation
on everyday life in Belarus in the last ten years of Stalin’s
rule. I connected with other researchers who suffered
from ideological restrictions - dismissal from work, dep -
rivation of the right to obtain a scientific degree or pub -
lish their research. But until 2020 there were possibili-
ties to publish independent investigations in Belarus.
And if you had topics which were not in line with official
ideology, for example about soviet repression, there was
the possibility to turn to nongovernmental projects, for
example at the Belarusian Oral history archive. Several
conferences were organized on confronting memory to
the state’s view of the past, and then the compendiums
of materials were published afterwards. 
People who researched problematic topics in Belarus had
different strategies what to do in case of restrictions.
Some body got refused to start the process to get the doc-
toral degree right at the beginning, somebody had already
written his or her thesis and then had problems with its
defence. They could agree to rewrite the re search in the
“right” way. We still have the organisation from soviet time
called "High Certificating Committee". It decides at the
end after your defence at the university if you can get your
doctoral degree, and it works as a censor of historians. It
was that way in my case and others. For example, one of
my colleagues also had similar problems. He had investi -
gated local historians in the 1960s and he got a so-called
anonymous “black review“, which was asked by this com-
mittee, where it was stated that “the red line“ for his thesis
was the “undervalued role of the communist party”. 
I also got such a “black review“ for my dissertation. It was
9 pages long and contained a lot of mistakes. I had suc-
cessfully defended my dissertation at the university but
then this “black review“ was initiated by this committee,
and it said that in my dissertation “soviet power is repre-
sented as having been not mother but step-mother for
Belarusian people“ - that’s the quote. And when I got
that, on the one hand it was very unpleasant, on the
other I understood that this review is no scientific state-
ment. They use such reviews as instruments to stop a
scientific discussion of theses on "questionable" topics
which are not officially accepted. 
To show what crazy things connected with such ideologi-
cal doctrines happened, I will tell you another sad but real

example. It’s about three new laws from the present ille-
gitimate regime connected with the history of World War
II. Officially it is declared to contribute to a good future, in
the fight against extremism, against rehabilitation of
“Nazis“, to remember correctly what they call the geno -
cide of Belarusian people. Polish journalist Andrzej Poczo -
but has already been in prison for more than one year
now. He is waiting for his judgement, and among the ac-
cusations against him is that he has articulated the state-
ment that the Soviet Union was an aggressor in the events
on 17th of September 1939.1 He will be judged for the
denigration of the "soviet past", for voicing a fact which is
accepted all over the world by historians. This position of
Belarusian ideology is of course tightly connected to the
Russian narratives, where they also are trying to fight
against facts that are showing the role of the Soviet Union
in its deep ambivalences.

US: Not the workers‘ paradise of the world?

IK: No, not a paradise at all! They made this Stalin-Hitler-
Pact, and they, too, began the Second World War. For ex-
ample, they try to hide the fact of the parade in Brest in
September 1939.2 So what will be the next historical fact
they deny? Documents with evidence are still there, a lot
of photos. Just pointing out the existence of this data
could be a reason to imprison you. It’s a pity that the
Bela rusian authoritarian regime is so careless with the
term “genocide”, the period of time for which it is offi -
cially reserved - up to the end of 1951, that’s already 6
years after the war. Through repressive laws the regime
could silence opponents and also “enemy” countries. Po-
land is one of them. They made the period of genocide
against Belarusian people officially so long because they
subsumed anti-Soviet resistance after the war under it.
For instance, they categorized people who struggled for
an independent Poland as Nazis. It’s a black game of ma-
nipulation with history.

US: With regard to the “black reviews“ of dissertations,
do you think they were written by trained historians or
by bureaucrats?

IK: During the period of Lukashenka the system aspired to
get purified. They tried to establish a science of history
without dissertations on “inconvenient” topics. Re -
searchers knew from the beginning which topics are “for-
bidden” and tried not to touch them. My dissertation was
the only one about soviet repression in Belarus, which
was attempted to be defended. I really wrote it for myself
because it was an interesting topic for me. But I know that
others, even if they wanted to write something like this,
knew they could get into trouble and there fore didn’t
even start with such a topic as their thesis. Because the
“black review“ follows inevitably and it could be an insur-
mountable barrier to get the degree.

1 On that day the Soviet Army invaded in Eastern Poland, including West
Belarus, where Belarussians were a significant part of the population.

2 After the Soviet Army’s war entry in September 1939 a joint parade of
German and Russian troops was celebrated in Brest to mark the handover
of the city to the Red Army.
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The “black reviews“ were anonymous, and among histo-
rians we discussed: "Who could be the author?” We un-
derstood that only a few individuals were available for
that job. In my case I think it was a quite old historian
with a research focus on the positive soviet past. He is no
longer living. I compared his review on my work to other
reviews, not only for dissertations but for other indepen-
dent publications in magazines or newspapers. He used
traditional clichés to accuse me. So I also understood it
was less about my dissertation but more to proclaim the
official frame of what is the history of the soviet past. 

US: So in the end you got your doctoral degree at the
Freie Universität Berlin, because you couldn’t get it in
Minsk. Afterwards you returned to Belarus and worked
there for about ten years on different projects and jobs.
Wasn’t that surprising that they took you for these jobs,
although they knew about your dissertation?

IK: The majority of historians in Belarus are government
employees. But I was lucky to avoid that. When I finished
my dissertation in Germany I was already occupied in a
project with a strong focus on Belarus, but not funded by
the Belarusian state. Nowadays maybe Belarus is better
known as a country, but before in Germany it was a so-
called "weißer Fleck". There was no big interest in Belarus
as a historical topic. But for me it was important to be
connected with, and I became one of the creators of the
Belarusian oral history archive. I realized that I in that ar-
chive could do something more important in my native
country than if I stayed in Germany. That’s why I returned
in 2012 and continued to work in Belarus. Later I was in-
vited to work in the “Historical workshop Leonid Levin“,
and it was also not a state organisation. My experience
was asked because it was a Belarusian-German project. In
this time, before 2020, it was appreciated that I had these
different experiences from two countries - how such re -
search works in Germany, how it is in Belarus, how we can
organize our reconciliation process about World War II, or
how we can work with young people from different coun-
tries, develop critical thinking on historical issues. Oppor-
tunities like these were some of the few where you could
turn to and remain an independent historian. 
I knew if I wanted to search for work opportunities in Bela -
rusian state organisations, it wouldn’t have been possible.
That was also because I did something unusual with my
dissertation – I struggled against the censorship publicly.
That’s why other historians are remembering my case very
well. I tried to go to court, because I didn’t agree with the
decision of the High Certificating Committee. I wanted to
defend my position that this review and decision were not
scientific and must be revised. But it was not possible, the
court said that it’s not their responsibility. I also tried to file
an appeal. But in this system it was not possible to have
success. There was a lot of information in newspapers on
my case against the High Certificating Committee. It was a
precedent that somebody did not silently conform to ex -
isting restrictions. I spoke up against them quite loudly
when my friends from Germany said that I should try to
apply for doctorate at the Freie Universität. I did so, and I
met my wonderful “Doktormutter“ here, Gertrud Pickhan,
who was professor at the Institute for East European 

Studies. I was lucky that I came here and I think that it was
very good to write my new dissertation there. 
Together with colleagues we analysed later what this chal-
lenge meant for me. I really think that as many scientists
from Belarus as possible should have research experience
abroad. For me it opened more perspectives, more meth -
ods, more approaches; I was very happy to work without
ideological restrictions, which I had in Belarus. For exam-
ple, it was a big change for me to turn to the oral history
method. I worked with thematically connected archives,
investigations, met prominent and young researchers in
this field, and that was a really big opportunity for me. So,
on the one hand it was very unpleasant that repressions in
Belarus pushed me to Germany, but on the other hand
that turned out very well because I could develop myself
to become a stronger specialist on my topics than before.

US: As far as I know, oral history is still not accepted by all
German historians, so that’s not the big difference be -
tween both countries. I could guess that the reasons are
different. Those German historians who don’t like oral his -
tory have reasons of methodology. To them, oral history is
not valid, not reliable - things like that. Whereas, as I un-
derstand you, in Belarus the reasons are that the system
does not want the ordinary people being documented,
what they are really saying in their own words.

IK: Yes, we can say that this is also part of the problem.
That ideology, connected to official politics of memory,
and collective memory in society are sometimes at a very
great distance. People remember, for example, soviet time,
or the time of the Second World War, not as black and
white as it is officially presented. The representatives of the
Belarusian regime are working towards rewriting history so
that sooner or later people will not know real but political-
ly fabricated history. Oral history is helping to struggle
against newly created and old myths. Still, we accept that
there are some methodological problems where this ap-
proach can be further improved by future work.
I worked in a Belarusian oral history archive, and it was for
me a way to save part of our history, which was not very
present in the public sphere or even falsified in official pol -
itics of memory. Since 2020 the situation has become
much worse. People who are conducting and giving oral
history interviews could be repressed in Belarus for that,
including historians because they are working on topics
that the state tries to control. Therefore, it is twice as likely
that they can be repressed - both as citizens and as special -
ists. For example, this could happen to me because I think
that what happened to Poland in 1939 – I mentioned it
earlier - was Soviet aggression towards Poland in Septem-
ber 1939, or because I critically reflect the use of the word
“genocide” in the official Belarusian definition. For com-
ments such as these I can go to jail in Belarus because of
the new laws.

US: And you mentioned that the projects you did between
2012 and 2021 were financed from Germany?

IK: Yes, it was always hard to get money for independent
projects in Belarus. That is why we’ve used the possibility
to apply together with our partners from other countries in
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calls for proposals of different foundations. During the last
years I was the head of a history workshop organized joint-
ly by Belarusian and German organisations, so it was quite
logical to search for money in Germany. In this way, the
ideological control could be bypassed to some degree. Be-
fore 2020 it was possible in the frames of the projects to
publish books of independent historians on such topics
which were not accepted by Belarusian state ideology. 
But now it’s becoming more and more problematic as a
result of the political situation. It’s a very powerful and
harmful influence of Russia whose ideological representa-
tives are positively considered officially in Belarus. They
are allowed to give money for publications which will ex-
press their views. In the last ten years there were dozens
of such books published by state institutions. For example
about the history of Khatyn, the village which was burned
by Nazis and their collaborators of different nationalities
in the time of World War II. In 2018 the National Archive
of the Republic of Belarus, together with the KGB archive
and several Russian institutions, published a collection of
documents with the title “Ukrainian murders of Khatyn”.
So from the beginning, they expressed national-oriented
hate in the book which was declared to be scientific. In
fact, it is a document of the instrumentalisation of history
for political purposes. So we can say that it is not only this
year, when the war with Ukraine began, and not even
2020 that we had this support of our regime by Russia.
Lukashenka strengthened the relations with Russia, and
became deeply dependent on it. And in the last ten years
at least we can say that political influence on science has
become stronger and stronger.

US: And in the ten years that you worked after your disser-
tation in these projects in Belarus, did you have the feeling
that you were under observation, that you were being
controlled by certain institutions or persons?

IK: I have been an activist since the middle of the ‘90s.
But since around 2000 I have been working as a scientist
and as a cultural activist, but my previous activism was al-
ready fixed in collected files in KGB on me and I think that
it is regularly updated with new information. Mostly they
were interested to observe my political activities which
had decreased over the last years. So before 2020 the sit -
uation for me was not so bad. It was possible for me to
have realized myself in so-called non-political niches. It
was the same for other people. In projects of the Goethe-
Institute, a lot of important cultural projects were realized
at our institution IBB, etc. For example, conferences were
organized, publications, different digital products. But in
2020 the red line for restrictions was removed and these
niches disappeared, and since then the snowball of re-
pressions has been growing bigger and bigger. And the re-
gime is stopping any activism, even cultural, or activities
to support groups in need. 
People came to protests so massively because before
2020 possibilities of self-realisation at least in culture,
such as travels around the world, gave people the feeling
that they could change Belarus in a positive way. Still,
even before 2020 you could have problems with the state
if you were under observation, on black lists. For example,
I was invited to give a seminar in one Belarusian region,

and then director of the gymnasium where I was invited
called me and said if she keeps the invitation, she will lose
her job. That was told her by the officials at the place, be-
cause they found out that I struggled for my dissertation,
that I am "anti-Soviet", and so on. She said: "I want to see
you but they said that it is unsuitable", and I said: "I will
not come if it can be dangerous for you". She said: "No,
you must come, I do not let them intimidate me", and I
came. In this case the director kept her position. That was
in 2013, and for me it was surprising that I was consid -
ered as an enemy by the officials. But because they had
searched the internet and found that I’m suspicious be-
cause of my investigation and taking a stand about our
his tory. But in this time it was more an exception than a
problem. Since 2020 the situation totally changed. People
can be arrested for nothing, so it’s really impossible to do
independent work about the twentieth century even if it
is neutral. We had restrictions already before 2020, but
what we have now is not comparable.

US: And that’s the reason why you left your country at the
end of last year and came to Germany.

IK: I left in August 2021, so it’s already one year. The rea-
son for this was the arrest of my colleagues by the KGB and
was the possibility that I would “join” them in prison. It
happened in July, when we were organising a commemo-
rating event on 80 years of the establishment of the ghetto
in Minsk. My colleagues from the Belarusian oral history
archive were invited to this event and were arrested near
our building. I really didn’t plan to leave the country, but I
didn’t want to be imprisoned for my opinion and work. I
understood that I will be the next, because I had different
projects and it was during a time of a wave of arrests of
NGO activists, and also several big German institutions like
DAAD or Goethe-Institutes were closed in Belarus. With
regards to these institutions, the regime considered it an
act against the “financing of protests”. I left Belarus to as-
sess from the outside how dangerous staying there would
be for me. And then I got information that I could get the
same penalty as my colleagues who were arrested. So I
cannot return to Belarus. That’s why I’m in Germany. That
was my choice between staying free and working abroad,
and the high risk to be arrested. I decided to use my skills
and abilities to continue my projects in public history. 

US: And you were able to cross the border without being
stopped?

IK: This time, yes. I don’t know and nobody knows which
lists of names the border controls have to stop persons
from leaving the country. It is one of the ways to repress
– to limit freedom of movement of the person. Some -
times it is advantageous for the regime to let unwanted
people leave the country than to arrest them. We have
examples of people who had first left the country, then
they returned and were arrested. The regime, above all,
wants to have control over what to do with you and to
restrict your influence on society with expulsion from the
place where your group of activists and your place of
work are. A very famous example is Maryja Kalesnikawa.
Repressive bodies wanted that she leaves the country,
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but she decided not to give in and didn’t comply. Now
she is imprisoned, and if the situation will not change to
the better, she could stay a prisoner for 11 years. I think
that Sviatlana Tsikhanouskaya was a similar case. Repre-
sentatives of the Lukashenka regime also wanted to press
her to leave the country so that she will lose much of her
influence on Belarusian society. In her case they made a
mistake. Although she agreed to be removed from the
country, she is still an important voice.
It’s really an individual question of what one chooses,
whether to stay or to leave. It’s not only about venerable
values and goals but about responsibility for close people
etc. as well. Everybody must evaluate for themselves what
to do. For me it’s a very horrible moment to understand
that what I researched about Soviet Stalinist repression has
returned, because the methods are nearly the same, and
the system is developing towards a totalitarian form with-
out stop. And also in connection with the war in Ukraine,
it’s a really terrible situation when nobody knows the fu -
ture for Belarus and for the world in general.

US: Regarding your working conditions here in Bremen,
there are certainly some difficulties in getting books, doc -
uments or access to archives and things like that. Are
there other things that limit your possibilities what you
can do in your work here, because you are not in Belarus?
You mentioned in an earlier talk we had that you do inter-
views via zoom or other digital tools, so that is possible.
But isn‘t it a danger for the persons interviewed, or are
they also outside of Belarus?

IK: I think about ways to save their testimonies and make
public information from them in the future without risks
for them. This is my civic responsibility as a researcher. It’s
a difficult topic because on the one hand, I understand
that in Belarus now it is nearly impossible to take oral his -
tory interviews from the local inhabitants because of secu-
rity questions for the respondents. It’s easier to get such
interviews from people outside Belarus. But you must not
forget the reasonable fears that their relatives who stayed
in Belarus can get problems if it were found out from
whom such statements originate. The repressive forces in
Belarus can take action against relatives and friends of dis-
senters. That’s why my oral history research is not the
same as before 2020. Earlier, I went to villages and talked
about their life with common people without a long offi -
cial approval. I only needed to explain to them why these
interviews with them are important. And they usually 
agreed, even for a video format. Now that’s nearly impos-
sible because of the high probability that the respondents
would suffer punishments of one kind or another if it were
found out that they were the interviewees. The majority of
Belarusians abroad whom I’m asking about interviews
want to stay anonymous, in order to not harm somebody
else. Some of them sometimes even still secretly visit Bela-
rus so they would endanger themselves, too. 
So for me it was big question how to save these inter -
views, where to store them. That testimonies will be not
accessible for example via internet with voice, but they
will be transcribed and prepared for future usage in a
max imally anonymized format. To gather these inter -
views now is important while people still are remembe r -

ing details. In five or ten years they will not remember so
much, we will lose a lot of memories.
Certainly it’s a pity that for future researchers only such
transcripts will be accessible which do not contain such
personal information that would allow to identify re -
spondents. I hope that in the future the political situati-
on in Belarus will change, and that I will have the possi-
bility to agree with respondents about a more open pre-
sentation of these interviews.
It is good that this archive will be in such a prominent
place as the Forschungsstelle Osteuropa in Bremen. So
there will be more information about Belarus than be -
fore, although it’s still not very much. I talked to different
Belarusian researchers at risk who left the country. We
agreed that it’s the best we can do for Belarus to contin -
ue our investigations on Belarusian topics from other
countries. So Belarus as a region will be presented to fut -
ure historians. It was a problem before how Belarus is
being accepted in the world. Now it is even worse, be-
cause Lukashenka‘s regime is participating in the aggres-
sion against Ukraine. But it will be a mistake to generalize
from the regime to all the people from Belarus and to
exclude, for that reason, Belarus from history.

US: My final question is about your plans for the next
two years? What do you expect, in particular, from your
stay at the New Institute in Hamburg? Do you have re -
search projects that you would like to do?

IK: In the New Institute in Hamburg I plan to do an oral
history research project about the development of histori-
cal science in Belarus after 1991. It’s not only about the
influence of the ideology on history, but also about cer-
tain other aspects needed to understand why Belarusian
historical science is as it is now, how it came to it. 
I want to work on other projects too. I will continue to
build up the archive about political emigration from Bela-
rus. I also have ideas - because in Belarus I was a member
of a team which elaborated didactical materials about cer-
tain historical events - to develop materials for students
about the period after the Belarusian declaration of inde-
pendence from July 1990 up to the beginning of Lukash -
enka’s time in 1994. So I would like to create a small
school book and also connect it to oral history, to present
that part of the story which shows that there had been an
independent Belarus in between, and it is interesting to
know how it is being remembered. That is the idea, and I
hope that these materials will be a good support for Bela-
rusian diaspora, possibly for the future Belarus if the situa-
tion will change for the better.

US: Thank you so much for these insights into the very
difficult Belarussian situation of academic freedom.

n Iryna Kashtalian, Dr., Gastwissenschaftlerin,
Ins titut für Europastudien, Universität Bremen,
Email: irykasht@uni-bremen.de
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1. Einleitung

Der eskalierende Konflikt zwischen China und den USA
wirft seine Schatten und führt zu einer Diskussion darü-
ber, wie sich die Europäische Union (EU) und Deutsch-
land in diesem Konfliktfeld positionieren sollen. Mit Pu-
tins Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 rief die
Bundesregierung eine „Zeitenwende“ aus, die u.a. einen
stärkeren Schulterschluss gegen autoritäre Staaten
(womit in erster Linie Russland und China gemeint sind)
mit den USA und anderen Demokratien beinhaltet. All
dies beeinflusst auch die Debatte in Hinsicht auf den
wissenschaftsinternen und wissenschaftspolitischen Um-
gang mit China. 
Dadurch spitzte sich der Drang zur Neugestaltung des
Kurses gegenüber China in einem Feld zu, das bis dahin
weitestgehend ein Eigenleben zu führen und von politi-
schen Auseinandersetzungen und politischem Wettbe-
werb eher unberührt zu sein schien: dem Bereich wis-
senschaftlicher Kooperation. 
In den Natur- und Ingenieurwissenschaften beklagen
Wissenschaftsorganisationen verstärkt einen „einseiti-

gen“ Wissenschaftstransfer im Hinblick auf Koopera-
tionsprojekte, wobei die deutsche Seite bereitwillig ihr
Know-how zur Verfügung stelle, chinesische Forscher im
Gegenzug aber nicht das ihre. Beobachtet wird zugleich
eine zunehmende Einschränkung der Forschungsfreiheit
in China, vor allem im Hinblick auf die Gesellschafts-
und Geisteswissenschaften (z.B. Delman 2019). Die
Rolle der Parteiorgane und ideologische Kontrolle hät-
ten deutlich zugenommen. Überdies steht der Vorwurf
im Raum, chinesische Behörden nähmen Einfluss auf
Forschung und Lehre an deutschen Hochschulen, u.a.
über Konfuzius-Institute. Sogar der Vorwurf der „Spio-
nage“ wird erhoben (Feldwisch-Drentrup 2020a; Follow
the Money 2022). 
Gleichzeitig belegen u.a. ca. 1.400 Kooperationsverein-
barungen mit chinesischen Partnereinrichtungen, dass
die Wissenschaftsbeziehungen zwischen beiden Ländern

Academic relations between Germany and the People's Republic of China are historically strong and multifaceted. Cur-
rently, however, they are in a phase of recalibration. Not only geopolitical dynamics and the uncertainty about how to
deal with China's greatly increased global capacities, including in the areas of research and development, play a role
here. Lack of clarity about the course China will take as a new major science nation and growing concerns about inter-
ference in good scientific practice and academic freedom are contributing to an intensification of the debate. The article
suggests that in reassessing the opportunities and risks of scientific cooperation, one should also look to China. This im-
plies that the so-called and universally desired China competence among German actors should also include well-
found ed knowledge about the Chinese science system, a systematic evaluation of the experiences made in academic
cooperation so far, as well as an analysis of how questions of international science cooperation in the past and future –
but also other topics – are discussed in China. Science dialogues and competence networks at the European level can
additionally help to advance an interest-driven and evidence-based (re-)design of science cooperation between ideal i -
zation and moralization.

Thomas Heberer & Anna L. Ahlers

Wissenschaftskooperation 
mit der Volksrepublik China 
zwischen Moralisierung 
und Idealisierung* Anna L. AhlersThomas Heberer 

* Bei diesem Essay handelt es sich um eine überarbeitete und aktualisierte
Fassung eines Beitrags von Anna L. Ahlers und Thomas Heberer in den „Ber-
liner China-Heften“, 53/2001, (S. 56-68). Im vorliegenden Text wird aus
Gründen der Lesbarkeit wertfrei das generische Maskulinum verwendet. 
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in der jüngeren Vergangenheit anscheinend blühen wie
nie zuvor. „Auf vielen Gebieten ist die wissenschaftliche
Kooperation mit China hochattraktiv, in einigen Wissen-
schaftsfeldern ist sie essenziell“, heißt es in den Leitfra-
gen zur Hochschulkooperation mit der Volksrepublik
China, die im September 2020 vom Präsidium der Hoch-
schulrektorenkonferenz verabschiedet wurden (HRK
2020). Diese Kooperation reicht von strukturierten Stu-
dien- und Doktorandenprogrammen bis hin zu gemein-
samen Forschungsprojekten sowie umfangreicheren
Vorhaben wie dem Deutsch-Chinesischen Hochschul-
kolleg und der Deutsch-Chinesischen Hochschule für
Angewandte Wissenschaften an der Shanghaier Tongji-
Universität. Während die Zahl der deutschen Studieren-
den, die ein oder mehrere Semester in China verbringen,
noch immer sehr gering ist und die Zahl der Studieren-
den in chinabezogenen Studiengängen in Deutschland
sogar abgenommen hat, ist das Interesse chinesischer
Studierender und Promovenden an Deutschland im letz-
ten Jahrzehnt deutlich gestiegen (Stepan/Frenzel 2018).
Insgesamt schien es bisher die klare Linie der For-
schungsorganisationen und der Mehrheit der Wissen-
schaftler in Deutschland und Europa zu sein, an Zusam-
menarbeit mit China festzuhalten und sich von ihr einen
erheblichen Mehrwert zu erwarten. Dafür müssen sie
sich allerdings zunehmend mit der Kritik auseinander-
setzen, dass Forschungsergebnisse eher dem chinesi-
schen Staat dienen und den hiesigen Wissenschaftlern
eher wenig Nutzen bringen würden. 
Dieser Beitrag befasst sich mit unterschiedlichen Erwar-
tungen beider Seiten, der Frage des Umgangs mit chine-
sischer Wissenschaft und Wissenschaftlern, der Frage
einer „wertegeleiteten Außenwissenschaftspolitik“ und
macht Vorschläge für eine Neugestaltung der Wissen-
schaftskooperation.

2. Gemeinsamkeiten und Unterschiede der 
Erwartungen 

Allgemein wird deutlich, wie wenig Einblick es in die
Funktionsweise von Wissenschaft in China und bezüg-
lich der Unterschiede und Gemeinsamkeiten in der Er-
wartungshaltung der Kooperationspartner gibt. Grund -
sätzlich gilt, dass eine „Wissenschaftsfreiheit“ in unse-
rem Sinne an chinesischen Hochschulen nicht existiert
und nie existiert hat. Der Staat erwartet, dass For-
schungsprojekte bei der Lösung praktischer Fragen des
Landes helfen. Wissenschaftler gelten als wichtiger Teil
der Nation, die beizutragen haben zu Entwicklung und
Wohl des Landes. Das ist nicht erst seit Gründung der
Volksrepublik 1949 oder dem Amtsantritt Xi Jinpings
der Fall, sondern in der politischen Kultur verortet, und
wurde z.B. in der Republik China in den 1930er und
1940er Jahren nicht anders gehandhabt. Auch damals
wurden von der damaligen Staatspartei Guomindang
„Partei-Curricula“ an Schulen und Hochschulen einge-
führt, und Ausbildungsrichtlinien sahen vor, dass die In-
teressen der Nation über allem zu stehen hätten (Culp
2002, S. 51-55; Oldstone-Moore 2002, S. 163ff). 
Dass autoritäre Staaten wie China nicht zu Spitzenfor-
schung und Innovation in der Lage sind, ist eine These,
die für den Fall China bereits hinlänglich widerlegt

wurde. Beachtenswert ist beispielsweise Chinas rasanter
Aufstieg auf die ersten Plätze in internationalen Publika-
tions- und Zitationsindizes innerhalb von knapp zwei
Jahrzehnten (Nikkei Asia 2020). Einer Untersuchung des
japanischen „National Institute of Science and Technolo-
gy Policy“ zufolge hat China mittlerweile die USA als
Führungsmacht im Hinblick auf Forschungsoutput und
„high impact“ Studien sogar überholt (Lu 2022).1
2017 hat die chinesische Regierung angekündigt, dass
China bis 2035 in zehn Hochtechnologien führend und
bis 2050 Weltmacht Nr. 1 in Wissenschaft und For-
schung sein werde2 – zweifellos ambitionierte Ziele.
Gleichwohl hat Staatspräsident Xi auch in jüngsten
Reden wiederholt betont, dass technologische und wis-
senschaftliche Innovation transnationale Zusammenar-
beit erfordere (Xi 2020; Ho/Xie 2020). Eine Aussage, die
man ernst nehmen sollte und mit der man zugleich Ko-
operation und Dialoge auf Augenhöhe einfordern kann.
Im 21. Jhdt. hängt Wissenschaft und besonders wissen-
schaftlicher „Führungsanspruch“ ab von der Akzeptanz
des globalen Wissenschaftssystems und der aktiven För-
derung seiner transnationalen Bedingungen, Dynami-
ken, Karrieren und Outputs – möglicherweise ein Allein-
stellungsmerkmal gegenüber anderen Bereichen natio-
nalen Wettbewerbs. Auch China bestreitet nicht, dass
Wissenschaftsfortschritt letztlich nur durch transnatio-
nale Kooperation möglich ist. Zugleich sind sich die
deutsche und die chinesische Seite wohl einig, dass Zu-
sammenarbeit für die – wissenschaftlich informierte –
Lösung globaler Problemfelder im 21. Jhdt. (Klimawan-
del, Ökologie- und Umweltprobleme, Pandemien, Mi-
gration, alternde Gesellschaften, etc.) zwingend ist. 

3. Forderungen nach einer Neuausrichtung
der Kooperation aus Wissenschaft und  
Politik 

Dementsprechend deutlich fällt bisher auch das Votum
deutscher und europäischer Wissenschaftsvertreter aus,
die in der Summe der bisherigen Stellungnahmen ein
eindeutiges Interesse an der Aufrechterhaltung und
dem Ausbau der Kooperation mit chinesischen Partnern
zum Ausdruck bringen (s. u.a. Levy 2022). Nichtsde-
stotrotz werden inzwischen eine größere Sensibilität
und Vorsicht, sowie systematischere Vorgaben für den
Umgang mit der chinesischen Seite gefordert. Dies soll
insbesondere gelten, wenn vertragliche Übereinkünfte
über Wissenschaftskooperation geschlossen werden.
Eine Besorgnis über Intransparenz in der Ausgestaltung
und dem Management von Partnerschaften und ge-
meinsamen Projekten, eine potentielle Diskrepanz der
Auffassungen von „guter wissenschaftlicher Praxis“ ins-
besondere im Sinne von Forschungsethik und wissen-
schaftlicher Integrität und die mögliche Devianz von

1 Z.B. in den Anwendungsbereichen Mobilfunktechnik, Raumfahrt, Hochge-
schwindigkeitszüge, künstliche Intelligenz, Elektrofahrzeuge und dem Proto-
typ eines Thorium-Reaktors, sowie in der Grundlagenforschung u.a. zu Syn-
chrotronstrahlung und Neutrino-Experimenten; siehe auch Cao 2015, 2021.

2 Vgl. die Rede Xi Jinpings auf dem 19. Parteitag der KPCh im Jahre 2017:
http://www.gov.cn/zhuanti/2017-10/27/content_5234876.htm (08.2022).
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damit verbundenen Regeln, Risiken von ‚dual use‘ und
eines mangelhaften Schutzes von intellektuellem Eigen-
tum, sowie die drohende politische Instrumentalisie-
rung von gemeinsamen Veranstaltungen und von For-
schungsergebnissen seitens chinesischer Autoritäten
stehen dabei im Vordergrund.3
Interessanterweise unterscheidet sich dieser Ansatz
durchaus von Diagnosen und Forderungen, die vorran-
gig von Vertretern politischer Parteien, Think Tanks und
Medien in Europa vorgebracht werden. Diese heben
vor allem auf das gesamtgesellschaftliche Umfeld von
Wissenschaft in China ab. Da potenzielle Eingriffe in die
Wissenschaftsfreiheit, so die Sorge, aber zunehmend
auch außerhalb Chinas stattfinden würden, sei es die
Aufgabe der Regierungen europäischer Länder, ihre
Wissenschaftsorganisationen zu schützen und „rote Li-
nien“ zu definieren. Existierende Verbindungen sollen
überprüft und zukünftige Forschungsvereinbarungen,
ihre Finanzierung und ihr Management, sowie Koope-
rationspartner in China einem stärkeren Screening un-
terzogen werden. In diesem Sinne wird auch oft eine
Beteiligung wissenschaftsexterner Akteure und Institu-
tionen an derartigen Entscheidungen gefordert, bzw.
ihnen eine Aufsichtsrolle in diesen Prozessen zugespro-
chen (vgl. z.B. Fulda 2021). Zudem herrscht eine gewis-
se Skepsis gegenüber der Objektivität von Sinologen
und ihrer Fähigkeit, ihre Organisationen in diesen Fra-
gen kritisch zu beraten. Wie genau diese wissenschafts-
externe, teils normativ-politische Aufsicht über Wissen-
schaftskooperationen aussehen und funktionieren soll,
ohne dass dabei wiederum Prinzipien der Wissen-
schaftsfreiheit in Deutschland verletzt werden, bleibt in
diesen Kommentaren bislang offen.
Darüber hinaus zeichnet sich ab, dass die EU – und mit
unterschiedlicher Intensität auch die Regierungen der
einzelnen europäischen Staaten – China unter anderem
dazu bringen möchte, europäische Standards der Zu-
sammenarbeit in Forschung und Technologieaustausch
zugrunde zu legen – sie erklärt sie sogar zur Vorausset-
zung von Kooperation. Dies bezieht sich auch auf „wis-
senschaftsinterne“ Forderungen nach stärkerer Einhal-
tung von Regeln seitens chinesischer Wissenschaftler
und Institutionen (die weitestgehend auch in China
gelten), also Normen, die nicht politisch oder bürokra-
tisch auferlegt sind, sondern die globaler wissenschaft-
licher Praxis entsprechen (wie Regeln für Autorschaft,
Datenqualität und Replizierbarkeit, Probandenschutz,
etc.). Die Soziologieprofessorin Joy Zhang von der bri-
tischen University of Kent kritisiert wiederum diese
Art, chinesischen Wissenschaftlern Vorgaben zu ma-
chen. Es sei sinnvoller, sich auch in dieser Hinsicht
wechselseitig verstehen zu lernen, statt ohne Debatte
auf eigene Werte zu insistieren. Überdies schildert sie,
dass chinesische Wissenschaftler sich befremdet zei-
gen, dass westliche Kollegen beginnen, Forschungsda-
ten einseitig zurückhalten (Kelly 2021). Stärkerer Aus-
tausch sei auch hier notwendig. Ein Dialog von Wis-
senschaftlern beider Seiten über Fragen wissenschaftli-
cher Qualitätssicherung, normativer Praxis und For-
schungsethik scheint in der Tat sinnvoller und ziel-
führender zu sein, als der Versuch der Politik, einseitig
Standards festzulegen.4

4. Das Dilemma des individuellen vs. 
kollektiven Umgangs mit chinesischer 
Wissenschaft und chinesischen 
Wissenschaftlern  

In der derzeitigen, zunehmend polarisierten Debatte
fällt des Weiteren Folgendes auf: Zum einen wird in der
europäischen Debatte oft nicht zwischen dem chinesi-
schen Staat und Wissenschaftlern bzw. dem Staat und
den Universitäten unterschieden. Die westliche Logik
argumentiert oftmals, da in China „alles“ dem Partei-
staat unterstehe, wären letztlich alle Chinesen, inklusi-
ve der Hochschulen, Wissenschaftler, Lehrende und
Studierende als „Propagandisten“ oder gar potentielle
„Spione“ der Kommunistischen Partei anzusehen. Der
Journalist Christoph Prantner schrieb z.B. in der Neuen
Zürcher Zeitung: „Ein von der Kommunistischen Partei
und dem Ministerium für Staatssicherheit in Peking ge-
steuertes Netzwerk nimmt in Deutschland im Verborge-
nen Einfluss. Die chinesische Diaspora, Austauschstu-
denten und Wirtschaftsverbände spielen dabei genauso
eine Rolle wie die chinesischen Geheimdienste“. Und er
formuliert noch drastischer: 
„Wie ein Schäferhund seine Herde umkreisen chinesi-
sche Offizielle auch die 150.000 Menschen zählende
chinesische Diaspora in Deutschland. [...] Vor allem
junge, in Deutschland geborene Personen mit chinesi-
schem Hintergrund sind inzwischen oft von der Überle-
genheit des chinesischen Systems im Vergleich zu west-
lichen Demokratien überzeugt. […] Besonderes Augen-
merk legen die chinesischen Behörden auch auf die
mehr als 50.000 chinesischen Studenten und mehrere
tausend Gastwissenschaftler in Deutschland. […] Denn
Studenten und Gastprofessoren sind von zentraler Be-
deutung im Bereich Know-how-Transfer sowie bei der
Identifizierung technologischer, wissenschaftlicher und
wirtschaftlicher Zukunftsfelder.“ (Prantner 2021) 
Woher Prantner das eigentlich alles weiß, bleibt offen.
Und warum renommierte und sich ansonsten durch Re-
portagen mit hohem Sachverstand und Detailkenntnis
auszeichnende Zeitungen solche, an Verschwörungs-
theorien grenzende Darstellungen, gepaart mit rassisti-
schen Vorstellungen im Hinblick auf praktisch alle Per-
sonen mit chinesischer Herkunft, abdrucken, erstaunt
zusätzlich. Rassistisch wirken solche Aussagen auch
deshalb, weil hier Menschen aufgrund ihrer Herkunft
nicht nur kollektiv verdächtigt, sondern zudem in ihrer
individuellen Autonomie abgewertet werden. 
Die bereits zitierte Soziologin Zhang hat diesem „racial
profiling“ die Kehrseite gegenübergestellt. Sie berichtet
über chinesische Wissenschaftler und Studierende, die
die innerchinesische Politik durchaus kritisch sehen,
denen in Europa aber zunehmend Misstrauen entge-
gengebracht wird, eben weil sie Chinesen sind (Zhang
2021). Dies spiegelt die Erfahrung eines chinesischen

3 Vgl. dazu u.a. den Überblick über die neuen Strategiepapiere und Leitlinien
europäischer Wissenschaftsorganisationen in Střelcová 2021.

4 Siehe auch den von Joy Zhang im Mai 2022 am Max-Planck-Institut für
Wissenschaftsgeschichte gehaltenen Vortrag zu „Can We Trust Science from
China“; unter: https://www.mpiwg-berlin.mpg.de/video/can-we-trust-
science-china-observations-around-ascent-new-power-player (07.2020). 
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Doktoranden an der Universität Duisburg-Essen, der
Deutschland verließ und nach China zurückkehrte, und
gegenüber dem Autor erklärte, die weitgehend negati-
ve Berichterstattung über sein Land sei für ihn schwer
zu ertragen, und er spüre ein wachsendes Klima der Ab-
neigung gegenüber Chinesen, sodass er sich entschlos-
sen habe, Deutschland zu verlassen. Öffentlich die Inte-
grität chinesischer Wissenschaftler in Frage zu stellen
und sie pauschal als „Spione“ abzuqualifizieren sei letzt-
lich kontraproduktiv, erklärt auch Zhang. 

5. Differenzierungsmöglichkeiten: Keine 
Wissenschaftsfreiheit, aber dennoch 
Stimmenvielfalt

Schauen wir uns die chinesische Wissenschaftsland-
schaft an, so ist Differenzierung notwendig. Während
die amerikanisch-chinesischen Kooperationsbeziehun-
gen seit der Regierung Trump maßgeblich beschädigt
wurden, genießen Deutschland und die EU nach wie
vor hohes Ansehen, und von chinesischer Seite be-
steht ein hohes Maß an Kooperationsinteresse und 
-bereitschaft. In China selbst zeigen sich Unterschiede
in der Behandlung der Sozial- und Geisteswissenschaf-
ten, die einer stärkeren ideologischen Beobachtung
ausgesetzt sind als die Natur- und technischen Wis-
senschaften. Gerade in den Letzteren arbeitet sich
China an die Weltspitze vor.5 Was die Ersteren anbe-
langt, so sollen sie gegenwärtig vor allem auf die Ver-
besserung inländischer Politikmaßnahmen bzw. inlän-
dische Problemlösung ausgerichtet werden. Ein inter-
essantes Beispiel für diese Praxisorientierung ist, dass
ein führender Verwaltungswissenschaftler an der
südchinesischen Zhejiang Universität im Zuge der wis-
senschaftlichen Analyse der Ursachen der Covid-19-
Epidemie u.a. den Aufbau einer „intelligenten Verwal-
tung“, den Aufbau von „Notfallmanagementagentu-
ren“ sowie die Einführung eines Studiengangs Not-
fallmanagement vorgeschlagen hat. Mittlerweile hat
das chinesische Bildungsministerium die Einrichtung
eines solchen Studiengangs an 20 Universitäten be-
schlossen (Yu 2020). 
Dass es gleichzeitig durchaus öffentliche kontroverse
Debatten in der chinesischen Wissenschaftslandschaft
gibt, verdeutlicht – um nur ein Beispiel zu nennen –
ein Beitrag des renommierten Politikwissenschaftlers
Yu Keping von der Peking-Universität, der in einem im
Januar 2021 veröffentlichten Interview die Überbeto-
nung von „chinesischen Besonderheiten“ seitens chi-
nesischer Sozialwissenschaftler kritisierte, da diese die
Idee von Wissenschaft als allgemeiner Wissenspro-
duktion negiere. Zudem votierte Yu für „Freiheit des
Denkens und eine freie akademische Umwelt für Wis-
senschaftler“. Anstatt über „chinesische Besonderhei-
ten“ zu räsonieren, sollten chinesische Wissenschaftler
internationaler denken (Yu 2021). 
Auch die Debatte unter namhaften chinesischen Intel-
lektuellen im Hinblick auf die Einschätzung des russi-
schen Angriffs auf die Ukraine verdeutlicht, dass es
eine lebhafte und durchaus kontroverse Debatte unter
Geistes- und Sozialwissenschaftlern gibt. Namhafte

Intellektuelle setzen sich durchaus kritisch und öffent-
lich mit der Politik ihrer Regierung auseinander. Um
nur einige wenige Beispiele zu geben: Der Soziologe
Sun Liping (Tsinghua Universität, 2022) erklärt, Rus-
sland sei keine Großmacht mehr, werde von den USA
und vom Westen nicht ernst genommen. Durch die In-
vasion melde Putin neuerlich einen Weltmachtan-
spruch an. Der Krieg werde allerdings Russland und
seine internationale Rolle weiter schwächen. Der Hi-
storiker Qin Hui (Tsinghua Universität, 2022) ist der
Meinung, dass Putin sein Imperium wiedererrichten
und als „neuer Zar“ fungieren wolle. Zugleich wolle er
ablenken von inneren Problemen. Sein Krieg habe im
Grunde bereits mit der Annexion der Krim im Jahre
2014 begonnen. Je mehr Russland zum Paria-Staat
werde, desto kostspieliger sei eine Unterstützung Pu-
tins (u.a. durch Sanktionen; Negativwirkung auf glo-
bales Ansehen Chinas). Der Russlandexperte Jin Yan
(Chinesische Universität für Politik und Recht, 2022)
sieht im russischen Vorgehen eine imperiale Logik
(Imperiumsfeuer, diguore), die sehr an die russische
Politik des Zarenreiches erinnere. Weitere Wissen-
schaftler wie Hu Wei (2022), Vorsitzender des Public
Policy Research Center in Shanghai, rieten der chinesi-
schen Regierung, sich von Russland zu distanzieren.
Der Krieg habe die internationale Führungsrolle der
USA gestärkt, die Gefahr einer Isolierung Chinas
wachse. China sei die einzige Macht, die dem Vorge-
hen Putins Grenzen setzen könne, das könne und
müsse China nutzen.
Zudem existieren zum Teil signifikante Unterschiede
zwischen einzelnen Hochschulen in China. Dies hängt
u.a. mit der politischen Kultur in einzelnen Provinzen
zusammen, wobei diejenigen Provinzen und Hoch-
schulen mit ausgedehnten externen Kooperationsbe-
ziehungen sich meist als offener erweisen und größere
Freiheiten gewähren als solche in Zentral- oder West-
china. Produktiv wirken sich stets langjährige enge
Kooperationsbeziehungen mit chinesischen Hoch-
schulen und mit individuellen Wissenschaftlern aus,
durch die Vertrauen entstanden ist und die daher sta-
biler sind. Vertrauen ist, vor allem auch in China, ein
wichtiges soziales Kapital für Kooperation. In Koope-
rationsprozessen sollte man allerdings auch verstehen,
dass viele chinesische Wissenschaftler, wie die Bevöl-
kerung schlechthin, stolz auf die Leistungen sind, die
ihr Land in den letzten Jahrzehnten erbracht hat, auch
im wissenschaftlichen Bereich, und dies auch kundtun.
Dies nicht ernst zu nehmen, und durch einen politi-
schen Generalverdacht oder einen Boykott gleichzeitig
abzuerkennen, dass auch chinesische Kollegen ein int-
rinsisches Forschungs- und Erkenntnisinteresse besit-
zen können und dies durchzusetzen im Stande sind,
wäre vermessen und für Kooperationschancen und
deren Verbesserung abträglich.

5 Eine gegenwärtig eher noch zunehmende Dominanz der Idee von „ange-
wandter Wissenschaft“ für die praktische Lösung nationaler und lokaler
Probleme, quer durch alle Disziplinen, wird z.B. sehr anschaulich in Green-
halgh/Zhang 2020 beschrieben. 
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6. Besondere Auseinandersetzungen über die
Freiheit der Chinawissenschaften und eine
„neue wertegeleitete Außenwissenschafts-
politik“

Einzelne Journalisten und Chinawissenschaftler wie
Andreas Fulda (University of Nottingham) und David
Missal (Tibet Initiative) werfen der deutschen chinawis-
senschaftlichen Community in der letzten Zeit medien-
wirksam vor, sich der chinesischen Regierung anzubie-
dern und Zugeständnisse gegenüber dem chinesischem
politischen System zu machen, um Forschung vor Ort
durchführen zu können. Zudem sehen sie bei den in
China Forschenden „Duckmäusertum“ und „moralisches
Versagen“ gegenüber den chinesischen Menschen-
rechtsverletzungen (Fulda/Missal 2021). In einer Ant-
wort auf Fulda und Misal argumentierten die Sinologen
Alpermann und Schubert (2022), dass, wer Wissen über
China vermitteln wolle, „Daten aus erster Hand“ benöti-
ge, und dass dafür der Zugang zum Land unabdingbar
sei. Eine „sachgerechte und zukunftorientierte Ausein-
andersetzung mit China“ erfordere drei Voraussetzun-
gen: Zugang zum Land, „Ablehnung einer moralischen
Eignungsprüfung für Chinaforscher“ und „das Festhalten
am Dialog mit den chinesischen Hochschulen“.6 In der
Tat haben die Kooperation mit chinesischen Wissen-
schaftlern und der Zugang zu Feldforschung das Wissen
über dieses Land, seine Institututionen und Strukturen,
vor allem auch auf lokaler Ebene, enorm bereichert. Die
„Kremlastrologie“ bezogen auf die Sowjetunion, d.h. das
alleinige Starren auf extern zugängliche zentrale Doku-
mente und Erklärungen, war ein wesentlicher Grund
dafür, dass der Zusammenbruch der Sowjetunion von
Sowjetunionexperten nicht vorhergesehen werden
konnte. Transparenz über und eine bessere Erläuterung
von Forschungsmethoden und Kooperationsformen ist
sicher eine Erwartung, der sich die Chinawissenschaften
stärker annehmen müssen. Darüber hinaus ist jedoch zu
fragen, wieso sich die erhobenen moralischen Vorwürfe
ausgerechnet oder gar exklusiv an Chinawissenschaftler
richten sollten, und ob sie sich nicht auch an alle in und
mit der VR China Forschenden richten sollten.
Dass das „China von heute“ durch „viele Jahre intensiver
Zusammenarbeit nicht offener geworden“ sei, wie der
Generalsekretär der Volkswagen-Stiftung in „Forschung
und Lehre“ (Schütte 2022) schrieb, ist jedoch eine
äußerst pauschale und wenig evidenzbasierte Diagnose.
Diejenigen, die jahrzehntelang mit chinesischen Kollegen
forschen, sind Zeugen eines raschen Veränderungspro-
zesses seit der Reform- und Öffnungspolitik Ende 1978,
der sich jahrzehntelang fruchtbar auf die Forschung und
die Forschungszusammenarbeit ausgewirkt hat. Unter Xi
Jinpings Herrschaft seit 2013 sind viele der gewachsenen
Freiräume, besonders die Äußerungsmöglichkeiten zu
Themen und für politisches Engagement von Wissen-
schaftlern und Intellektuellen, in den letzten Jahren zu-
geschüttet worden. Auch die Wissenschaftsförderung
wurde weiter zentralisiert und ist nun noch selektiver an
pragmatischen und politischen Leitlinien orientiert, so
dass auch deswegen von freier Forschungsthemenwahl
keine Rede sein kann. Es gibt jedoch Spielräume (s.

oben) und Differenzierungsmöglichkeiten, und eine zu
starke Pauschalisierung verhindert zudem zielgerichtete
und -genaue neue Ansätze für deutsche und europäische
Wissenschaftsorganisationen.   
Zweifellos wird sich die neu entbrannte Debatte um
eine „wertegeleitete Außenpolitik“ zunehmend auf den
Bereich der Außenwissenschaftspolitik und damit auf
die Gestaltung der Wissenschaftskooperation mit der
VR China auswirken. Im Rahmen einer vom Hamburg
Forum for Global Science and Policy organisierten Podi-
umsdiskussion, in dessen Mittelpunkt das Verhältnis
des deutschen Wissenschaftssystems zu Russland und
China stand, meinte die Hamburger Wissenschaftssena-
torin Katharina Fegebank, eine „wertegeleitete“ Außen-
wissenschaftspolitik müsse jetzt zur allgemeinen „Ge-
schäftsgrundlage“ werden (Krischke 2022). So wichtig
und begründet eine Debatte über mögliche Herausfor-
derungen, Gefahren und selbst moralische Leitsterne in
der Kooperation ist: würde man eine solche „Außen-
wissenschaftspolitik“ tatsächlich allein von Kategorisie-
rungen des politischen Regimes und einer abstrakten
und/oder statistischen Bewertung von „Wissenschafts-
freiheit“ abhängig machen, dann würde dies unserer-
seits zu einer Zweiteilung der internationalen Wissen-
schaftslandschaft führen, mit erheblichen Konsequen-
zen für die Entwicklung von Wissenschaft und For-
schung auf der globalen Ebene (und langfristig wohl
auch von Volkswirtschaften). Wichtige Kooperations-
und Kommunikationskanäle würden dadurch geschlos-
sen und auch individuelle Forscher in Europa und allen
anderen Weltregionen, die auf internationale For-
schungskooperation angewiesen sind, von wichtigen
Entwicklungen abgeschnitten. Diese Szenarien jeweils
mitzubennen und zu bedenken würde die derzeitigen
Debatten bereichern.

7. Einige Vorschläge für Rekalibrierungen 
An welchen Maßstäben sollte man sich in Deutschland
und Europa hinsichtlich der allgemeinen wissenschaftli-
chen Kooperation orientieren? Es ist zu begrüßen, dass
wissenschaftliche Institutionen und Behörden in
Deutschland und Europa aktuell ihre Zusammenarbeit
mit China auf der Basis realer Erfahrungen und neuer
Signale aus China reflektieren. Anders als noch vor
einem Jahrzehnt, in einer Phase eines explorativen und
sehr offenen Auf- und Ausbaus allgemeiner Forschungs-
kooperation, ist man nun vermutlich besser in der Lage,
mit Selbstbewusstsein und erworbenem Wissen, kon-
krete Abkommen und Arbeitsformen stärker den eige-
nen Zielen und Werten anzupassen. Letztlich können
wir diese Entwicklungen auch nur in, mit und durch Ko-
operation beeinflussen.
Dialoge halten wir auch im Wissenschaftsbereich für
zentral, wozu zweifellos Kooperation auf Augenhöhe
notwendig ist. Spezielle deutsch/europäisch-chinesische
Wissenschaftsdialoge nicht nur auf wissenschaftspoliti-
scher Ebene, sondern auf der Ebene wissenschaftlicher
Fachverbände oder sogar zwischen Wissenschaftlern

6 Die Antwort auf die Kritik: Fulda/Ohlberg et al. 2022.
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von Universitäten mit chinesischen Partnerhochschulen
könnten hier tatsächlich hilfreich sein. Eine interessante
Initiative ist der von der EU in Gang gesetzte multilate-
rale Dialog über Fragen internationaler Forschungsko-
operation und -standards, an der auch eine größere Zahl
von Nicht-EU-Mitgliedsstaaten teilnimmt (u.a. China,
die USA, Japan, Indien, Brasilien), und in deren Rahmen
Fragen wie akademische Freiheit, ethische Standards,
intellectual property rights, Forschungsintegrität, Gen-
der-Gleichheit, Fragen offener Wissenschaft u.a. erörtert
werden sollen. 2022/23 sollen in speziellen Workshops
einzelne Themenfelder diskutiert werden – mit dem Ziel
gemeinsame Regeln für Forschungskooperation aufzu-
stellen. Auf die Ergebnisse darf man gespannt sein (Mat-
thews 2022).
Gleichwohl sollte besonders die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit auf individueller Ebene gefördert werden.
Während größere Institutionen eher den Dialog über all-
gemeine politische und rechtliche Prinzipien – und not-
falls ihren Schutz – gewährleisten können, werden wis-
senschaftliche Werte letztendlich in der konkreten Ar-
beit und im interkulturellen Aushandlungsprozess unter
Forschenden realisiert und ihre Bedeutung durch das
globale Wissenschaftssystem evaluiert. Nicht zuletzt ist
auch politische Vereinnahmung beider Seiten hier
schwieriger als im Falle größerer und abstrakterer Platt-
formen.  
Was noch fehlt, sind tiefschürfende und systematische
Beschreibungen und Auswertungen der Formen und Ef-
fekte existierender wissenschaftlicher Zusammenarbeit
mit China, also qualitative Forschung über Forschung in
bi- oder multilateralen Kooperationsstrukturen – Studi-
en, die über die eher an kommerziellen Aspekten inter-
essierten Analysen der technischen Innovationsfähigkeit
Chinas oder die klassische Hochschulforschung, also ei-
gentlich den (Aus-) Bildungsbereich, hinausgehen. Mit
Ausnahme einer Überblicksstudie von Forschern des
Asia Center der Universität Leiden (d’Hooghe et al.
2018) und einer deutschen Dissertation (Paul 2020) sind
uns kaum detailierte wissenschaftliche Arbeiten dazu
bekannt, welche Erfahrungen in der europäischen For-
schungszusammenarbeit mit der VR China bisher ge-
macht wurden, warum Kooperation von Forschern ge-
wollt und unabdingbar ist (oder nicht) und in welcher
Form welcher Mehrwert und welche Probleme (bei-
spielsweise Scheitern von Abkommen, Eingriffe in Wis-
senschaftsfreiheit) auftreten – und in welchen Dimensio-
nen und mit welchen Folgen, auf institutioneller und auf
individueller Ebene (Střelcová 2021). Dies würde die Er-
kenntnis-Lücke füllen, die noch existiert zwischen anek-
dotischen Problembeschreibungen und einer abstrakt
normativ begründeten pauschalen Forderung oder Ab-
lehnung von Kooperation. 
Sinnvoll erscheint es zugleich, die allgemeine Chinakom-
petenz in allen Wissenschaftszweigen zu fördern, nicht
nur im Hinblick auf chinabezogene Studienrichtungen,
sondern in allen Disziplinen. In Zukunft benötigen wir
auch Ingenieure, Mediziner, Natur-, Sozial- und Geistes-
wissenschaftler, die sich mit den entsprechenden Berei-
chen in China auskennen und zugleich – aber nicht nur –
der chinesischen Sprache mächtig sind. Es ist zudem be-
unruhigend, dass die Zahl der Studierenden, die sich für

einen chinabezogenen Studiengang oder das Erlernen
der chinesischen Sprache entscheiden, signifikant
zurückgegangen ist, gerade in einer Zeit, in der auf
Grund der zunehmenden Bedeutung Chinas in der Welt
ein Mehr an Wissen, Neugier und Chinakompetenz
benötigt werden. Es sollte ein wissenschaftspolitisches
und gesellschaftliches Anliegen sein, die Ursachen für
das fehlende Interesse zu sondieren und Bedingungen
zu schaffen, die ein chinabezogenes Studium, oder zu-
mindest den chinesischen Spracherwerb, wieder attrak-
tiver machen. Zudem sollten wir neue China-Kompe-
tenznetzwerke auf europäischer Ebene aufbauen und
letztlich den Transfer von Chinawissen in die Gesell-
schaft hinein stärken. Nur so ist ein informierter und
produktiver Austausch möglich. 
Ein Abbau oder eine starke politische Kontrolle der wis-
senschaftlichen Zusammenarbeit unsererseits würde
nicht nur den Zugang deutscher und europäischer Wis-
senschaftler nach China erschweren, und damit die
Möglichkeiten, dieses komplizierte und komplexe Land
besser zu verstehen, sondern wohl auch sehr tiefgreifen-
de, strukturelle Veränderungen der globalen Wissen-
schaft(spraxis) im Allgemeinen mit sich bringen, die zu
akzeptieren man ebenfalls bereit sein müsste. 
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Kämpfe um Diskurskontrolle an deutschen Universitä-
ten sind in letzter Zeit vornehmlich unter Rubriken wie
„Cancel Culture“ oder „political correctness“ sowie aus
vielfach berichteten Versuchen, wissenschaftliche Vor-
träge zu stören oder gar zur Absage zu bringen, bekannt
geworden. Neulich ist das Codewort „Woke“, das aus
dem schwarzen Milieu in den USA stammt und dort für
das Wachsein gegen rassistische Sprache steht, sogar in
einem deutschen Leitartikel als eine Art Menetekel er-
schienen (Eppelsheim 2022). Im Folgenden wird das
Thema Diskurskontrolle weitergefasst, und es werden
drei Bereiche besprochen, in denen potentielle Bedro-
hungen der Wissenschaftsfreiheit in liberalen Demokra-
tien schlechthin, also nicht nur in Deutschland, festzu-
stellen sind: (1) Debatten darüber, was Universitäten in
der heutigen Gesellschaft überhaupt sind oder sein sol-
len, sowie über den Inhalt wissenschaftlicher Begriffe
wie Geschlecht oder Kolonialismus und wer sie auf wel-
che Weise auslegen darf; (2) der Strukturwandel der Öf-
fentlichkeit und der damit einhergehende Verhaltens-
wandel im Zeitalter der nicht mehr ganz neuen Medien;

(3) der Wandel der Machtverhältnisse innerhalb der
Universitäten, darunter die zunehmende Vorherrschaft
administrativen Denkens und quantitativer Kriterien der
Beurteilung wissenschaftlicher Arbeit. Nimmt man alle
drei Bereiche zusammen in den Blick, weil sie miteinan-
der verbunden sind, dann wird deutlich, dass hier von
„academic politics“ in unterschiedlicher Ausprägung die
Rede ist. 

Wissenschafts- und Meinungsfreiheit: 
Historische Vorbemerkungen
Zur Einordnung dieser Thematik seien einige historische
Hinweise sowie weitere Bemerkungen zum Wandel der
Universitäten als Orte und Trägerinnnen des Diskurses

What Sort of Freedom Should be Accorded to Science and Scholarship,
and What Sort of Freedom does Them Good? 

Theses on Discourse Control in German Universities

Struggles over discourse control in German universities are well publicized, primarily under rubrica such as „Cancel Cul-
ture“ or „political correctness“. In this article, three areas of „academic politics“ are discussed in which potential threats
to academic freedom, more broadly defined, can be located: (1) debates on the conception and purposes of universities
and on the content of concepts such as sex/gender or (post-) colonialism and who should interpret them in what ways;
(2) structural change in the public sphere in the internet era and corresponding changes in users‘ behavior; (3) changing
power relations within universities, especially the increasing predominance of administrative thinking and quantitative
criteria in the assessment of scientific or scholarly research. The article argues, first, that in areas (1) and (2) primarily fre-
edom of speech and opinion and not academic freedom per se is in question – in Germany these are separately guaran-
teed basic rights, which should not be confused with one another. Second, genuine threats to academic freedom can be
located in area (3).

Mitchell G. Ash

Welche Art Freiheit gebührt 
der Wissenschaft 
und welche tut ihr gut?

Thesen zur Diskurskontrolle
an deutschen Universitäten*  

Mitchell G. Ash

* Eine ausführlichere Fassung dieses Beitrags wurde als Akademie-Vorlesung
an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften am 9. No-
vember 2022 unter dem Titel „Diskurkontrolle an deutschen Universitäten:
„Academic Politics“, Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit oder beides?“
gehalten. Teile des folgenden Textes sind aus Ash 2022b entnommen.
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vorausgeschickt. In der Bundesrepublik gehören das
Recht auf freie Meinungsäußerung (Art. 5 Abs. 1, Satz 1
GG) und die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3, Satz 1
GG) zum Katalog der Grundrechte im Grundgesetz von
1949, also von Anbeginn an. Diese verfassungsrechtli-
che Tradition geht bis zum Entwurf der Reichsverfas-
sung 1848 zurück, deren Grundrechtskatalog ebenfalls
diese beiden Grundrechte aufweist (Wilholt 2012). Sie
erhielten dann in der preußischen Verfassung von 1850
und danach in der Reichsverfassung von 1871 Rechts-
gültigkeit; inzwischen war dies auch in der Verfassung
der Habsburger Monarchie 1867 geschehen. Es handelt
sich also um zwei Grundpfeiler eines liberalen Verfas-
sungsstaates.
Wichtig für das vorliegende Thema ist die konkrete For-
mulierung des Grundrechts auf Wissenschaftsfreiheit,
deren erster Satz in allen genannten Verfassungen gleich
wie im heutigen Grundgesetz lautet: Die Wissenschaft
und ihre Lehre IST frei. Das ist kein Grammatikfehler,
sondern ein klares Indiz auf die primäre Trägerschaft die-
ses universell formulierten Grundrechts, namentlich die
habilitierten Universitätslehrenden, zu deren Berufsver-
ständnis die Einheit von Forschung und Lehre schon da-
mals gehörte. Faktisch konnten auch die Gymnasialleh-
rerschaft und freiberuflich tätige Wissenschaftler:innen
dieses Grundrecht jedenfalls mit Bezug auf die wissen-
schaftliche Forschung, aber nicht unbedingt die Lehrfrei-
heit für sich in Anspruch nehmen. Diese Unterscheidung
markiert noch heute den Unterschied zwischen einem
formalrechtlich universellen Verfassungsprinzip und der
gesellschaftlichen Realverfassung, welche die tatsächli-
che Trägerschaft und damit die Ausführbarkeit dieses
Prinzips einschränkt. Im aktuellen, aufschlussreichen
Blogtext des Bonner Juristen Klaus Ferdinand Gärditz
(2022) zum Thema ist noch immer von „Professoren und
Professorinnen“ die Rede. 
Die faktische Trägerschaft des Grundrechts auf freie Mei-
nungsäußerung war aber schon damals und ist bis heute
ungleich größer. In den USA und vielen anderen Ländern
gilt dies auch formalrechtlich; dort wird die Wissen-
schaftsfreiheit vor Gericht wie in den Medien als eine
Untergröße des Grundrechts auf freie Meinungsäuße-
rung behandelt. Dies, obwohl in den USA jedenfalls seit
den 1950er Jahren vor Gericht anerkannt wird, dass wis-
senschaftlich begründete Lehrmeinungen eine Sonder-
klasse der Meinungsäußerungen bilden (Herbst 2008).
Es dürfte eigentlich klar sein, dass man die Wissen-
schaftsfreiheit als „academic freedom“ im strengen Sinn,
also das Recht auf freie Auswahl der Forschungsthemen
und -methoden sowie auf die freie Wahl der Mittei-
lungsmodi der Forschungsergebnisse in der Lehre oder
auch sonst, mit der bürgerlichen Meinungsfreiheit nicht
gleichsetzen kann. Wie die renommierte Historikerin
Joan Scott (2019, S. 118) schreibt: „Free speech makes
no distinction about quality. Academic freedom does.“
Für Gärditz (2022) heißt das, dass nicht jede beliebige
Meinungsäußerung von „sendungsbewussten“ Wissen-
schaftler:innen unter der Flagge der Wissenschaftsfrei-
heit segeln darf. Vielmehr gelten hierfür Mindestanfor-
derungen der „Ernsthaftigkeit, Rationalität und hinrei-
chenden Objektivierung“ sowie ein „Mäßigungsgebot“.
Trotzdem werden die beiden Grundrechte in Stellung -

nahmen der genannten Kämpfe um Diskurshoheit sowie
in deren medialer Berichterstattung in Deutschland häu-
fig miteinander verwechselt. Ein Gutteil des Nebels um
dieses Thema, der die öffentliche Debatte zu verhüllen
scheint, könnte gelichtet werden, wenn man von einer
beliebigen Vermischung oder gar einer Gleichsetzung
dieser Grundrechte absehen und gleichzeitig für beide
gleichermaßen stark eintreten würde. 
Max Weber hatte genau dieses Ziel einer „Trennung der
Sphären“ vor Augen, als er in der berühmten Vorlesung
„Wissenschaft als Beruf“ das Prinzip formulierte, dass
politische Meinungsäußerungen jedem [sic!] akademi-
schen Lehrer qua Citoyen zustehen, sie gehören jedoch
„nicht aufs Katheder“ (Weber 1919/1968, S. 600). Hi-
storisch betrachtet war das nicht nur ein normatives,
sondern auch ein pragmatisches Argument. Weil zu
jener Zeit viele deutsche Professoren eine expansionisti-
sche Politik des Reiches im Ersten Weltkrieg in ihrer
Lehre vertraten, forderte Weber eine freiwillige
Selbsteingrenzung ihrer Meinungsäußerungen, um die
Legitimität der Wissenschaft als objektive Beurteilungs-
instanz zu schützen. Max Weber ist lange tot, und es
fragt sich in der Tat, ob die von ihm geforderte funktio-
nale Trennung der Orte der Ausübung dieser beiden
Grundrechte heute noch aufrechterhalten werden kann. 

(1) Debatten über die Rolle und Bedeutung
der Universitäten im soziokulturellen 
Wandel

Damit komme ich zum heutigen grundlegenden Wandel
der Universitäten als Orte des Diskurses bzw. als Orte
der (versuchten) Diskurskontrolle. Mehrere der in den
Medien skandalisierten Debatten um wissenschaftliche
Inhalte sind nämlich bei Lichte besehen Beispiele eines
weitaus allgemeineren Phänomens. Peter Graf Kiel-
mannsegg (2021) spricht von einem Strukturwandel des
politischen Diskurses in der Bundesrepublik schlechthin:
Statt des mühevollen Suchens nach einem mehrheitlich
tragbaren Konsens setzen Minderheiten die Politik mit
spektakulären Aktionen unter Druck. Als Beispiel dieser
Situation seien die aktuellen Aktionen der Gruppe
„Letzte Generation“ pars pro toto genannt. 
Im Falle der Kämpfe um Diskurskontrolle an Universitä-
ten verwischen studentische und andere Gruppierun-
gen die Grenze zwischen dem öffentlichen und dem
wissenschaftlichen Raum bewusst, indem sie außeruni-
versitär tätige Aktivisten und die Medien mobilisieren,
um Aufmerksamkeit für ihre Anliegen zu gewinnen und
eine Art Waffengleichheit im Kampf gegen die Vor-
macht der Professorenschaft herzustellen. Um eine älte-
re Formulierung des amerikanischen Politologen John
Scott (1999) aus einem anderen Kontext aufzugreifen,
können wir in solchen Fällen von „weapons of the
weak“ sprechen. Susanne Kostner (2021), Vorsitzende
des „Netzwerks Wissenschaftsfreiheit“, spricht anhand
mehrerer Beispiele von einer bewusst eingesetzten Tak-
tik des „Disziplinierens statt Argumentierens“, mit
deren Hilfe sich die Protestierenden als Außenseiter sti-
lisieren und sich selbst zum Kampfe ausrichten, um die
Universität zur Abkehr von der bisherigen, liberalen
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Auffassung der Wissenschaftsfreiheit durch moralisie-
rendes (ich würde sagen: politisierendes) Denunzian-
tentum bewegen wollen. 
Eine gewisse Kontinuität der heutigen Kämpfe mit den
älteren Studentenprotesten der 1960er und 1970er
Jahre ist durchaus gegeben; beide fußen auf einer
grundsätzlichen Kritik an der Universität als Institution.
Damals wie heute wird behauptet, die Universität sei
kein Hort der Wissenschaftsfreiheit und des objektiven
Diskurses, sondern vielmehr eine Agentin kapitalisti-
scher Herrschaft; damals wie heute sollte sie stattdessen
zu einem Ort kritischer Bewusstseinsbildung gemacht
werden und damit im Sinne Antonio Gramscis antihege-
monial wirken (Sotiris 2014). Neu ist, dass weniger vom
Klassenkampf als von einer Kritik ethnischer, geschlecht-
licher und kultureller Hegemonie die Rede ist. Es gelte
also, die Dominanz weißer Männer bildungsbürgerlicher
Herkunft anzuprangern und eine Teilhabe von Men-
schen anderer Herkunft (Stichwort „Entkolonisierung“)
und anderer Sexualität am akademischen Diskurs zu for-
cieren (Seckelmann 2020, Gözen 2021).
Inhaltlich reicht das Themenspektrum von den Angriffen
auf den Berliner Politologen Herfried Münkler und den
Osteuropahistoriker Jörg Baberowski an der Humboldt-
Universität Berlin aus dem Jahre 2015, wo mit erkenn-
bar politischen Kategorien gearbeitet wurde, bis hin zu
den heutigen Transaktivist:innen. Andererseits haben
die Angegriffenen es häufig verstanden, sich mit den üb-
lichen Mitteln der öffentlichen Auseinandersetzung, im
Falle Baberowskis auch mit Beleidigungsklagen zur Wehr
zu setzen (für Details vgl. Ash 2022b, S. 29-30). In allen
Fällen handelt es sich nach Selbstdarstellung der Prote-
stierenden um Kämpfe marginalisierter Gruppierungen
um Gehör und damit um verstärkte Repräsentanz. Be-
denken wir aber den Elitenstatus der Leitdenker:innen
der Protestierenden wie Judith Butler, Donna Harraway
oder Edward Said, sowie die Tatsache, dass viele der be-
teiligten Studierenden, darunter gerade die Mitglieder
ethnischer Minderheiten unter ihnen, selbst aus der
Mittelschicht oder gar dem Bürgertum stammen, so
fragt es sich, ob wir ihre Selbststilisierungen als Aussen-
seiter:innen nicht kritischer beleuchten sollten, als bis-
lang geschehen ist. Zudem haben sie häufig genug Sym-
pathisant:innen innerhalb der Institution, weshalb
man/frau sich in mehreren Disziplinen flexibler gezeigt
hat, als die kämpferische Haltung der Protestierenden
ahnen lässt. Ob die zuweilen recht einfachen Annahmen
der Protestierenden dahingehend, dass „mehr von uns“
im Sinne von Lehrstuhlbesetzungen nach dem Kriterium
„Diversity“, so gerechtfertigt diese aufgrund der sozialen
Gerechtigkeit sein mögen, quasi automatisch zum Er-
kenntnisfortschritt führen, steht auf einem anderen
Blatt. Solche Annahmen wurden von der feministischen
Wissenschaftsforschung schon vor mehr als 20 Jahren
infrage gestellt (vgl. Schiebinger 2000).
Relevant sind die unterschiedlichen Haltungen der Uni-
versitätsleitungen in solchen Fällen (vgl. hierzu Ash
2022b, S. 29-30). In den Fällen Münklers und Babe -
rowskis nahm das Präsidium der Humboldt-Universität
eine teilweise lavierende Haltung ein: Es nahm zwar mit
Statements für die Lehr- bzw. die Wissenschaftsfreiheit
Stellung, aber Sanktionen gegen die Studierenden, die

sich anonym gegen Lehrinhalte Münklers denunziato-
risch äußerten, gab es ebenso wenige wie gegen die
studentischen Gremiumsmitglieder, die ein kritisches
Gutachten zu einem Projektantrag Baberowskis an die
Öffentlichkeit weiterleiteten und damit gegen die Ver-
schwiegenheitspflicht verstießen. Der Präsident der
Leibniz-Universität Hannover hat sich in einem anderen
Fall deutlicher positioniert. Nachdem sich studentischer
Protest gegen die Vergabe eines Lehrauftrags an einen
akademisch qualifizierten Polizisten mit der Begrün-
dung richtete, ein Polizist könne nicht objektiv über die
Arbeit der Polizei unterrichten, hielt er in einem Inter-
view fest: „Die Universität ist ein Raum des freien Dis-
kurses. Wir haben die Aufgabe, Diskussionen zu führen.
Dazu gehört es, andere Meinungen auszuhalten“ (Ep-
ping 2021). Die Stellungnahme zeigte jedoch keine
Wirkung, weil der Lehrende den Lehrauftrag zurückgab,
nachdem ein Reifen seines Privatwagens zerstört
wurde. In diesem Fall kam es also tatsächlich zu Gewalt
gegen Sachen, die als Angriff auf die Lehr- und damit
die Wissenschaftsfreiheit intendiert war.  
In einem anderen Fall nahm die Universitätsleitung
gegen eine Maßnahme der eigenen Verwaltung ebenso
klar Stellung (vgl. hierzu Ash 2022b, S. 18). Im Sep-
tember 2021 sandte das Gleichstellungsbüro der Uni-
versität Bonn eine Broschüre aus mit Handreichungen
zum Umgang mit potential verletzenden Inhalten in
der Lehre, so genannten „Trigger warnings“ (Gleich-
stellungsbüro 2021). Die Universitätsleitung distanzier-
te sich von der Publikation im Namen der Lehrfreiheit.
Allerdings tat sie dies erst, nachdem über diese infor-
melle Publikation in der FAZ unter dem Titel „Die Heli-
kopter-Uni“ berichtet wurde (Thiel 2021b; Stellun-
gnahme des Rektorats 2021). Die genannten Beispiele
zeigen, wie heutige Universitätsleitungen zwischen die
Anforderungen ihrer vielen Stakeholder geraten kön-
nen – hier den Schutz der Lehr- und Forschungsfreiheit
ihrer Angehörigen, die Bemühungen eines Teils der ei-
genen Verwaltung um den Schutz der Studierenden vor
vermeintlich traumatisierenden Lehrinhalten, und das
Interesse an einem positiven Image der Einrichtung in
der Öffentlichkeit. 
Für solche Kämpfe und Debatten hat die US-amerikani-
sche Kulturwissenschaftlerin Emily Apter (2018) die be-
merkenswerte Bezeichnung „inconsequential politics“
gefunden. George Orwell hat einmal gemeint, dass
Konflikte innerhalb der politischen Avantgarden so hef-
tig seien, weil so wenig auf dem Spiel stehe. Man könn-
te fast geneigt sein, diese Position auch hier einzuneh-
men. Inwiefern die Erfüllung heutiger Forderungen
nach so genannten „safe spaces“, in denen Gruppen,
die sich für marginalisiert halten, ihre Positionen offen
artikulieren und ihre Unterdrückungserfahrungen mit-
einander teilen können, tatsächlich einen tiefgreifenden
Wandel der Machtstrukturen innerhalb oder außerhalb
der Hochschulen herbeiführen kann, bleibt unklar. Al-
lerdings zeigen die höchst fragwürdigen semijuristi-
schen Verfahren, die heutige Universitätsleitungen in
den USA entwickelt haben, um Vorwürfe sexueller
Belästigungen zu prüfen, dass nicht alle Kämpfe um
Diskurskontrolle an Universitäten unter der Rubrik „in-
consequential politics“ abzufertigen sind. 
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Halten wir als Zwischenfazit fest: In nur wenigen der
bislang bekannten Fälle – dort nämlich, wo Gewalt
gegen Sachen oder gar gegen Forscher:innen, beispiels-
weise bei Experimenten an Vögeln oder Säugetieren,
ausgeübt oder angedroht wurde – liegt eine grundsätz-
liche Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit vor. Im All-
gemeinen gelten wohl eher bei solchen Kämpfen die
Spielregeln der politischen Auseinandersetzung, die
weitestgehend vom Grundrecht auf freie Meinungs-
äußerung gedeckt sind. Im Übrigen gilt dies auch für die
Behauptung, dass die Wissenschaftsfreiheit in Gefahr
sei. Wer sich als Wissenschaftler:in auf ein solches Ter-
rain begeben will, täte also gut daran, diese Spielregeln
vorab zur Kenntnis zu nehmen.

(2) Der Strukturwandel der Öffentlichkeit im
digitalen Zeitalter

Bekanntlich bedienen sich die genannten Protestbewe-
gungen neben lautstarken öffentlichen Demonstrationen
und den Printmedien ausnahmslos des Internets, was
ihnen im Vergleich zu ähnlich ungleichen Kämpfen der
Vergangenheit zum Vorteil gereicht. Wo die gegenwärti-
gen Kämpfe um Diskurskontrolle zu orten sind, ist da-
durch keinesfalls einfacher geworden. Wo befindet sich
da der „öffentliche“, wo der „akademische“ Raum? Bei
alledem sind wir schon beim Strukturwandel der Öffent-
lichkeit und dem damit einhergehenden Verhaltenswan-
del im Zeitalter der nicht mehr ganz neuen Medien ange-
kommen. Vielleicht wäre es genauer, statt von „sozialen“
von „asozialen Medien“ zu sprechen, denn von niedli-
chen Katzenbildern ist wahrlich nicht die Rede.
Während in vordigitalen Zeiten die gesellschaftlichen
Subsysteme über Berichterstattungen in den Print- und
visuellen Medien sowie über die organisierten Populari-
sierungstätigkeiten der Wissenschaftler:innen selbst mit-
einander verkoppelt waren, überwölben heute digitale
Kommunikationswege den öffentlichen Raum und
schalten Teilöffentlichkeiten in Echtzeit aneinander (Ha-
bermas 2021, Krücken 2021). In der Öffentlichkeit bis-
weilen unliebsame Äußerungen von Wissenschaft -
ler:innen können unter diesen Voraussetzungen auch
dann, wenn sie wissenschaftlichen Standards voll ent-
sprechen, zu eruptiven öffentlichen Gegenreaktionen
führen. Darunter fallen Mobbing, „Trolling“, „Doxxing“
(Veröffentlichung der privaten Anschrift oder Telefon-
nummer ohne Erlaubnis) und öffentliche Bloßstellungen
(Polak/Trottler 2020) oder Hassreden. Beispiele sind
weithin bekannt. Hier nenne ich nur den Fall des Berli-
ner Virologen Christian Drosten, dessen Verdienste um
die Kommunikation des sich wandelnden Forschungs-
standes während der Pandemie breite Anerkennung ge-
funden haben, der aber auch von Massenmedien (na-
mentlich der Bildzeitung) mit Vorwürfen der Datenma-
nipulierung konfrontiert wurde (Scientists for Future
2020) und daraufhin von Gegner:innen der Schutzmaß-
nahmen unflätig angegangen worden ist. Ob und inwie-
fern dieses Verhalten durch gesetzliche Vorkehrungen
wie die neuen Gesetze gegen Hass im Netz regelbar ist,
ist umstritten (Schulz/Potthast/Helberger 2021). So oder
so geht es auch hier nicht um Wissenschafts-, sondern
um Meinungsfreiheit.

Ein neues Beispiel eines solchen Kampfes um Diskur-
skontrolle an der Grenze zwischen dem wissenschaftli-
chen Feld und dem öffentlichen Raum ist der Wirbel um
einen angekündigten Vortrag der jungen Biologin Marie
Luise Vollbrecht über die Unterscheidung zwischen
„Sex“ und „Gender“ im Rahmen einer „langen Nacht der
Wissenschaften“ an der Humboldt-Universität im Juni
2022. Nach Protesten des AStA und eines „Arbeitskrei-
ses kritischer Jurist*innen“, die Vollbrecht „Transphobie“
vorwarfen und eine Demonstration ankündigten, sagte
die Veranstaltungsleitung den Vortrag ab. Sie begründe-
te diesen Schritt mit dem Wunsch, Störungen zu vermei-
den, die von anderen Teilen der Veranstaltung ablenken
könnten; der Gesichtspunkt der Wissenschaftsfreiheit
spielte eine untergeordnete Rolle. Das war wieder ein
Beispiel der Schwäche, die Universitätsleitungen häufig
befällt, wenn sie zwischen die Forderungen ihrer vielen
Stakeholder geraten. In diesem Fall wurde die Redefrei-
heit der Biologin durch einen eigens für sie eingeräum-
ten Vortragstermin am 14. Juli wiederhergestellt, „ge-
cancelled“ wurde sie also eigentlich nicht. Die Protestie-
renden lagen auch richtig mit dem Hinweis darauf, dass
das beanstandete Vortragsthema nicht zum Forschungs-
gebiet von Vollbrecht gehört, die als Verhaltensphysio-
login über Sauerstoffmangel in den Gehirnen von
schwach elektrischen Fischen forscht. 
Was jedoch im Folgenden geschah, ist ein Beispiel der
Hemmungslosigkeit im Netz. Nachdem die schweizeri-
sche Wissenschaftsforscherin und Transaktivistin Dana
Mahr sich unter anderem in einem Interview in der
Frankfurter Rundschau (Thorwarth 2022) in aller Schärfe
gegen die Position Vollbrechts anhand eines von ihr mit-
verfassten Gastbeitrags in Die Welt (Hümpel u.a. 2022)
äußerte, wurde Mahr auf Twitter mit kruden Pöbeleien
überhäuft. Zum Gemisch gehörten transfeindliche Äuße-
rungen in roher Sprache von einer „Frau Sommer“, die
sich mit Klarnamen als Marie Luise Vollbrecht entpupp-
te. Als Antwort auf all das formulierte der Vorstand der
Gesellschaft für Wissenschafts-, Medizin- und Technik-
geschichte, der Mahr angehört, eine Solidaritätser-
klärung für sie. Das war ein seltener Fall des Eintretens
einer Fachgesellschaft zur Unterstützung eines ihrer Mit-
glieder. Allerdings hat sich Mahr im besagten Interview
weniger akademisch als im Ton bekannter Politikerdis-
kurse geäußert, indem sie sagte, „Leute wie sie,“ also
Leute wie Vollbrecht kenne man bereits. Auch in diesem
Fall waren also von Anbeginn an die diskursiven Forma-
te einer politischen Debatte und nicht die der wissen-
schaftlichen wirksam. 
Eine politische Aufladung wissenschaftlicher Positionen
war dabei auf beiden Seiten durchaus intendiert. Mahr
(2022) spricht von einem „reaktionären Biologismus“,
der mit seiner Fixierung auf die Gameten der „hochgra-
digen Komplexität“ des Zusammenwirkens von Anato-
mie, Physiologie und Verhaltensbiologie nicht gerecht
werde. Vollbrecht und ihre Mitstreiter:innen sprechen
von einer „Indoktrinierung unserer Kinder“ in Sendun-
gen des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, die von der
Utopie einer beliebigen Wandelbarkeit des biologischen
Geschlechts ausgehe (Hümpel u.a. 2022). Das war ein
Dialog der Gehörlosen, wie er in politischen Debatten
allzu häufig vorkommt. Inwiefern eine Konkurrenz der
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„weichen“ gegen die „harten“ Fächer innerhalb der Le-
benswissenschaften eine Rolle spielt, bedarf der nähe-
ren Untersuchung. 
Das Beispiel, das ich hier in aller Kürze angeführt habe,
kann die Komplexität dieser Thematik selbstverständ-
lich nicht vollständig beleuchten. Trotzdem scheint klar
zu sein, dass es sich auch hier größtenteils weniger um
direkte Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit als um
kontrovers geführte Debatten über Fachinhalte im kul-
turellen Wandel handelt, die unter dem Schutz der
Rede- und Meinungsfreiheit verlaufen (für eine rechtli-
che Analyse vgl. Seckelmann 2020). Fälle wie dieser
können wegen der Heftigkeit der Auseinandersetzung
und der Pöbeleien im Netz durchaus zu einem Rückzug
von Wissenschaftler:innen aus der öffentlichen Debatte
oder von Studierenden aus der universitätsinternen Dis-
kussion führen. Es gibt aber keine rechtsgültige Instanz,
die in solchen Fällen an deutschen Universitäten „Dis-
kurskontrolle“ ausübt oder gar Redeverbote erteilt, und
das ist gut so. 

(3) Der Wandel der Machtverhältnisse 
innerhalb der Universitäten 

In diesem Teil meiner Bemerkungen wechselt der Ort
des Geschehens von dem Grenzraum zwischen Wissen-
schaft und Öffentlichkeit hin zu den sich wandelnden
Machtverhältnissen der Universitäten selbst. Hier gilt es,
das Augenmerk auf die zunehmende Stärke der zentra-
len Universitätsverwaltungen gegenüber den Fakultäten
und einen von der Verwaltung geführten Management-
Diskurs zu richten, der im Zeitalter der zunehmenden
Drittmitteldominanz Oberhand zu gewinnen scheint
(zur „managerial revolution“ an den Hochschulen vgl.
Hüther 2010). Mittlerweile ist das Hochschulmanage-
ment zu einem eigenen Beruf mit eigenen Fachzeit-
schriften geworden. Der Trend in Richtung Drittmittel-
einwerbung als bevorzugter Weg der Forschungsfinan-
zierung geht mit der Hinwendung zu einer „unterneh-
merischen Hochschule“ mit starker Profilbildung und
strategischer Ausrichtung einher. Hierzu gehört aber
auch die zunehmende Begleitung und Kontrolle von Be-
rufungsverfahren durch Delegierte der Leitungen unter
der Rubrik „Qualitätssicherung“. An anderer Stelle (Ash
2022b) habe ich diesbezüglich eher neutral vom „Mana-
gementwissen“ gesprochen, doch eigentlich könnte von
„administrativer (Un)vernunft“ die Rede sein. 
Den diskursiven Wandel, der damit einhergegangen ist,
hat die Soziolinguistin Ruth Wodak (2015) detailliert
dargelegt. Er erschöpft sich nicht in steuerungsorien-
tierten Stichworten wie „Wettbewerbsfähigkeit“, „Stra-
tegiefähigkeit“ oder „Profilbildung“, sondern erstreckt
sich auf Termini wie „Wissensbilanzen“ oder „Bench-
marking“, die auf eine Kolonisierung der Hochschulpo-
litik durch die Betriebswirtschaft hindeuten, sowie an-
dere Anglizismen wie „Governance“. Mit diesem Dis-
kurs wird eine zunehmende Vorherrschaft administrati-
ven Denkens und der damit einhergehenden quantitati-
ver Kriterien der Beurteilung wissenschaftlicher Arbeit
wie dem Ausmaß eingeworbener Drittmittel oder der
Zitierhäufigkeit (Stichwort H-Faktor) signalisiert, was
keinesfalls auf die MINT-Fächer begrenzt ist, obwohl es

dort begann. Nimmt man die allgegenwärtige themati-
sche Stichwortgeberei hinzu, die quer durch die Diszi-
plintypen präsent ist, kann das alles durchaus unter der
Rubrik Diskurskontrolle studiert werden. Eine Art Dis-
kurskontrolle liegt sehr wohl vor, wenn wissenschaftli-
che Reputation nicht mehr über die bislang wirksamen
informellen Wege, sondern über vermeintlich „objekti-
ve“ Formate wie die eben genannten bestimmt wird.
Damit lösen Kriterien des „Managementwissens“ die
bisherigen Formen von Reputation und Reputationser-
werb ab, was sich u. a. in der Arbeit von Berufungskom-
missionen widerspiegeln kann (vgl. hierzu Gläser/
Hüther 2022).
Unstrittig scheint es inzwischen zu sein, dass dieser
Strukturwandel die Wahl der Forschungsthemen und 
-formate inhaltlich beeinflusst, indem er Anreize ge-
schaffen hat, Arbeit an aktuellen Themen („grand chal-
lenges“ oder „hot topics“) in großen Forschungsverbün-
den zu produzieren und die Ergebnisse in anerkannten
(peer-reviewed) Formaten zu publizieren. Ob es sich
dabei um „perverse incentives“ handelt, die sich eher
entgegen als zugunsten der wissenschaftlichen Qualität
auswirken und sogar zu Verstößen gegen die gute wis-
senschaftliche Praxis führen können (Edwards/Roy
2016), steht zur Debatte. Anreizsetzungen wie diese
mögen nicht an sich als Bedrohungen der Wissenschafts-
freiheit intendiert sein, aber der Einfluss dieses Steue-
rungsdiskurses auf das Verhalten der Beteiligten am
Wettbewerb, konkret auf die Auswahl von Themen, Me-
thoden und Organisationformen, ist wohl kaum zu leug-
nen. Einmal hat ein angesehener Wissenschaftsmanager
in meiner Anwesenheit im Falle des Clusterwettbewerbs
der Exzellenzinitiative von opportunistischen „Beutege-
meinschaften“ gesprochen. Andererseits gibt es anekdo-
tische Berichte darüber, wie Hochschulleitungen oder
Wissenschaftsministerien der Länder vielversprechende
Clusteranträge aus strategischen Gründen nicht weiter-
geleitet haben sollen, weil sie andere Anträge für chan-
cenreicher oder thematisch relevanter hielten. Auch das
ist eine Art Diskurskontrolle. 
Selbstredend ist die Forschung an Themen wie Klima-
wandel, Umweltschutz u.v.m. notwendig und wün-
schenswert. Doch die Finanzierung solcher Großunter-
nehmungen geschieht leicht auf Kosten der Einzelförde-
rung. In der Folge kommt es zur Ablehnung auch von
positiv beurteilten Projektanträgen, die nicht in die fa-
vorisierten Forschungsverbünde eingegliedert sind. In
einer solchen Situation besteht die Wissenschaftsfreiheit
zwar weiterhin, aber in der merkwürdigen Gestalt, dass
man mangels ausreichender Grundausstattung die Wahl
hat, sich an diesem aufreibenden Wettbewerb zu betei-
ligen oder auch nicht. Dabei kann eine Entscheidung,
die Wissenschaftsfreiheit als individuelles Recht so zu
handhaben, dass man hier nicht mittut, durchaus nega-
tive Folgen für das jeweils eigene Standing im Fach oder
innerhalb der Universität haben. 
In Anbetracht dieser Strukturwandlungen und der damit
einhergehenden Vorherrschaft der Steuerungsdiskurse
und des Managementwissens scheint die Behauptung,
der Wissenschaftsbereich sei von akademisch-innenpoli-
tischen Auseinandersetzungen völlig frei zu halten, rea-
litätsfremd geworden zu sein. Durch solche Entwicklun-
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gen sind zwar das Leben oder die persönliche Freiheit
von Wissenschaftler*innen kaum gefährdet – anders als
in autokratischen Regimen; aber die akademischen Zu-
kunftspläne jüngerer und zuweilen auch älterer For-
scher:innen werden sehr wohl tangiert. So gesehen er-
hält der Kampf um Diskurskontrolle innerhalb der Uni-
versitäten eine realpolitische Dimension, die über die
oben besprochenen öffentlichen Debatten hinausgeht.

Schluss
Nehmen wir alle drei der hier thematisierten Dimensio-
nen dieses Themas in den Blick, so wird klar, wie ein-
gangs festgehalten, dass hier von „academic politics“ in
unterschiedlicher Ausprägung die Rede ist. Konventio-
nelle, normativ gemeinte Dualismen, wonach „die Wis-
senschaft“ im politikfreien Raum stattfinde oder stattzu-
finden habe, während „die Politik“ lediglich als uner-
wünschte Störung von außen behandelt wird, genügen
der Sachlage nicht mehr, falls sie das jemals getan haben
(vgl. hierzu Ash 2022a). 
Jedenfalls ist es heute kaum zu bestreiten, dass Kämp-
fe um Diskurskontrolle an deutschen Universitäten,
insofern sie auch im öffentlichen Raum geschehen,
Teil der öffentlichen Debatte und daher primär unter
dem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung zu be-
handeln sind. Solche Debatten sind in einer freien Ge-
sellschaft unvermeidbar, vielleicht sogar wünschens-
wert. Auch die Geltung von Expertenwissen muss in
der öffentlichen Debatte und mit den Mitteln dieser
Sphäre verteidigt und durchgesetzt werden; die Zeit
einer respektvollen Verneigung vor den Großordinari-
en ist längst den PR-Strategien der Wissenschaftsman-
ger:innen gewichen. Die Botschaft an die Großordina-
rien von heute lautet daher: Wir leben nun einmal in
einer Demokratie: get used to it! Eine grundsätzliche
Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit geht aus solchen
Auseinandersetzungen wie den hier exemplarisch ge-
schilderten nicht hervor. Sehr wohl besteht aber die
Herausforderung für Wissenschaftler*innen, die sich
daran beteiligen wollen, die Skills zu erlernen, die
benötigt werden, um in öffentlichen Debatten zu be-
stehen. Zu diesen Skills könnte gehören, bei Debatten
im Netz der Versachlichung willen auf Klarnamen zu
bestehen. Wer harte Debatten scheut und harmlose
PR-Verlautbarungen für Wissenschaftskommunikation
hält, wird früher oder später mit der Naivität solcher
Ansichten konfrontiert werden. 
Was die inneruniversitäre Seite des Themas betrifft,
mögen neuere juristische Argumente zugunsten einer
Ausweitung der Trägerschaft des Grundrechts auf Wis-
senschaftsfreiheit von Individuen auf Institutionen und
eine Ausweitung des Begriffs selbst von einem individu-
ellen Abwehrrecht zu einem Gewährleistungsrecht an
Bedeutung gewinnen (Schimank/Hüther 2022 – in die-
sem Heft). Akzeptieren wir diesen Wandel, so könnte
der Begriff der Wissenschaftsfreiheit die Vorstellung
einer freedom of academic opportunity beinhalten, die
sowohl eine Vielfalt der personellen Zugangschancen
zum Forschungsbetrieb als auch eine solche der thema-
tischen wie der organisatorischen Optionen umfasst.
Auch ohne eine derartige Ausweitung des Begriffes und

der Trägerschaft der Wissenschaftsfreiheit ist es den
heutigen Universitätsleitungen nahe zu legen, trotz
ihrer Angst vor Abschreckung der Fördergeber aus der
Politik und der Wirtschaft oder vor Störungen durch lär-
mende Studierende im Rahmen ihrer Fürsorgepflicht
aktiv für die Grundrechte ihrer Angehörigen einzutre-
ten, gegebenenfalls vor Gericht. Genau dies hat neuer-
dings eine Kommission der Universität Hamburg in
einem „Kodex Wissenschaftsfreiheit“ unter anderem
empfohlen (Universität Hamburg 2022; vgl. Piegsa
2022). Übernehmen sie diese Verantwortung nicht,
dann negieren sie den Wert, für den ihre Institutionen
überhaupt bestehen.
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1 Eine frühe Andeutung des Gewährleistungsrechts findet sich bereits in der
Weimarer Reichsverfassung, wo es im §142 nach der Erklärung, dass Kunst
und Wissenschaft frei seien, weiter heißt: „Der Staat gewährt ihnen Schutz
und nimmt an ihrer Pflege teil.“ Den zweiten Halbsatz kann man so lesen,
dass der Staat nicht nur Angriffe auf die Wissenschaft abwehren muss,
sondern weiterhin auch dafür zu sorgen hat, dass sie gedeihen kann –
wozu als Allerwichtigstes auskömmliche finanzielle Mittel zählen.

Uwe Schimank & Otto Hüther

Forschungsfreiheit als finanzielles 
Gewährleistungsrecht: 
Was heißt das für die Grundausstattung 
von Professuren? Otto HütherUwe Schimank 

Einleitung

Führt man sich – etwa auch anhand der Beiträge zu Un-
garn oder Weißrußland in diesem Heft – vor Augen, wie
Wissenschaftsfreiheit in nicht wenigen Ländern mit
Füßen getreten wird, kann man schnell zu dem Schluss
gelangen, dass Klagen über Einschränkungen oder zu-
mindest Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit hierzu-
lande ‚Luxus-Wehwehchen‘ seien. In der Tat schneidet
Deutschland beim Academic Freedom Index, der welt-
weit für 175 Länder das Ausmaß an dort etablierter Wis-
senschaftsfreiheit zu ermitteln versucht, glänzend ab:
Mit 966 von 1000 möglichen Punkten ist man denkbar
nahe am Idealzustand (Kinzelbach et al. 2021, S.24).
Doch abgesehen davon, dass dieser Index noch nicht
sehr verlässlich ist: Müssen sich Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen, sofern sie Grund zur Kritik an Ent-
wicklungen haben, die ihre Freiheit der Forschung und
Lehre beeinträchtigen könnten, mit dem Argument ab-
fertigen lassen, dass das ein ‚Jammern auf hohem Ni-
veau‘ darstelle, da es anderswo viel schlimmer um die
Wissenschaftsfreiheit bestellt sei? Auch wenn sich man-
che Wissenschaftspolitikerinnen und -administratoren
immer mal wieder auf solch ein Argumentationsniveau
begeben, muss man sie beharrlich daran erinnern, dass

es zu ihren Aufgaben gehört, Gefährdungen der Wissen-
schaftsfreiheit entgegenzutreten – möglichst schon
dann, wenn das Kind noch nicht in den Brunnen gefallen
ist, und auch und gerade dann, wenn diese Gefährdun-
gen pikanterweise von ihnen selbst ausgehen.
Wichtig ist hierbei, dass Wissenschaftsfreiheit nicht auf
ein individuelles Abwehrrecht gegen Interventionen von
Kirchen, Politikern, öffentlicher Meinung und anderen,
denen wissenschaftliche Erkenntnisse aus dem einen
oder anderen Grunde nicht genehm sind, reduziert wird.
Wissenschaftsfreiheit wird seit Langem in gleichem
Maße auch als ein Gewährleistungsrecht verstanden, bei
dem es um die faktische Möglichkeit der Verwirklichung
von Forschungs- und Lehrfreiheit geht.1 Während es in
der Tat hinsichtlich des Abwehrrechts in Deutschland
derzeit keine systematischen Gefährdungen gibt, gilt
dies nicht so uneingeschränkt für das Gewährleistungs-
recht. Vielmehr gibt es starke Indizien dafür, dass sich

Freedom of Research as a Financial Entitlement: 
What Does This Mean for the Basic Funding of Professorshipsm?

If freedom of research is understood as a financial entitlement, the question arises whether, in view of the shortage of
basic funding at German universities, the growing pressure to acquire third-party funding for research financing could
pose a threat to freedom of research. Two threats are possible: the prevention of research where applications for exter-
nal funding were not successful, and the deformation of research with regard to the choice of topics, methods, theoret -
ical perspectives and other aspects in order to increase the chances of success of applications for external funding. Both
threats could be counteracted by granting a basic funding that in itself enables to do research. In this case, however, the
first question is how to reliably define such a basic funding, which will vary considerably depending on the discipline. It
is proposed to take inspiration from the way in which German unemployment benefit which enables persons to live a
dignified life is specified in social policy.
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2 Dieser Abschnitt beruht auf der ausführlicheren Darlegung in
Schimank/Hüther (2022, S. 19-34).

3 Anfang der 1990er Jahre sprach die HRK (1993, S. 2-7) hierzu – mit Zahlen
belegte – deutlichere Worte als heute.

4 In der Hochschulstatistik ist dies die Kategorie „laufende Mittel“. 

durch Veränderungen der Finanzierung der Forschung in
den letzten Jahrzehnten – die Lehrfreiheit wird hier aus-
geblendet, auch wenn sie genauso wichtig ist – eine
eher schleichend sich vollziehende und oft schwer ding-
fest zu machende Einschränkung der Forschungsfreiheit
in Deutschland eingestellt hat. In einer im Dezember
2019 und Januar 2020 durchgeführten Befragung eines
Zufallssamples deutscher Universitätsprofessoren zum
Thema „Forschungsfreiheit an deutschen Universitäten“
gab es mehrere Fragen zu „finanziellen Hemmnissen“
der Forschung. Mit Blick auf die je eigene Situation er-
hielten folgende Aussagen diese Zustimmungswerte:
• 71% der Befragten stimmten zu: „Antragsverfahren

sind zu kompliziert und aufwendig, und es kostet zu
viel Zeit, sich für Forschungsmittel zu bewerben.“

• 63% Zustimmung: „Aus dem Institutsetat/Universi -
täts etat gibt es zurzeit zu wenig oder keine For-
schungsmittel.“

• 38% Zustimmung: „Es gibt häufig zu enge inhaltliche
Vorgaben von Projektförderern.“ (Petersen 2020, S. 196)

Etwas plakativ zugespitzt attestierten somit knapp drei
Viertel aller Professoren und Professorinnen Drittmittel-
anträgen eine entmutigende Aufwand/Ertrags-Bilanz;
knapp zwei Drittel sahen sich aber darauf zurückgewor-
fen, weil die ‚Bordmittel‘ der Grundfinanzierung nicht
ausreichen. Als Konsequenz aus dieser Drittmittelab-
hängigkeit machten knapp zwei Fünftel Geldgeber ver-
schiedenster Art aus, die mit den vergebenen Drittmit-
teln Vorgaben verbinden, wodurch die Autonomie der
Forschung eingeschränkt werde. Auch wenn man beach-
tet, dass die erhobenen Einschätzungen mit gewissen
Unsicherheiten behaftet sind, weil vielleicht überpro-
portional Personen teilnehmen, die eine besondere ei-
gene Betroffenheit wahrnehmen, und auch keine ‚har-
ten Fakten‘ erhoben wurden, wird dennoch deutlich,
dass neben anderen, augenfälligeren Problemen der For-
schungsfreiheit auch der finanzielle Nexus derzeit bei
nicht wenigen Besorgnisse auslöst.
Im Folgenden richten wir den Blick auf die Grundaus-
stattung von Professuren und gehen dabei in zwei
Schritten vor. Im ersten Schritt diagnostizieren wir, wie
sich die Finanzmittel für die Forschung in den letzten
Jahren verändert haben und welche Folgen das ab
einem bestimmten Punkt für die Forschungsfreiheit
haben kann. Im zweiten Schritt stellen wir sodann
einen – wie uns klar ist: provokanten - Therapievor-
schlag zur Diskussion. Dieser wäre zwar kein Allheilmit-
tel, würde aber an einem Dreh- und Angelpunkt der
Problematik ansetzen. 

1 Diagnose: Unterfinanzierte Professuren als
Gefährdung von Forschungsfreiheit2

Die Grundausstattung der Universitäten waren einmal
die finanziellen Mittel, die jeder einzelnen Professur in
den Berufungsverhandlungen dauerhaft zugesichert
wurden, plus der Überbau an allgemeinen, insbesondere
an den Studierendenzahlen ausgerichteten Mitteln, aus
denen nicht nur die Verwaltung und laufende Kosten,
sondern auch Investitionen, etwa in IT oder Gebäude,
bezahlt wurden. Diese grobe Aufteilung der Grundaus-

stattung in Budgetposten findet sich weiterhin. Neu ein-
geführt wurde in den 1990er Jahren in fast allen Bun-
desländern die leistungsorientierte Mittelvergabe an die
Universitäten, mittels derer – meist kleinere – Teile der
Grundausstattung nach sehr grobschlächtigen Leistungs-
indikatoren wie eingeworbenen Drittmitteln in der For-
schung, Studierendenzahlen und Absolventenquoten in
der Lehre verteilt werden (Jaeger 2005; Hartwig 2006).
Dies war der Versuch, die Zuteilung der Grundausstat-
tung stärker wettbewerblich zu gestalten – gemäß der
immer noch geltenden Doktrin des „New Public Ma -
nage ment“, dass Wettbewerbsdruck leistungssteigernd
wirkt. Allerdings zeigte sich schnell, dass das Gros der
Grundausstattung – vor allem die Finanzmittel für nicht
kündbares Personal – nicht einmal mittelfristig disponi-
bel war, man also als Geldgeber leere Versprechungen
bzw. Drohungen aussprach (Minssen/Wilkesmann
2003). Viel wichtiger als die leistungsorientierte Mittel-
vergabe an die Universitäten war daher, dass erstens der
Anstieg der Grundausstattung der Universitäten weit
hinter dem Anstieg der Studierendenzahlen zurückge-
blieben und zweitens der Anteil der Grundausstattung
an der Finanzierung der Universitäten seit den 1980er
Jahren kontinuierlich zurückgegangen ist.
Ersteres hat zu einer chronischen Unterfinanzierung ge-
führt, die nur mehr schlecht als recht über prekäre Zwi-
schenfinanzierungen wie die verschiedenen „Pakte“ sowie
je individuelle oder in Verbünden organisierte Drittmittel-
beschaffungen partiell kompensiert werden konnte (Doh-
men/Wrobel 2018).3 Seit dem Öffnungsbeschluss der
Kultusministerkonferenz im Jahr 1977 zur als temporär
gedachten „Untertunnelung“ des „Studentenbergs“, was
sich schnell als Illusion herausstellte, gibt es diese struktu-
relle Unterfinanzierung (Szöllösi-Janze 2021, S. 247). Die
preisbereinigten Grundmittel4 je Studierenden sind seit
1995 von 8.300€ jährlich auf 6.600€ im Jahr 2015
zurückgegangen – rechnet man die Hochschulpakt-Mittel
ab, sogar auf 5.500€ (Wissenschaftsrat 2018, S. 10). Ein
ähnliches Bild zeigt sich bei den preisbereinigten Grund-
mitteln pro Absolvent (Wissenschaftsrat 2013, S. 116).
Drastisch formuliert: Die „Billig- Studierenden“ und „Bil-
lig-Absolventen“ werden immer noch billiger.
Der Lehrbedarf ist also nicht ausfinanziert; und um den
schwer abweisbaren Lehrerfordernissen dennoch – mehr
schlecht als recht – gerecht werden zu können, leidet die
Grundfinanzierung der Forschung, indem stillschwei-
gend Zeitkontingente von Forschungs- auf Lehraufgaben
umgelenkt werden – oder klammheimlich Lehraufgaben
vernachlässigt werden (Schimank 1995). 
Für die Finanzierung der Universitäten und ihrer For-
schung ist entsprechend eine deutlich gestiegene Dritt-
mittelabhängigkeit zu verzeichnen (Aljets 2015, S. 84-
91; Winterhager 2015). Auch dies ist kein neues Phäno-
men, sondern beginnt bereits in den 1980er Jahren. Für
den Zeitraum von 1980 bis 1990 betrug das reale
Wachstum der Drittmittel 43,5%; die Grundmittel für
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Lehre und Forschung wuchsen hingegen real nur um 4%
(Wissenschaftsrat 1993, S. 63). Auch in den 1990er Jah-
ren waren die Steigerungsquoten bei den Drittmitteln
deutlich höher als bei den Grundmitteln (Wissenschafts-
rat 2001, S. 3). Diese Entwicklung hat sich in den
zurückliegenden 25 Jahren fortgesetzt. So ist der Anteil
der Drittmittel an den Gesamtausgaben der Universitä-
ten seit 1995 bis heute von 14% auf 25% gestiegen –
was in Richtung einer Verdopplung geht. Insgesamt gilt
also: „Drittmittel ergänzen nicht mehr die Grundmittel,
sie müssen sie zunehmend ersetzen“ – so die kritische
Äußerung der damaligen Generalsekretärin der DFG,
Dorothee Dzwonnek, im Jahr 2014 (zitiert bei Szöllösi-
Janze 2021, S. 258, Hervorheb. weggel.). 
Was bedeutet die Verschiebung der Forschungsfinanzie-
rung in Richtung Drittmittel? 
• Drittmittel sind erstens in zeitlicher Hinsicht befristete

Finanzierungen der Forschung. Auch wenn inzwischen
die Grundausstattung einer Professur vielerorts eben-
falls befristet vergeben wird, ist der Zeithorizont von
Grundausstattungszusagen länger: bei Forschungspro-
jekten meistens zwischen zwei und vier Jahren, bei der
Grundausstattung typischerweise zwischen fünf und
sieben Jahren. 

• Zweitens sind Grundausstattungszusagen in sachlicher
Hinsicht in der Regel mit weniger spezifischen Ver-
wendungsvorgaben versehen als Projektmittel. Durch
die Beachtung von gelegentlich sehr eng gesetzten
Förderkriterien und durch den eigenen Projektantrag
ist man in erheblichem Maße gebunden, während zur
Verfügung gestellte Mitarbeiterstellen, Räume, Infra-
struktur und weitere Sachmittel im Rahmen der Deno-
mination einer Professur eigenständig und auch flexi-
bel eingesetzt werden können.5 Die Einwerbung von
Drittmitteln unterliegt darüber hinaus einer Beurtei-
lung im Hinblick auf ein spezifisches Forschungspro-
jekt; Grundausstattungsmittel werden hingegen an-
hand mehrerer und allgemeiner gefasster Kriterien von
Lehre und Forschung zugewiesen. 

• Schließlich gibt es drittens auch in sozialer Hinsicht
einen erheblichen Unterschied beider Arten der Res-
sourcenzuteilung. Drittmittel sind zumeist unter Kon-
kurrenzbedingungen einzuwerben, und dabei besteht
ein echtes und immer öfter hohes Risiko, erfolglos zu
bleiben. Sie sind also nicht nur zeitlich begrenzt und
mit erheblichen sachlichen Auflagen versehen, son-
dern auch noch ungewiss. Bei der Grundausstattung
gilt hingegen, auch wenn sie immer wieder neu mit
der Hochschulleitung verhandelt werden muss, bislang
zumindest noch: Eine Universität muss schon in einer
erheblichen finanziellen Schieflage sein, und zusätzlich
muss eine Professur deutliche Leistungsdefizite oder
Unterauslastung erkennen lassen, damit nennenswerte
Reduktionen der Grundausstattung drohen. Hier gibt
es unter normalen Umständen zwar meist keinen Zu-
wachs, doch es herrscht zumindest eine ziemlich ver-
lässliche Besitzstandswahrung vor.

Damit ist die Grundausstattung im Vergleich zu den
Drittmitteln ein „protected space“ (Whitley 2014), wenn
auch in deutlich geringerem Maße als früher. Eine fort-
dauernde Unterfinanzierung der Grundausstattung der

Universitäten durch die zuständigen Bundesländer hat in
Sachen Forschung zu einer sich zuspitzenden Abhängig-
keit von Drittmitteln geführt, woraus eine Intensivierung
der Konkurrenz um diese und sinkende Erfolgschancen
resultierten. Diese Einschränkung von Forschungsmög-
lichkeiten ging weiterhin damit einher, dass der Anteil
derjenigen vergebenen Drittmittel, der auf große Freihei-
ten lassende Drittmittelformate entfiel, geschrumpft ist;
mit immer mehr Drittmitteln sind mittlerweile Vorgaben
der einen oder anderen Art verbunden – insbesondere
Auflagen zu Themen, Kooperationspartnern und -for-
men, Interdisziplinarität, Transfer und Publikationsfor-
men. Lange Zeit wurden diese Phänomene als reine Fi-
nanzierungsprobleme diskutiert – und der Bezug zur Wis-
senschaftsfreiheit wurde gar nicht explizit angesprochen
oder gesehen. Doch wenn diese Verschiebung der Finan-
zierungsquellen eine bestimmte Größenordnung an-
nimmt, können daraus zweierlei Arten von Gefährdun-
gen der Forschungsfreiheit hervorgehen. 
Es kann erstens – äußerst einschneidend – eine Verhinde-
rung von Forschung durch Beschneidung von Forschungs-
möglichkeiten wegen Zeitmangel, also einer Präokkupati-
on durch andere Dienstaufgaben wie Lehre und Selbstver-
waltung, oder auf Grund von dauerhafter Erfolglosigkeit
bei der Drittmitteleinwerbung stattfinden.6 Wenn sicher-
gestellt wäre, dass hierbei nur oder weit überwiegend
qualitativ schlechte Forschung ausgesiebt wird, läge dies
im Sinne einer Leistungssteigerung auf der Linie des wis-
senschaftspolitisch Gewollten und wäre insofern zu be-
grüßen. Diesen Beweis ist man allerdings bislang schuldig
geblieben; im Gegenteil gibt es Evidenz, dass eine Ver-
knappung von Fördermöglichkeiten weniger auf dem
Spektrum von qualitativ gut vs. qualitativ schlecht statt-
findet, sondern entlang des Spektrums von Mainstream
vs. unkonventionelle Herangehensweisen. Damit werden
zwei Arten von Förderfehlern begangen: Mittelmäßiger
und auch schlechter Mainstream wird – möglicherweise in
beträchtlichem Maße – gefördert; und interessante oder
sogar vielversprechende unkonventionelle Herangehens-
weisen haben es schwer.
Zweitens kann es zu mehr oder weniger großen Ein-
schränkungen der Wissenschaftsfreiheit kommen, wenn
jemand unter Druck gerät, eine Verbiegung der eigenen
Forschung vorzunehmen – meistens deshalb, um deren
vollständige Verhinderung noch abwenden zu können.
Zur Verhinderung einer solchen Verhinderung nimmt
man eine Einschränkung der Themen- (Gläser/Laudel
2016; Gläser 2019), Deutungs- oder Vorgehensfreiheit
(Janßen/Schimank 2021) als kleineres Übel gegenüber
einem Verlust an Forschungsmöglichkeiten hin.7 Doch
man forscht dann eben über Themen, die auf der eige-
nen Agenda weder von den eigenen Interessen noch

5 Allerdings werden in den inzwischen etablierten Ziel- und Leistungsverein-
barungen mit Professoren immer wieder auch sehr spezifische Ziele fixiert,
so dass der Unterschied zu Projekten verschwindet.

6 Die radikalste Variante der Einschränkung von Wissenschaftsfreiheit
kommt im Effekt einem völligen Entzug von Forschungsmöglichkeiten
gleich – obwohl Forschung deutschen Professorinnen und Professoren als
Dienstaufgabe abverlangt und formell gewährt wird.

7 Eine sehr gute Systematik von „researchers‘ responses to their funding si-
tuation“ und deren Bedingungen, aus der die verschiedenen Gefährdungs-
potentiale hervorgehen, findet sich bei Laudel (2021). 
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von den eigenen Fähigkeiten her gesehen an erster Stel-
le stehen, die aber forschungspolitisch ‚angesagt‘ sind;
man fügt sich theoretisch und methodisch in den Main-
stream; und man nimmt weitere Restriktionen hin, reiht
sich also etwa in Verbundprojekte ein, um an Drittmittel
zu kommen.8
Vier Stimmen aus den letzten Jahren zu dieser Proble-
matik seien kurz zitiert. In der Stellungnahme eines Ex-
pertenkreises der Konrad Adenauer Stiftung (2017, S. 7)
ist davon die Rede, dass eine institutionell gewährleiste-
te und auch durch kein wissenschaftsfeindliches Mei-
nungsklima angegriffene Wissenschaftsfreiheit dennoch
nicht viel wert sei, wenn die finanzielle Absicherung
fehle. Und das heißt in der jetzigen Situation: „Wissen-
schaft benötigt eine ausreichende und verlässlich plan-
bare Grundfinanzierung. Um die Forschung zu sichern,
muss die Grundfinanzierung der Hochschulen durch die
öffentliche Hand angehoben werden. Ohne genügende
Finanzmittel bleibt Wissenschaftsfreiheit ein leeres Ver-
sprechen.“ Hier wird in zwei Hinsichten Klartext gespro-
chen: erstens, dass hinreichende Finanzen eine conditio
sine qua non für Wissenschaftsfreiheit sind, und zwei-
tens, dass diese Finanzen vor allem in Gestalt einer ver-
lässlichen Grundfinanzierung zu gewähren sind – also
nicht in immer größerem Ausmaß als wettbewerblich
einzuwerbende und daher stets unsichere Drittmittel.
Knapper formuliert, aber in die gleiche Richtung gehend
heißt es in den „Zehn Thesen zur Wissenschaftsfreiheit“
der Allianz der Wissenschaftsorganisationen aus dem
Jahr 2019 bereits in der Präambel, dass „… die Bereit-
stellung finanzieller Mittel durch den Staat … für eine
freie Wissenschaft unverzichtbar …“ sei; und dies wird
später als „angemessene Grundfinanzierung“ konkreti-
siert (Allianz 2019). Der Präsident des Deutschen Hoch-
schulverbands, Bernhard Kempen, wiederum fasst die
aktuelle Situation unverblümt folgendermaßen zusam-
men: Es „… besteht allenthalben Einigkeit darin, dass
die Hochschulen unterfinanziert sind. Die Hochschulen
sagen das, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, alle
weiteren Wissenschaftsorganisationen, die Presse, die
Wissenschaftsminister, und selbst die hartleibigsten Fi-
nanzminister stimmen schmallippig zu.“ (Kempen 2018,
S. 391) Und sogar das CHE weist mittlerweile darauf hin,
dass die Grundfinanzierung an einigen Universitäten „in-
zwischen deutlich unter 50%“ des Haushalts liege, und
bezeichnet diesen Zustand als „in der Tat suboptimal“
(CHE 2020, S. 12). 
Dass von der Interessenlage und wissenschaftspoliti-
schen Orientierung so diverse Sprecher darin überein-
stimmen, dass die finanzielle Grundausstattung der deut-
schen Universitäten immer problematischer geworden
ist, ist natürlich noch kein Beweis, dass die Problematik
tatsächlich besteht; aber als Hinweis, dass man sich
darum kümmern sollte, ob hier Handlungsbedarf vor-
liegt, ist der gemeinsame Tenor der Stellungnahmen
wohl schon zu verstehen. Auffallend ist zudem, dass zwar
das Problem von den diversen Sprechern erkannt wird,
aber keinerlei konkrete Problemlösungsvorschläge ge-
macht werden. Auch Geldsummen, die fehlen und be-
reitgestellt werden müssten, werden nicht genannt.
Ohne konkrete Geldsummen lassen sich aber keine For-
derungen stellen, bei denen überprüfbar wäre, ob und in

welchem Maße sie von den Geldgebern erfüllt werden.
Es bleiben leere Forderungen, und die Debatte zur Unter-
finanzierung bleibt damit ‚blutleer‘ und tritt so seit Jahr-
zehnten auf der Stelle. Für alle gerade zitierten Äußerun-
gen fände man leicht Pendants von vor 20 Jahren. 

2 Therapievorschlag: Von der Sozialpolitik 
lernen! 

Vor diesem Hintergrund wollen wir nun einen Schritt
skizzieren, der die Debatte zur Unterfinanzierung der
Universitäten vielleicht voranbringen könnte. Hierzu
wendet man sich tunlichst zunächst der juristischen De-
batte zu. Denn die dort „herrschende Meinung“ be-
stimmt, welche einklagbaren Rechte die staatlich getra-
gene Wissenschaft, einzelne Universitäten und letztlich
einzelne Professoren auf eine bestimmte Grundausstat-
tung haben. Es wird allerdings schnell erkennbar, dass
die juristischen Überlegungen am entscheidenden Punkt
stoppen. Sie gehen schon seit der Weimarer Verfassung
nicht über die gewährleistungsrechtliche Generalformel
hinaus: „Schutz bedeutet auch Förderung.“ (Meusel
1984, S. 15) Wissenschaftsfreiheit muss nicht nur gegen
Angreifer verteidigt, sondern sie muss auch ermöglicht
werden. Wie es das Bundesverfassungsgericht in seinem
Urteil aus dem Jahr 1973 abstrakt umschrieb: Der Staat
habe „… funktionsfähige Institutionen für einen freien
Wissenschaftsbetrieb zur Verfügung zu stellen …“, die-
sen also „… durch Bereitstellung von personellen, finan-
ziellen und organisatorischen Mitteln zu ermöglichen
und zu fördern …“ (zitiert nach Weingart 2014, S. 318).
Ohne „eine korrespondierende Finanzausstattung“ (Ruf-
fert 2006, S. 183) geht es nicht. 
Dieter Grimm (2021, S. 23) bekräftigt in einer aktuellen
Stellungnahme zunächst, Wissenschaftsfreiheit beziehe
sich aus der Sicht individueller WissenschaftlerInnen als
Funktionsträger „… auf die Möglichkeit, sich wissen-
schaftsgerecht, also funktionsgerecht zu verhalten und
jene Voraussetzungen struktureller, organisatorischer
und finanzieller Art vorzufinden, die der Wissenschaftler
braucht.“ Er schränkt allerdings gleich im nächsten Satz
ein: „Dabei kann jedoch nicht die subjektive Ansicht des
Wissenschaftlers für das, was er braucht, ausschlagge-
bend sein.“9 Denn dann – so scheint er, nicht ganz un-
realistisch, zu unterstellen – wäre der Grenzenlosigkeit
individuellen Begehrens Tür und Tor geöffnet. Vielmehr
müsse man „… dem Gesetzgeber einen verhältnismäßig
großen Handlungsspielraum zubilligen.“ Christoph Möl-
lers (2021, S. 38) interpretiert dies weiter, die „große

8 Selbstverständlich muss auch immer damit gerechnet werden, dass diese
Anpassungen reine Legitimationsfassaden für die Drittmittelgeber sind
und die tatsächliche Forschung immer stärker von den Anträgen entkop-
pelt ist (z.B Baumeler 2009). Aber auch das führt zu Folgeproblemen: Für
den Aufbau von Legitimationsfassaden werden Ressourcen eingesetzt, die
der Forschung fehlen; Drittmittelgeber versuchen durch immer stärkere
Vorgaben und Kontrollinstrumente die Entkopplung zu verhindern, was
dazu führen kann, dass noch mehr Ressourcen in den Fassadenbau ge-
steckt werden muss. Es entsteht dann ein sich selbstverstärkender Kreis-
lauf von Fassadenbau und Kontrolle – ein Phänomen, dass aktuell etwa bei
der Drittmittelförderung des BMBF virulent zu sein scheint.

9 Analog müsste man weiterhin sagen: Auch eine Wissenschaftsorganisation
wie etwa eine Universität darf nicht selbst darüber entscheiden, was eine
angemessene Höhe der Finanzierung der an ihr betriebenen Forschung
wäre.
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Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers“ dürfte fak-
tisch „dazu führen, dass das, was man braucht, um zu
forschen und zu lehren, in einem gehaltvollen Sinne von
der Wissenschaftsfreiheit nicht geschützt ist.“ Wenn das
das letzte verfassungsjuristische Wort zur Sache ist,
muss man kommentieren: Hier wird der Teufel mit dem
Beelzebub ausgetrieben. Um der Willkür subjektiven
Begehrens entgegenzutreten, lässt man der Willkür –
euphemistisch als „Einschätzungsprärogative“ tituliert –
des Parlaments freien Lauf, die im Zweifelsfalle stets dar-
auf hinauslaufen dürfte, dass auf fehlendes Geld verwie-
sen wird. Andere Politikfelder sind schließlich wahlent-
scheidender als die Hochschulpolitik! 
Gibt es zwischen diesen beiden unbefriedigenden Alter-
nativen – ‚Wünsch dir was!‘ oder Gebot der leeren Kas-
sen – keine sachadäquatere Bestimmung dessen, was
zur Forschungsfähigkeit zu gewährleisten ist, und wofür
dann, wenn dieser Bedarf die verfügbaren Finanzmittel
übersteigen sollte, Lösungen gesucht werden müssen?10

Ganz offensichtlich wollen Juristen an diesem Punkt
nicht konkreter werden. Wohl auch, weil sie es mit
Bordmitteln nicht könnten – was wissen sie schon über
den Geldbedarf beispielsweise eines Zellbiologen! Stär-
ker ins Gewicht fallen dürfte, dass das Resultat einer sol-
chen Berechnung – erhebliche Unterfinanzierung – un-
schwer vorauszusagen ist und die zuständigen Landes-
ministerien kein Interesse daran haben, derart durch er-
härtete Fakten bloßgestellt zu werden.11

Wir wollen nun dennoch einen Vorschlag unterbreiten,
wie man in dieser Frage, welcher Finanzbedarf im Rah-
men der Grundausstattung einer Professur für deren For-
schungsfähigkeit zu veranschlagen ist, weiter kommen
könnte, als die bisherige Diskussion zu gehen bereit ist.
Man könnte über den Tellerrand der Wissenschafts- und
Hochschulpolitik hinaus auf ein ganz anderes Poli-
tikfeld – die Sozialpolitik – schauen. So wie dort die
Grundsicherung einer menschenwürdigen Existenz und
gesellschaftlichen Teilhabe zur nicht mehr abweisbaren
Staatsaufgabe geworden ist, könnte gefragt werden:
Welche Grundsicherung schuldet der Staat der – von
ihm als gesamtgesellschaftlich essentiell anerkannten –
Wissenschaft? Darf der sich selbst so titulierende „Kul-
turstaat“ einer „Wissensgesellschaft“ eine finanzielle
Austrocknung seiner Wissenschaft hinnehmen oder gar
betreiben – etwa, weil andere Staatsaufgaben wahlent-
scheidender sind? Wie in der Sozialpolitik könnte diese
Frage auf die Ebene des Individuums, also die Grund-
rechtsträgerschaft des einzelnen Wissenschaftlers bzw.
der einzelnen Wissenschaftlerin heruntergebrochen
werden: Was soll zur Sicherstellung von Forschungsfrei-
heit als rechtlich einklagbarer Anspruch auf Ressourcen-
ausstattung einer Wissenschaftlerin oder eines Wissen-
schaftlers anerkannt werden? 
Ergänzend oder alternativ zu einer grundrechtlich abge-
sicherten Gewährleistung selbstbestimmten Forschens
kann man die Frage aufwerfen, was man vom staatlichen
Dienstherrn einer Professorin zu halten hat, der sich fol-
gendermaßen verhält: 
• Einerseits erlegt er ihr Forschung als gleich wichtige

Dienstaufgabe wie Lehre auf und evaluiert sie inzwi-
schen im Rahmen der W-Besoldung entsprechend
auch anhand erbrachter Forschungsleistungen.  

• Andererseits enthält er ihr die finanziellen Mittel, um
Forschung betreiben zu können, in erheblichem Maße
vor und verweist sie dafür auf die Einwerbung von
Drittmitteln, was aber immer schwieriger wird und zu
einer Pflichtaufgabe nicht passt.12

Ganz abgesehen davon, dass es zutiefst unanständig ist,
jemanden auf Trab zu bringen, nur um ihm gleichzeitig ein
Bein zu stellen: Ist es nicht auch eine Verschwendung von
Steuergeldern, einen nicht ganz billigen Arbeitnehmer für
die Erbringung einer Aufgabe zu bezahlen, die er nur un-
zureichend erledigen kann, weil man ihm die Mittel dafür
vorenthält? Gibt es eigentlich noch andere Arbeitsverhält-
nisse, bei denen sich der Arbeitgeber derart gleicher-
maßen moralisch suspekt wie ineffizient verhält?
Geht man diesbezüglich in kontrafaktischem Optimismus
davon aus, dass jedem Wissenschaftler und jeder Wis-
senschaftlerin – zumindest jeder Professorin bzw. jedem
Professor –13 Forschung auf einem fachlich angemesse-
nen Niveau ermöglicht werden soll, wofür bestimmte zu
ermittelnde Finanzmittel erforderlich sind, kann man sich
genauer anschauen, wie – in amtlicher Terminologie –
das Arbeitslosengeld II festgelegt wird.14 Damit sollen
Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen nicht mit Ar-
beitslosen verglichen werden. Bei letzteren geht es um
existentielle Bedürfnisse, bei ersteren ‚nur‘ um Arbeits-
möglichkeiten.15 Was aber vergleichbar ist, ist das Pro-
blem, standardisierte Geldsummen der Hilfe bzw. Aus-
stattung zu ermitteln, die der je individuellen Lebenslage
bzw. Arbeitssituation angemessen sind. Für das Arbeits-
losengeld gilt: Bei allen Klagen darüber, dass schemati-
sierte Berechnungen von typisierten Fällen dem konkre-
ten Einzelfall immer nur bedingt gerecht werden können,
und bei allen politischen Differenzen darüber, wie
großzügig oder kleinlich Hilfe gewährt werden sollte, gibt
es keine grundsätzlichen Zweifel daran, dass fallspezifisch
adäquate Geldsätze ermittelbar sind. Umso bemerkens-
werter, dass das für die Grundausstattung von Professu-
ren angeblich unmöglich ist! Denn bei Wissenschaft geht
es doch nur um einen Teilausschnitt dessen, was die be-
treffende Person tagein, tagaus tut, während sich die
Sätze der Arbeitslosenhilfe aus den Lebensbedingungen
und -chancen von Menschen in sämtlichen gesellschaftli-

10 Letzteres könnte auf Prioritätensetzungen hinauslaufen, denen entspre-
chend dann Gelder aus anderen Töpfen für die Wissenschaft umverteilt
werden könnten – oder umgekehrt darauf, Wissenschaft auf das Finan-
zierbare zurückzufahren, dann allerdings auch die Leistungserwartungen
an Lehre und Forschung entsprechend zu reduzieren. 

11 Prinzipiell könnten Wissenschaftsministerien natürlich auch die doku-
mentierte Unterfinanzierung einer ihrer wichtigsten Aufgaben als Argu-
ment nutzen, um Druck auf die Finanzminister zu machen, damit dafür
mehr Geld bewilligt wird. Doch offensichtlich rechnen sich die Wissen-
schaftsministerien hier keine Chancen aus.

12 Mehr noch: Forschung ist nicht nur eine Pflichtaufgabe, sondern wird
auch ausdrücklich gewährt – ohne aber die Voraussetzungen dafür bereit
zu stellen. 

13 Wir beschränken uns hier zunächst auf diese Gruppe, um unsere Argu-
mentation zu vereinfachen. Dies schließt eine mögliche spätere Übertra-
gung auf nicht-professorale Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
aber keinesfalls aus – siehe etwa die Empfehlung 12 in Schimank/Hüther
(2022, S. 39). 

14 Einen plastischen Eindruck – ohne die zahllosen juristischen Details – ver-
mitteln Knickrehm/Krauß (2022, S. 1443-1447). 

15 Selbst „prekäre“ Lebensverhältnisse befristeter Wissenschaftler sollten
nicht mit der Lage von Arbeitslosen verglichen werden.
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chen Sphären herleiten, also aus einem wesentlich kom-
plexeren Zusammenhang zu berücksichtigender Fakten –
und dennoch traut man sich in der Sozialpolitik zu, gene-
ralisierte finanzielle Sätze festzulegen.
Was muss hinsichtlich Forschungsmitteln finanziell bezif-
fert werden? Notwendige Voraussetzungen von For-
schungstätigkeit wie z.B. Büros, Labore, Bibliotheken,
empirische Erhebungen, Forschungsreisen, Grabungen
etc. sowie – last but not least – Personal müssen spezifi-
ziert werden. Dazu wäre zunächst ein bestimmter For-
schungs-Output – u.a. etwa die Art und Anzahl von Pu-
blikationen – als zu erbringendes und zu ermöglichendes
Minimum zu bestimmen. Sodann wäre daraus abzuleiten,
welche Ressourcen in welchem Umfang als Input
benötigt werden, um diesen Output produzieren zu kön-
nen. Die für diese Ressourcen anfallenden Kosten wären
dann die zu gewährende finanzielle Minimal-Grundaus-
stattung. Angesichts der Vielfalt der Forschungsfelder
und Arten von Forschung im Spektrum zwischen litera-
turwissenschaftlicher Textinterpretation und Teilchenphy-
sik könnte man schnell zu der Auffassung gelangen, dass
es unmöglich ist, alle relevanten Gesichtspunkte ange-
messen und differenziert einzubeziehen. Da in Deutsch-
land ein solcher Versuch, Minimal-Grundausstattungen
arbeitsfähiger Professuren als Voraussetzung für die For-
schungsfreiheit der Professoren und Professorinnen und
ihrer wissenschaftlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen zu bestimmen, wohl noch nie unternommen
wurde,16 kann niemand sagen, ob sich dabei herausstel-
len könnte, dass es in der Tat systematische Gründe der
Unmöglichkeit eines solchen Unternehmens gibt. Wenn
das der Fall sein sollte, hätten diejenigen, die es immer
schon gewusst haben, Recht behalten. Da aber der Ver-
weis auf die Arbeitslosenhilfe die Anfangsvermutung be-
stärkt, der Finanzbedarf der Forschung könnte sich bezif-
fern lassen, sollte dieser Vermutung nachgegangen wer-
den. Denn es handelt sich bei der Forschungsfreiheit
nicht nur um ein hohes Gut der je individuellen Wissen-
schaftler und Wissenschaftlerinnen, sondern auch um
eine Voraussetzung dafür, dass eine hohe Qualität der
Forschung an deutschen Hochschulen auf breiter Front
realisiert werden kann. 
Zur denkbaren praktischen Umsetzung – die eine eigene
Betrachtung verdient, die hier nicht geleistet werden
kann – wollen wir nur folgende stichwortartige Hinweise
auf erste mögliche Ansatzpunkte geben.17 Um denjeni-
gen den Wind aus den Segeln zu nehmen, die sich dem
Unternehmen unter Verweis auf die enorm unterschiedli-
chen Ressourcenbedarfe von z.B. Astronomen und Philo-
sophen von vornherein widersetzen, könnte man durch-
aus erst einmal zwischen den großen Wissenschaftsgebie-
ten unterscheiden – analog etwa zur Unterscheidung von
Sozialhilfeempfängern nach Kinderzahl. Dann würde man
z.B. ingenieurwissenschaftlichen Professuren hinsichtlich
der Forschung höhere Grundausstattungen zusprechen
als geisteswissenschaftlichen. Das zahlenmäßige Verhält-
nis könnte am Verhältnis durchschnittlicher DFG-Förder-
summen für Projekte dieser Wissenschaftsgebiete ausge-
richtet sein. Man könnte weiterhin für die Forschung der
Ingenieurwissenschaften anerkannte Spezialitäten wie
den unbefristet angestellten Oberingenieur berücksichti-
gen, der das Labor managt.

Bereits jetzt gilt ja, dass sich die Gutachter der DFG
und anderer Förderorganisationen zutrauen, über die
Angemessenheit beantragter Fördermittel für For-
schungsvorhaben urteilsfähig zu sein. Wenn es also um
den Forschungsanteil der Grundausstattung geht,
könnte alle fünf Jahre ein grober und flexibler For-
schungsplan erstellt werden, der dann weniger hin-
sichtlich der Qualität der geplanten Forschungen, son-
dern stärker mit Blick auf die Plausibilität der benötig-
ten Finanzmittel für diesen Typus von Forschung be-
gutachtet wird. Für solche Einschätzungen liegen in
Gestalt von Förderanträgen bei der DFG und anderen
Drittmittelgebern hinreichend viele, entsprechend auf-
zubereitende finanzielle und weitere Daten vor, um
Sätze für Minimal-Grundausstattungen nicht nur nach
Wissenschaftsgebieten, sondern noch kleinteiliger dif-
ferenziert und auch nach weiteren Kriterien wie etwa
Empirie- oder Theorieausrichtung der Forschung zu
kalkulieren, also etwa für Bildungssoziologie anders als
für soziologische Theorie. 
Ein weiterer Akteur, dessen Expertise man in solchen
Fragen heranziehen sollte, sind die Fachgesellschaf-
ten.18 Womöglich kann man sie mit einer solchen Auf-
gabe aus ihrer in den allermeisten Angelegenheiten
hochgradigen wissenschaftspolitischen Lethargie her-
ausholen.19 Warum sollte nicht z.B. die Deutsche Ge-
sellschaft für Soziologie für das halbe Dutzend Stan-
dard-Professuren, die bis auf sehr wenige Ausnahmen
das Spektrum an Lehrerfordernissen und Forschungs-
möglichkeiten abbilden, die dazu erforderlichen Mini-
mal-Ausstattungen bestimmen? Das wäre natürlich ein
Statement einer Interessengruppe, die zwar  die Lehr-
und Forschungsbedingungen sehr gut kennt, aber zum
großzügigen Hochrechnen neigen dürfte. Doch mit
Letzterem können Ministerien in anderen Feldern auch
umgehen; und die Fachgesellschaften wären ja nicht
die einzigen Informationsquellen.  
Nochmals: Solange noch niemand ernsthaft versucht hat,
Minimal-Grundausstattungen für Professuren zu formu-
lieren, und dabei unzweifelhaft gescheitert ist, ist es an
der Zeit, diesen Versuch zu unternehmen; und sollte sich
die Wissenschaftspolitik dem widersetzen, stünde der
Verdacht im Raum, dass sie nicht wirklich daran interes-
siert ist, zu erfahren, was eine mit sicheren Grundausstat-
tungsmitteln unterlegte Forschungsfreiheit als Ingredienz
von „funktionsfähiger“ Wissenschaft kostet.20

16 Ob es irgendwo im Ausland solche Versuche gab, und was man davon
lernen könnte, ist eine Frage, die man als erstes klären sollte.

17 Ein Seitenblick zur Lehre: Dazu gibt es Faustformeln der Bedarfsermitt-
lung – weniger die undurchsichtige Kapazitätsverordnung, auf die sich
Numerus-Clausus-Festlegungen berufen, sondern Abschätzungen der
Art, wie viele Begleitübungen oder -seminare eine Vorlesung mit einer
bestimmten Teilnehmerzahl benötigt werden oder wie viele alternative
Wahlpflichtangebote angesichts der Zahl an Studierenden in einem Stu-
diengang erforderlich sind.  

18 Vielleicht auch noch die Fakultätentage. 
19 Die älteren Befunde hierzu von Schimank (1988) dürften weiterhin gel-

ten. Siehe für ähnlich alte Daten Wissenschaftsrat (1992) sowie neuer –
aber mit einer sehr speziellen Fragestellung – FaberChe (2017). 

20 Dies zu wissen würde im Übrigen auch bedeuten, dass man darüber hin-
ausgehenden Ansprüchen Einhalt gebieten könnte. In dieser Hinsicht ist
die Grundausstattung eben nur – diesbezüglich mit einem Grundein-
kommen vergleichbar – eine Grundsicherung. Wer mehr forschen möch-
te, bleibt auch weiterhin auf den Drittmittelwettbewerb verwiesen. 
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Schluss

Mit Blick auf die Wissenschaftsfreiheit als Gewährleis -
tungsrecht ist also zum aktuellen Diskussionsstand fest-
zuhalten: Es steht der gerade skizzierte, durch die Ana-
logie zur Arbeitslosenhilfe nahegebrachte konkretisie-
rende Diskussionsschritt aus; und es gibt Akteure, die
diesen Schritt wohl aus fiskalischen Gründen vermeiden
wollen. Da erheblich mehr Finanzmittel für die Grund-
ausstattung der Universitäten erforderlich wären und
die Länder dieses Geld nicht aufbringen könnten, müs-
sten vom Bund bisher als Drittmittel vergebene Gelder
zur Aufstockung der Grundausstattungsmittel eingesetzt
werden. Das liefe auf einen – finanziell längst überfälli-
gen - Einstieg des Bundes in die institutionelle Mitfinan-
zierung der universitären Forschung hinaus. Für andere
Akteure hingegen – und hier könnte es eine große Einig-
keit individueller Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler und ihrer Hochschulleitungen geben – könnte
dieser Schritt sehr wichtig sein, um zu versuchen, eine
nur unzureichend gegebene elementare Voraussetzung
ihrer Forschungsfreiheit zu verbessern.21
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1. Einleitung

Deutschland gilt zu Hause und im Ausland als ein Land,
das seinen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
eine große Wissenschaftsfreiheit garantiert. Im unlängst
veröffentlichten Index der Wissenschaftsfreiheit gelang-
te es auf den ersten Platz (Kinzelbach et al. 2022, S. 6).
Dennoch gibt es gute Gründe, auch in Deutschland auf
mögliche Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit zu
achten. Die Wissenschaftsfreiheit variiert zwischen Per-
sonen in unterschiedlichen Situationen. Zudem unter-
liegt das deutsche Wissenschaftssystem einem ständi-
gen strukturellen Wandel, der auch die Bedingungen
für die Gewährleistung von Wissenschaftsfreiheit be-
einflussen kann. 
Dieser Beitrag ist der Frage gewidmet, unter welchen
Bedingungen im deutschen System akademischer Kar-
rieren Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit entste-
hen können. Einige Probleme des deutschen Karrieresy-
stems wie die späte Unabhängigkeit des sogenannten
„wissenschaftlichen Nachwuchses“ – in anderen Wor-
ten: die lange Phase befristeter Beschäftigung vor dem
Erlangen einer unbefristeten Professur – werden seit lan-
gem diskutiert und haben immer wieder Reparaturver-
suche ausgelöst. Andere Probleme wie der aus sich ver-
schlechternden Karrierechancen entstehende zuneh-
mende Anpassungsdruck oder die Abhängigkeiten, die
man auf befristeten Stellen eingeht, haben demgegenü-
ber bislang weniger Aufmerksamkeit gefunden.
Wir haben ein Gespräch zu möglichen Gefährdungen
der Wissenschaftsfreiheit auf dem Weg zur Professur ge-
führt und präsentieren Ideen, die in diesem Gespräch
entstanden sind. Da sich das Gespräch naturgemäß auf
die Erlebnisse der Beteiligten bezieht, geben wir zuvor
einen kurzen Überblick über die Diskussionen der Un-
terarbeitsgruppe „Karrierestrukturen und individuelle
Wissenschaftsfreiheit“.

2. Überblick
Der lange und umkämpfte Weg zur Dauerbeschäftigung
im deutschen Wissenschaftssystem (die meist in Form
einer unbefristeten Professur an einer Universität erlangt

wird), hat drei Eigenschaften, von denen Gefährdungen
der Wissenschaftsfreiheit ausgehen können. Erstens ver-
bringen die meisten Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler eine lange Zeit in befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen als wissenschaftliche MitarbeiterInnen an
einer Professur oder in einem Forschungsprojekt. Das
Durchschnittsalter der Erstberufungen lag im Jahre 2018
bei 41,7 Jahren für W2-Professuren und 43,2 Jahren für
W3-Professuren (Konsortium 2021, S. 91). Diese lange
Zeit befristeter Beschäftigung reflektiert zweitens den
sich verschärfenden Wettbewerb um unbefristete Stel-
len. Im Jahre 1980 betrug das Verhältnis von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern zu Professuren 2,7 : 1, im Jahre
2019 lag es bei 7,2 : 1 (Gläser/Hüther 2022, S. 8). Dieser
Wettbewerb erzeugt einen Anpassungsdruck, der sich
negativ auf die Wissenschaftsfreiheit auswirken kann.
Drittens gehen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler auf befristeten Stellen zahlreiche Abhängigkeitsbe-
ziehungen ein, von denen einige zu Einschränkungen
der Wissenschaftsfreiheit führen können. 
Abhängigkeiten, die aus mit einer Stelle verbundenen
spezifischen Arbeitsaufgaben entstehen, wie z.B. die
Durchführung von Praktika oder die Betreuung be-
stimmter Geräte oder Anlagen, schränken zwar die Zeit
für freie Forschung ein, sind aber mit dem Vertragsab-
schluss vereinbarte Arbeitsaufgaben. Auch die aus der
Mitarbeit in Projekten anderer resultierenden Abhängig-
keiten werden mit dem Abschluss des Arbeitsvertrages
eingegangen und akzeptierter Bestandteil der Arbeits-
aufgaben. Solche bewusst eingegangenen sachlichen
Abhängigkeiten stellen keine Gefährdung der Wissen-
schaftsfreiheit dar. Jenseits dieser sachlich gerechtfertig-
ten Abhängigkeiten können aber weitere Abhängigkei-
ten auftreten. So können Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler über die vereinbarten Arbeitsaufgaben hin-
aus von Dienstvorgesetzten oder Gremien in ihrer Orga-
nisation abhängig werden, wenn diese Akteure über ihre
Weiterbeschäftigung oder über die Erreichung des be-
ruflichen Qualifizierungsziels ‚Habilitation‘ entscheiden
oder notwendige materielle Ressourcen für die For-
schung kontrollieren, z.B. die Infrastrukturen und die
Grundausstattung für die Forschung. Solche Abhängig-
keiten können ausgenutzt werden, um zusätzlich zu den
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im Arbeitsvertrag vereinbarten Leistungen weitere zu
verlangen und damit der selbstbestimmten Forschung
Zeit zu entziehen, oder um die Wissenschaftsfreiheit
durch die Vorgabe von Forschungsthemen und Herange-
hensweisen einzuschränken.1
Hinzu kommt, dass der sich verschärfende Wettbewerb
um Positionen, auf denen die akademische Karriere fort-
gesetzt werden kann, einen inhaltlichen Anpassungs-
druck erzeugt. Ein expliziter Anpassungsdruck besteht,
weil eine erfolgreiche Karriere nur realisieren kann, wer
die mit den angebotenen Positionen verbundenen the-
matischen Erwartungen erfüllen kann. Die mit Berufun-
gen auf Professuren verbundenen thematischen Erwar-
tungen müssen in der vor der Professur liegenden Kar-
rierephase bei der Wahl von Forschungsthemen antizi-
piert und erfüllt werden. Je spezifischer thematische Er-
wartungen werden und je weniger divers das gesamte
Spektrum verfügbarer Positionen ist, desto größer wird
der Anpassungsdruck. Die Einschränkung der Wissen-
schaftsfreiheit ist hier nicht die Folge persönlicher Ab-
hängigkeiten, sondern wird durch die Wettbewerbssi-
tuation und die immer spezifischer werdenden themati-
schen Erwartungen bei Stellenausschreibungen (auch für
Professuren) erzeugt. 
Indirekt entsteht Anpassungsdruck aus der Erwartung
weiterer Leistungen für die Berufung auf eine Professur,
insbesondere der erfolgreichen Drittmitteleinwerbung
und der Beteiligung an kooperativen drittmittelgeför-
derten Forschungsverbünden. Nicht alle Themen kön-
nen gleichermaßen in solchen Förderformaten realisiert
werden. Ein ähnlicher indirekter Druck geht von der
Verwendung quantitativer Indikatoren für die For-
schungsevaluation aus. Wenn dem wahrgenommenen
Druck auf gutes Abschneiden in den Indikatoren nach-
gegeben wird und Forschungsthemen, Vorgehensweisen
sowie Publikationsformen gewählt werden, die bezüg-
lich des Abschneidens bei diesen Indikatoren am ‚ertra-
greichsten‘ sind, schränkt die Verwendung dieser Indi-
katoren die Wissenschaftsfreiheit ein. 
Dieser kurze Überblick soll auf Situationen aufmerksam
machen, in denen die freie Wahl von Zielen, Vorgehens-
weisen und Deutungsrahmen in der Forschung durch
Abhängigkeiten in bestehenden Beschäftigungsverhält-
nissen oder durch wahrgenommene Erfolgsbedingungen
einer akademischen Karriere eingeschränkt werden
kann. Wir haben in unserem Gespräch einige dieser
Aspekte vertieft.

3. Wissenschaftsfreiheit in der prekären 
Karrierephase

3.1 Wie weist man die Befähigung zu freier Forschung
nach? 
Wir hatten die Abhängigkeit von Postdocs, die vorab weit-
gehend feststehende Aufgaben in von anderen eingewor-
benen Projekten bearbeiten, als sachlich gerechtfertigt,
bewusst mit dem Arbeitsvertrag eingegangene Abhängig-
keiten charakterisiert, die keine Gefährdung der Wissen-
schaftsfreiheit darstellen. Um auf eine Professur berufen zu
werden, muss man aber die Fähigkeit zu selbständiger, die
Wissenschaftsfreiheit nutzender Forschung nachweisen.
Wie kann das auf solchen Stellen gelingen?

Fabian Schmidt (FS): Ja, bei uns in der Astrophysik gibt
es eigentlich genau zwei Typen von Postdocs. Die einen
nennen sich Fellowship. Es sind nicht unbedingt Stipen-
dien, sondern können auch Verträge sein. Das sind ex-
plizit Forschungsstellen, auf denen Postdocs an einem
Thema ihrer Wahl arbeiten können. Natürlich stellt man
solche Leute dann ein, wenn sich ihre Interessen mit
denen der permanenten Mitglieder eines Departments
oder Instituts überlappen. Aber sie sind im Prinzip frei in
ihrer Forschung. Und bei uns am Max-Planck-Institut
sind die meisten solche Postdocs. Aber auch der Exzel-
lenzcluster hat solche Fellowships eingerichtet. Aber es
gibt auch projektbezogene Postdocs, die dann vielleicht
30% der Forschungszeit noch was Eigenes nebenher
machen können, und auch das nicht in allen Fällen. Und
das ist deutlich schlechter, denn in unserem Feld muss
man, wenn man sich auf Dauerstellen bewirbt, ein eige-
nes Forschungsportfolio aufweisen können, was man
selber gemacht hat mit Erstautorpublikationen oder
sogar Einzelautorpublikationen, und das kann man auf
so einer Projektstelle nicht. Also das sind schon in den
meisten Fällen Sackgassen. Wenn es auf die Professur
zugeht, kann man auf solchen Stellen nicht wirklich mit
Fortschritt rechnen.

Jochen Gläser (JG): Und kommt man da jemals wieder
raus oder entscheidet sich mit dem ersten Postdoc
schon, dass man nicht mehr die Chance kriegt, die Vor-
aussetzungen zu erfüllen für eine Professur?

(FS): Ich denke, man kann schon wieder rauskommen.
Man braucht aber Zeit. Und gerade mit dem Zeitlimit für
Tenure-Track Stellen, ist es, glaube ich, nicht einfacher
geworden.

Christian Hof (CH): Ich sehe das genau wie du, Fabian.
Bei uns in der Biologie oder in der Ökologie ist auch ei-
nerseits der Projekt-Postdoc typisch, wo ganz klar vorge-
geben ist: es ist dieser Antrag hier bewilligt worden, in
diesem Rahmen müssen wir jetzt auch was machen. Es
ist dann abhängig vom Drittmittelgeber oder vom Pro-
gramm, in dem man unterwegs ist, wie stark man sich
einschränken muss. Ich habe beides schon erlebt. Meine
erste Postdoktorandin arbeitete in einem BMBF-Projekt,
da war ganz klar, wir mussten eine bestimmte Frage be-
antworten, weil das sehr spezifisch ausgeschrieben war.
Und die hatte die gefragte Methode in ihrer Promotion
schon genutzt, die hat das genau weitergemacht und
wir haben super Ergebnisse produziert, aber da war die
Freiheit, sich selbst zu entwickeln, quasi gleich Null. In-
zwischen hat sie sich natürlich auch weiterentwickelt
und macht ganz hervorragende Forschung. Sie hatte das
Glück, in verschiedenen Zusammenhängen weiterma-
chen zu können an dem Institut, und konnte ihre For-

1 Ein für Deutschland charakteristisches Einfallstor für zusätzliche Abhän-
gigkeiten ist die in den Landeshochschulgesetzen formulierte Aufgabe der
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, „wissenschaftliche
Dienstleistungen“ durchzuführen (z.B. in §100 Abs. 1 des Berliner Hoch-
schulgesetzes). Die Gestaltung von Abhängigkeiten erfolgt im Spannungs-
feld dieser Regelung und des Rechts der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, in einem Teil ihrer Arbeitszeit (in Berlin: 50% für Qualifikationsstellen,
25% für andere Stellen) „selbständige Forschung“ durchzuführen.
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schung auch entsprechend dann breiter entfalten.
Wären es weiter so reine projektspezifische Stellen ge-
wesen, wäre das sicher schwieriger geworden. Und ich
glaube auch, dass die klassischen Assistentenstellen, wie
sie ja früher hießen, tendenziell je nach Chef oder Chefin
natürlich mehr Freiheiten hatten, weil es da auch eine
längere zeitliche Perspektive gibt. Aber das hängt natür-
lich auch sehr stark davon ab, wie thematisch eng oder
breit oder wie offen der oder die Leiter:in des Lehrstuhls
oder so ist, und da gibt es ja auch alle Beispiele.

Robert Kretschmer (RK): Ich glaube, in der Chemie gibt
es das eigene Profil erst mit Emmy-Noether-Forschungs-
gruppen und dergleichen. Vorher - selbst wenn man ein
Humboldt-Stipendium hat – ist man aus meiner Erfah-
rung und nach dem, was ich im Umfeld sehe, sehr nah
dran an den Themen des Mentors oder der Mentorin.
Die Publikationen tragen die Korrespondenz des Betreu-
ers, also da wo man sozusagen zu Hause ist, und erst mit
Emmy Noether oder ähnlichen Formaten kommt man
davon los. Inwiefern jetzt das Walter-Benjamin-Pro-
gramm der DFG hilft, dass es besser wird oder dass es
früher einsetzt, da sind die Daten einfach noch nicht
vorhanden, denn es hat ja gerade erst begonnen. Aber
ich glaube, die Chemie in der Art und Weise, wie sie in
Deutschland funktioniert, ist so, dass man die eigentli-
che Selbstständigkeit vergleichsweise spät und dann mit
großem eigenen Geld erst beginnt.

(JG): Ich würde jetzt gerne dazu auch Frau Keuck und
Frau Buddeberg fragen, weil wir ja beobachten, dass in
den Geisteswissenschaften diese Drittmittelprojekte
auch zunehmen. Das bringt in Ihren Fächern Menschen,
bei denen wir spätestens mit der Promotion davon aus-
gehen, dass sie selbstständig ein Forschungsthema ent-
wickeln, in die ungewöhnliche Lage, hinterher als Post-
doc in den Projekten anderer arbeiten zu müssen, was ja
der selbstständigen Themenwahl wieder Einschränkun-
gen auferlegt. Wie ist das bei Ihnen?

Eva Buddeberg (EB): Also meine Wahrnehmung ist, dass
es in der Tat so ist, dass Drittmittelprojekte natürlich zu-
nehmen, und auch die Relevanz der Drittmittelfor-
schung. Ich war ja selbst als Postdoc nicht in einem
Drittmittelprojekt beschäftigt, sondern auf einer Assi-
stentenstelle. Also insofern kann ich das nicht von mir
sagen, aber meine Wahrnehmung ist eigentlich die, dass
es doch häufig dann so gemacht wird, dass man eher
versucht, die Drittmittelaufträge anzupassen. Also dass
man doch nicht einfach sagt, der oder die Postdoc muss
sich jetzt verbiegen, sondern dass man versucht, das
offen zu interpretieren. Natürlich geht man dann schon
von einer grundsätzlichen Nähe aus. Das sicherlich.
Aber dass man dann eher sagt „ja, das passt doch auch“. 

Lara Keuck (LK): Ich stimme grundsätzlich sehr zu, dass
wir mehr Diversität bräuchten, was Projektförderung
und Wissenschaftsorganisation anbelangt. Also ich habe
jetzt eine Forschungsgruppe, ich habe verschiedene
Postdocs und Doktoranden und natürlich ist es so, dass
ich das übergeordnete Thema konzipiert habe. Aber ich
bemühe mich natürlich auch, mit ihnen im Dialog zu fin-

den, was sind ihre Interessen, wie können sie mit ihrer
Projektarbeit etwas Spezifisches beitragen. Es ist nicht
so, dass ich die Themen als solche direkt vorgebe. Da
würde ich Eva auch recht geben, dass der Grad der Ope-
rationalisierung der Projekte vielleicht auch ein bisschen
anders ist in den Geisteswissenschaften.

3.2 Zeithorizonte
Selbst wenn man auf befristeten Stellen über For-
schungsthemen, Vorgehensweisen und Deutungsrahmen
frei entscheiden kann, impliziert die Befristung, dass man
nach einem vorgegebenen Zeitraum fertig sein muss.
Diese Zeitbegrenzung betrifft nicht nur die Verfügung
über Ressourcen und die Anwesenheit in einer spezifi-
schen Arbeitsumgebung, sondern – in noch kürzerer Zeit
– das Vorzeigen von Ergebnissen, die eine erfolgreiche Be-
werbung auf die nächste Stelle versprechen. Man kann
also auf befristeten Stellen immer nur Themen wählen,
die in der verfügbaren Zeit zum Erfolg führen. 

(LK): Diese Stelle, die ich im Moment habe, also diese
Max-Planck-Forschungsgruppenleitung, die ist ja so eine
unabhängige Stelle. Und die ist aber natürlich befristet,
und es gibt keine Möglichkeit der Entfristung. Es wird
einem auch gesagt am Anfang, die Erwartungshaltung
ist, dass man einen Ruf bekommt; und es ist bei mir re-
lativ früh in dieser Gruppenphase passiert und ich habe
Irritation erfahren von Seiten der Max-Planck-Gesell-
schaft: „Warum gibst du jetzt diese Stelle der vielen
Freiheit so frühzeitig auf?“
…
Die Frage der Unabhängigkeit ist eben nicht nur eine
Frage danach, wie frei man seinem Thema nachgehen
kann – das kann ich im Moment extrem frei tun –, son-
dern es hat eben auch etwas mit der Frage „Wie geht es
dann weiter?“ zu tun. 
…
Ich glaube, dass es vielleicht so ist, dass man in anderen
Zeithorizonten denkt. Bevor ich diese Gruppe hatte,
hatte ich ein Fünfjahres-Fellowship und das hört sich
erst mal viel an. Aber mir ist dann auch klar geworden,
dass die Zeit dann doch relativ schnell vergeht. Und das
hat auf jeden Fall dazu beigetragen, dass ich sehr schnell
gesagt habe „Okay, ich möchte mit dieser Gruppe das
und das machen und ich muss recht früh damit anfan-
gen, damit es in diesem Zyklus abgeschlossen werden
kann“. Und natürlich ist es aber auch so, dass manche
Dinge erst später klar werden, und man kann das nicht
mehr auf die gleiche Art und Weise zu Ende führen. Ich
glaube, dieses Gefühl der Eile, das ist schon was anderes
bei einer unbefristeten Stelle. Das ist jetzt nur so mein
allererster Eindruck, dass diese Überlegung, es gibt nicht
ein definiertes Ende, ein bisschen was anderes macht.

RK: Ich glaube, die Frage stellt sich gar keiner. Ich habe
versucht zurückzublicken und glaube, auf die Idee wäre
ich gar nicht gekommen, irgendwie so ein dickes Brett
anzubohren, weil ich wusste, ich muss nach zwei, drei
Jahren liefern, damit ich nach fünf Jahren nicht auf Hei-
senberg angewiesen bin. Und das ist eine spannende
Frage. Ein älterer Kollege hat mal erzählt, dass früher das
Ziel war, die dicken Bretter zu bohren. Ich glaube, auf die
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Idee kommt heute gar keiner. Das wird dann wahr-
scheinlich verworfen, weil man sagt, das kannst du dann
machen, wenn du die Lebenszeitstelle hast. Ja, aber jetzt
musst du irgendwas machen, was in absehbarer Zeit
Out put generiert, und das ist wieder fachabhängig. Also
in meinem Fall meistens hoch zitierte Publikationen.

4. Forschen für die Professur
4.1 Das richtige Profil zum richtigen Zeitpunkt
Ausgangspunkt unserer Diskussion war die Beobach-
tung, dass die Beschreibungen von Arbeitsgebieten für
Professuren in den Ausschreibungen immer spezifischer
werden. Schon im Jahre 2005 hatten Kleimann et al.
(2015) beobachtet, dass in Ausschreibungen von Profes-
suren zwischen 1995 und 2012 unter anderem die Er-
wartungen bezüglich inhaltlich spezifizierter Erfahrun-
gen, Drittmitteleinwerbung, Anwendungsorientierung
und innerhochschulischer Kooperation zugenommen
hatten. Robert Kretschmer und Jochen Gläser haben
Ausschreibungen von Professuren der Jahre 2010 und
2020 in den Disziplinen Chemie und Soziologie vergli-
chen und festgestellt, dass die Denominationen in bei-
den Disziplinen spezifischer geworden sind und inner-
hochschulische Kooperationserwartungen zugenommen
haben (und in der Soziologie auch spezifischer gewor-
den sind, Gläser/Hüther 2022, S. 26-29). Damit ver-
stärkt sich der Druck, solche Erwartungen in der For-
schung auf dem Weg zur Professur zu antizipieren.

RK: Herr Gläser, ich hatte ja diese Auswertung mit Ihnen
zusammen gemacht. Die Ausschreibungen werden
immer spezifischer. Für die Chemie gesprochen: Denen,
die sagen, „ich möchte eine Lebenszeitprofessur in ab-
sehbarer Zeit haben, ohne mich prekär über die näch-
sten 15 Jahre hinzuschleppen“, kann man nur sagen, fo-
kussiere dich auf die Themen, die jetzt gerade kommen.
Und vielleicht noch eine Sache dazu. Ich glaube, es ist
auch gefährlich, wenn man jetzt auf einer Nicht-Tenure-
Stelle irgendwo im Exzellenzcluster anfängt. Man hat in
der Regel keine Chance, da zu verbleiben, und dass das
Thema woanders noch mal exzellent behandelt wird, ist
unwahrscheinlich. 

JG: Aber es ist schon so, dass Sie versuchen zu antizipie-
ren, was thematisch gefragt ist, und Ihre Forschung da-
nach ausrichten?

RK: Ich würde es eher umgekehrt formulieren. Also für
die Chemie würde ich sagen, man guckt, wo gibt es The-
men, die sind für die nächsten 20 Jahre besetzt und da
gibt es genug junge Leute und da darf man nicht rein. Das
Antizipieren ist noch weiter eingeschränkt dadurch. Also
die Freiheitsgrade werden eher weniger, wenn man denn
in der Wissenschaft bleiben will, also an der Hochschule.

JG: Also Sie vermeiden Themen, weil die Professuren zu
diesen Themen auf absehbare Zeit besetzt sind?

RK: Genau. Also, ich bin ja jetzt berufen, ich bin aus
dem Spiel raus. Aber vorher kann man ganz klar sagen:
„Um das Element Fluor machst du lieber einen großen

Bogen, da gibt es drei Professuren in Deutschland und
die sind jetzt belegt.“ Und da wird es auch keine mehr
geben. Völlig schade.

FS: Es gibt natürlich auch in meinem Gebiet Themen, die
gerade jetzt im Kommen sind und da kann man schon
absehen, dass da mehr Professuren eingestellt werden.
Und das ist ja auch natürlich, ich meine, es ist doch klar:
Wenn jetzt in einem bestimmten Gebiet eine große Ent-
deckung war, wie Gravitationswellen als Beispiel in mei-
nem Gebiet, dass da dann mehr investiert wird und auch
mehr Stellen geschaffen werden. Und das ist ja auch
keine Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit per se. Es
ist halt in gewisser Weise ein Marktprinzip auf dem
Ideen- oder Themenspielfeld. 

4.2 Wird Erfolg bei der Drittmitteleinwerbung wichtiger
als die Forschungsinhalte? 

FS: Was mir aber mehr auffällt ist, dass es weniger Frei-
heit gibt in der Art, Wissenschaft zu betreiben. Gerade in
Deutschland, wie schon erwähnt wurde, muss man sich
irgendwo andocken, man muss Sonderforschungsberei-
che mitschreiben, vielleicht bei Exzellenzclustern mitma-
chen. Und in jedem Fall muss man, in meinem Gebiet zu-
mindest, in den Naturwissenschaften, irgendwie eine
große Gruppe aufbauen. Also jemand, der wirklich theo-
retisch forscht und einfach exzellente Forschung macht,
indem man sich selber hinsetzt und nachdenkt und Pa-
piere allein oder vielleicht mit einem Doktoranden
schreibt, das ist nicht wirklich gefragt. Also man muss ge-
rade für Lehrstühle irgendwie eine Vision präsentieren:
Ich will jetzt diese und diese Themen besetzen mit drei,
vier Postdocs und fünf bis acht Doktoranden mindestens.
Und nicht jeder kann effektiv so Forschung machen und
möchte so Forschung machen. Und da sehe ich schon,
dass es für diejenigen, die eben wirklich sehr gut allein
arbeiten können und etwas machen, was niemand an-
ders kann, weniger Optionen gibt, wenn es überhaupt
Optionen gibt in Deutschland. Das ist im Ausland anders.
In Frankreich gibt es natürlich Stellen, wo man nur seine
eigene Stelle hat. In England kann man Lecturer sein mit
wenig Mitteln. In den USA Professor an einer kleineren
Uni. In Deutschland gibt es das so nicht.

CH: Das ist ein sehr guter Punkt, Fabian, und das be-
trifft so ein bisschen auch die Frage nach nichtfachli-
chen Gründen, aus denen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sich entscheiden, Forschungsprojekte
nicht durchzuführen oder inhaltlich zu verändern. Also
ein Kernelement für jede Bewerbung auf eine Profes-
sur in meinem Fach ist die Drittmitteleinwerbung. Die
Publikationen sind irgendwie auch Grundvorausset-
zung, denn ohne Publikationen kommt man auch
nicht an die Drittmittel. Aber obwohl es eigentlich an-
dersrum sein sollte, sind die Publikationen tendenziell
Mittel zum Zweck, mehr Gelder heranzuschaffen, und
es ist nicht das Gelder-heranschaffen Mittel zum
Zweck, um gescheite Publikationen zu schreiben. 
Ich denke man muss da auch teilweise opportunistisch
sein. Wenn man zum Beispiel bei der DFG, die wohl
die größte Freiheit bietet, gescheitert ist, dann sieht
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man sich natürlich um, wer finanziert denn darüber
hinaus noch das, was mich eventuell interessiert. Und
da ist man gegebenenfalls opportunistisch, da kann
man BMBF-Anträge schreiben und sich private Stif-
tungen oder so anschauen. Ich hatte das Glück, inner-
halb einer Juniorforschungsgruppe des bayerischen
Klimaforschungsnetzwerks eine extrem große Freiheit
zu haben. Das ist aber in anderen Programmen, zum
Beispiel vom BMBF oder anderen sehr stark program-
matisch geprägten Förderlinien eben nicht so. Dann
hat man so ein Drittmittelprojekt eingeworben und
muss sich dann natürlich dran abarbeiten und das
prägt natürlich ein Stück weit auch das, was man
selbst und mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in den nächsten Jahren macht. 
Nun gibt es ja auch Vertreterinnen und Vertreter, die
sagen: „Ja, Sie haben ja auch die Freiheit, sich nicht
auf diese Dinge zu bewerben“. Aber angesichts des-
sen, dass eben gerade dieser Drittmitteldruck so hoch
ist, hat man manchmal nicht so eine große Wahl, wie
man sich das wünschen würde. Und wir wissen alle
um dieses Beispiel: Wenn man sich heute sozusagen
drei Jahre ins Kämmerlein verschließt, zumindest in
den Naturwissenschaften, und eine bahnbrechende
Theorie entwickelt und das womöglich auch publiziert
oder neue Erkenntnisse generiert, dann bringt einem
das so lange nichts, solange das nicht auch noch mit
einem Drittmittelantrag unterlegt ist und im Zweifels-
fall mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Und das
ist halt schade. 

FS: Ein konkretes Beispiel bei mir ist mein Projekt an
einem Exzellenzcluster. Ich meine, ich habe mich ent-
schieden, beim Exzellenzcluster mitzumachen. Dazu
wurde ich natürlich strenggenommen nicht gezwun-
gen, aber ich wurde schon mit Nachdruck gefragt, und
da mache ich auch Sachen, die mich interessieren.
Aber es gibt auch ein Projekt, an dem ich vielleicht we-
niger Interesse habe, was mir aber quasi „aufgezwun-
gen“ wurde, in den komplizierten Verhandlungen, den
Antrag zusammenzustellen. Das kostet nicht wahnsin-
nig viel meiner Arbeitszeit, aber es ist schon ein Fall,
wo ich mich anpassen musste.

5. Nachwirkungen
Man kann sich die von uns diskutierten Probleme als
zeitweilige und nur in bestimmten Situationen auftre-
tende Einschränkungen der Wissenschaftsfreiheit vor-
stellen, die mit der Berufung auf eine unbefristete Pro-
fessur verschwinden. Zwar unterliegt auch die Wissen-
schaftsfreiheit der Professorinnen und Professoren Ein-
schränkungen (Ash 2022; Schimank/Hüther 2022),
aber die durch die Prekarität der akademischen Karrie-
re und Abhängigkeiten auf den zu durchlaufenden Be-
schäftigungsverhältnissen generierten Einschränkun-
gen spielen keine Rolle mehr. Sind aber auch deren
Folgen überwunden?

JG: Und wissen Sie, was mir wirklich Angst macht? Der
Gedanke, dass wir dann, wenn wir es von unseren Be-
dingungen her dann endlich tun könnten, diese

grundsätzlichen langfristigen Sachen anzugehen, dass
wir es uns dann abgewöhnt haben. Das macht mir rich-
tig Angst.

RK: Es hört ja nicht auf. Ich bin jetzt auf einer Lebens-
zeitstelle, aber muss weiterhin in so kurzen Zyklen pla-
nen, denn jetzt muss ich ja schon für den nächsten An-
trag vornewegdenken. Bitte nicht missverstehen, aber
ich kann nicht sagen, ich „ruhe“ mich erst mal aus auf
meiner Haushaltsstelle aus und mache einfach mal gute
Forschung, die einfach Zeit braucht. Das habe ich nicht
verlernt, aber ich wurde anders trainiert. Ich weiß, wie
ich sozusagen meinen Käse kriege. Und den kriege ich
nicht, indem ich lange gute Forschung mache. Den
krieg ich dann vielleicht auch, aber ich wurde jetzt
konditioniert, dass ich immer kurzfristig was rauswerfe,
weil dann kriege ich ein kleines Häppchen Käse. Und
ich danke Ihnen auch sehr für diese Frage. Weil diese
für mich als Selbstreflexionsprozess ganz hilfreich ist.
Und die Frage ist also: Wie kann ich mich wieder um-
konditionieren?

6. Bilanz
Die freie Wahl von Themen, Vorgehensweisen und
Deutungsrahmen in der Forschung wird in jeder Ge-
sellschaft und jedem Wissenschaftssystem beschränkt.
Die Frage ist nie, wie wir in allen Situationen absolute
Wissenschaftsfreiheit herstellen können, sondern wel-
che Beschränkungen der Wissenschaftsfreiheit wir für
notwendig oder legitim halten. Gerade die von uns
diskutierte prekäre Karrierephase scheint mit Situatio-
nen durchsetzt, in denen die Wissenschaftsfreiheit der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf dem
Weg zur Professur beschränkt wird, ohne dass dies
notwendig oder akzeptierbar ist. In der prekären Kar-
rierephase müssen wir in häufig mit (teils gerechtfer-
tigten) Abhängigkeiten belegten Beschäftigungsver-
hältnissen die Befähigung erwerben und nachweisen,
unabhängige Forschung durchzuführen. Der Wettbe-
werbsdruck legt nahe und konditioniert uns, an The-
men zu forschen, die
• in Zukunft größere Aufmerksamkeit erlangen werden,
• in kurzer Zeit Publikationen generieren, 
• die Einwerbung von Drittmitteln ermöglichen,
• in Gruppen durchgeführt werden können und 
• Kooperationsmöglichkeiten bieten. 

Diese Liste gilt natürlich nicht für alle Fächer in glei-
chem Maße. Es ist auch nicht so, dass man nur dann
eine Professur erhält, wenn man all diese Bedingungen
erfüllt, oder dass die Erfüllung all dieser Bedingungen
die Erlangung einer Professur garantiert. Die Liste re-
präsentiert vielmehr die stärker werdende Wahrneh-
mung, dass die Wahl von Forschungsthemen in der
prekären Karrierephase nicht frei ist, und dass eine er-
folgreiche akademische Karriere wahrscheinlicher wird,
wenn man sich in der Wahl von Themen, Vorgehens-
weisen und Deutungsrahmen der Forschung an die ge-
nannten Erwartungen anpasst. 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sehen sich
also in der prekären Karrierephase zwei völlig unter-
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schiedlichen Einschränkungen ausgesetzt. Von den ge-
rade besetzten Stellen ausgehende Einschränkungen
begrenzen die Möglichkeiten für die Entwicklung eige-
ner Forschungsthemen und die Zeithorizonte, in denen
Themen erfolgreich bearbeitet werden müssen. Von
der Prekarität der Karrierephase ausgehende Ein-
schränkungen begrenzen die Diversität der Themen,
die eine erfolgreiche Fortsetzung der Karriere wahr-
scheinlich machen. 

7. Reparatur
Man könnte hierzu eine Reihe von Empfehlungen
geben, die sich an verschiedene Akteure im deutschen
Wissenschaftssystem richten (Gläser/Hüther 2022, S.
36-37). Unsere Schlussfolgerungen hier beschränken
sich auf mögliche Veränderungen, die direkt die von
uns diskutierten Probleme betreffen. 
Es wird immer einen Wettbewerb um die Fortsetzung
der akademischen Karriere auf unbefristeten Stellen
geben. Wir müssen uns aber die Frage stellen, ob sich
dieser Wettbewerb so verschärft hat, dass er einen un-
produktiven, die Wissenschaftsfreiheit und letztlich die
Diversität der Forschung beschränkenden Anpassungs-
druck erzeugt. Die Diversität wird beschränkt, weil der
Wettbewerb auf unbefristete Stellen gleichzeitig ein
Wettbewerb der Forschungsrichtungen ist, die durch
die jüngeren, auf befristeten Stellen Forschenden ver-
treten werden. Damit sollte auch eine "Bestenauslese"
der Forschungsgebiete erfolgen, was aber aus den von
uns beschriebenen Gründen nicht stattfindet. Dem
kann mit einer Veränderung des Verhältnisses unbefris -
teter zu befristeter Beschäftigung zugunsten ersterer
begegnet werden. Diese Veränderung würde auch der
durch alle Akteure im deutschen Wissenschaftssystem
übereinstimmend als zu lang angesehenen Dauer der
prekären Karrierephase entgegenwirken. Diese Phase
muss verkürzt werden. Zugleich brauchen wir nicht nur
mehr, sondern auch mehr verschiedenartige unbefriste-
te Beschäftigungsverhältnisse, um der Vielfalt der For-
schungsformen besser Rechnung zu tragen.
Die im deutschen Wissenschaftssystem allgegenwärtige
und sich weiter verstärkende Verwendung der Drittmit-
teleinwerbung als Surrogat für Forschungsleis tungen
führt gerade in der prekären Karrierephase zu einem
starken Druck, ‚drittmittelfähige‘ und insbesondere für
kooperative Forschungsverbünde geeignete Themen
und Vorgehensweisen zu wählen. Dem sollte mit einer
Abwertung der Drittmittel als Leistungsindikator entge-
gengewirkt werden. Die Drittmittelförderung sollte ih-
rerseits so flexibilisiert werden, dass sie an ein größeres
Themenspektrum anpassbar ist, anstatt eine Anpassung
der Themen zu erzwingen. 
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1. Einleitung

Die Welt der Hochschulen befindet sich in einem tief-
greifenden Umbruch. Die Digitalisierung hinterlässt ihre
Spuren und hat im Rahmen der COVID-19-Pandemie
sogar an Dynamik gewonnen. Als technologische Inno-
vation eröffnet die Digitalisierung Möglichkeiten für
neue Ansätze für das Lehren und Lernen im Hochschul-
bereich (einschließlich der Bewertung studentischer
Lernergebnisse und Lernerfolge, bspw. durch den Ein-
satz von Instrumenten wie Learning Analytics), und als
gesellschaftlicher Transformationsprozess verändert sie
die menschlichen Interaktionen. Im Hochschulbereich
äußern sich diese Veränderungen in Form einer verstärk-
ten Individualisierung und Personalisierung von Lern-
prozessen und in einer Veränderung der Rollen, die Stu-
dierende und Lehrende in Lehr- und Lernprozessen spie-
len (Crawford u.a. 2020; Skulmowski/Rey 2020; Za-
wacki-Richter 2020). Auch im Bereich der Forschung
birgt die Digitalisierung erhebliche Veränderungspoten-
ziale, die bisher nur in Teilen systematisch untersucht
wurden (vgl. Krempkow 2021). Insgesamt stellt sich
zudem die Frage, wie Digitalisierung nicht als Belastung
(der Qualitätssicherung) der Hochschulen, sondern zu
ihrem Nutzen angewendet werden kann.

Da die Digitalisierung nicht nur die Welt der Hochschul-
bildung, sondern auch die Arbeitswelt verändert hat,
wird die Notwendigkeit, die Lehr- und Lernansätze sowie
Qualifikationsziele von Studiengängen zu überdenken
immer offensichtlicher (vgl. Leiber 2022) und gewinnt an
gesellschaftlicher Akzeptanz. Dies hat nicht nur Auswir-
kungen auf die Einführung und Anwendung neuer Be-
wertungsmethoden, sondern auch auf die Qualitätssiche-
rung (QS) von Lehre und Studium auf der organisationa-
len Ebene: Die sich verändernden gesellschaftlichen An-
forderungen und Erwartungen an das Lehren und Lernen
erfordern von den Hochschulen eine Anpassung ihrer je-
weiligen Qualitätsstandards und -konzepte sowie ihrer
Verfahren zur Sicherung der Qualität von Prozessen, die
auf diese Standards bezogen sind (Hou u.a. 2021; 
Perrin/Wang 2021). Dies bezieht sich beispielsweise auf
die Professionalisierung von Lehrkräften im Hinblick auf
ihre neuen Rollen und ihr Verständnis von Lehr- und
Lernprozessen und/oder auf die Qualität von Prozessen
zur Entwicklung von Curricula, in denen Lehr-, Lern- und
Prüfungsaktivitäten konstruktiv auf die beabsichtigten
Lernergebnisse ausgerichtet sind.
Der vorliegende Text konzentriert sich einerseits auf die
potenzielle Notwendigkeit von Anpassungen der derzei-
tigen QS-Konzepte und -Praktiken, die sich aus den

Fo 3+4/2022

René Krempkow, Markus Seyfried & Philipp Pohlenz 

Digitalisierung und andere 
Herausforderungen für die 
Qualitätssicherung an Hochschulen

Markus Seyfried

Quality assurance has become an integral part of higher education management and policy.
Internally, it is supposed to be a means to stimulate universities’ self-reflection and their con-
tinuous improvement. Externally, e.g., from a state perspective, quality assurance is expected
to promote evidence-based management. In an ever changing environment (digitalisation;
impact of COVID-19 pandemic on higher education management and practice; changes in
the relationship between science and society, etc.) the current practice of quality assurance
needs to be reconsidered and conceptually adjusted to the above trends. For this aim, a more
fundamental recourse to the question “What is quality?” and the societal missions of univer-
sities seems to be appropriate. The paper discusses this question against higher education
and research practice, since we believe quality higher education has to be interrelated with
outstanding research. We address developments that are observable at the micro-level of in-
dividual acting, at the meso-level of institutional management, and at the macro-level of the
relationship between universities and society.

René Krempkow

Philipp Pohlenz

Entwicklung, Strategie & politische Gestaltung Fo



115Fo 3+4/2022

R. Krempkow et al. n Digitalisierung und andere Herausforderungen ...Fo

Transformationsprozessen ergeben, die die Hochschulbil-
dung durchläuft. Andererseits fokussieren wir Aspekte
und Potenziale der QS, die sich insbesondere aus der Di-
gitalisierung der Forschung ergeben. Dies erinnert uns
daran, dass Messung und Bewertung wissenschaftlicher
Leistungen nicht losgelöst von Fragen wie Prozessen,
Strukturen, Governance, Management sowie allgemei-
nen gesellschaftlichen Entwicklungen betrachtet werden
können (Noordegraaf/Abma 2003; Welsh/Dey 2002;
Young 2006). Um diese Themen abzudecken, betrachten
wir drei verschiedene Ebenen (vgl. Wolter 1995) und die
Beziehungen der jeweils beteiligten Akteure. 

Betrachtete Ebenen für die weitere Diskussion:
• Die unterste der betrachteten Ebenen ist die Mikro-

ebene der Lehre in der unmittelbaren Beziehung zwi-
schen Lehrenden und Studierenden als Teilnehmende
konkreter Lehr- und Lernprozesse. Wir werden disku-
tieren, wie sich die Rollen der Beteiligten in diesen
Prozessen verändern und was dies für die Evaluation
von Lehren und Lernen bzw. allgemeiner: die Qua-
litätssicherung von Lehre und Studium bedeutet. In
der Forschung adressiert dies die Person des/der ein-
zelnen Forschenden und die direkten Beziehungen zu
ihrer Umwelt.

• Die mittlere Ebene ist die Mesoebene der Beziehung
zwischen Lehrenden und Studierenden und der Hoch-
schule als Organisation. Hier geht es um die Frage, wie
diese Beziehungen durch die sich verändernden Anfor-
derungen an das organisatorische Handeln der Hoch-
schulen und die Ziele der Hochschulbildung als solche
umgestaltet werden. Im Bereich Forschung geht es hier-
bei insbesondere um die Fachdisziplinen, Forschungs-
zentren/-gruppen, Fakultäten/Fachbereiche und die
Hochschulen als Organisation.

• Die oberste Ebene ist die Makroebene der Beziehung
zwischen der Hochschule (als Organisation) und ihrem
externen sozialen Umfeld wie z.B. dem Landesministe-
rium oder dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung – BMBF (bzw. den entsprechenden Förderpro-
grammen). Veränderungen in der Art und Weise, wie
wir die Funktion und die wünschenswerten Ergebnisse
der Hochschulbildung verstehen, machen es erforder-
lich, dass die Hochschulen ihre Konzepte für die Qua-
lität der Hochschulbildung anpassen, um ihre Legiti-
mität und öffentliche Akzeptanz zu erhalten. In ähnli-
cher Weise unterliegen auch die Anforderungen an die
(Qualitätssicherung der) Forschung Veränderungen.

Dieser Beitrag legt im Bereich Lehre den Schwerpunkt
auf den Bologna-Prozess, in dem sich der europäische
Hochschulraum seit nunmehr über 20 Jahren befindet.
Der Bologna-Prozess hat den Grundstein für systemati-
sche Qualitätssicherungsverfahren in den teilnehmenden
Ländern gelegt. Darüber hinaus ist er ein interessantes
Beispiel, da seine "philosophischen Grundlagen" vom Pa-
radigma des New Public Management bzw. NPM (Benz
u.a. 2007; Boer u.a. 2007) inspiriert sind, das nun in
einer weiteren Welle des gesellschaftlichen Wandels, hin
zu einer wissensbasierten und vernetzten Gesellschaft
(Castells 2009) herausgefordert wird. Die Forschung, für
die wir dies im Anschluss an den Aufgabenbereich Lehre

diskutieren, hat zeitgleich erhebliche Veränderungen er-
fahren. Sie wurde ähnlich wie die akademische Lehre, in
einem sehr viel stärkeren Maße als zuvor dem NPM-Pa-
radigma folgend, auf wettbewerbliche Finanzierung um-
gestellt. So stieg der Anteil der (üblicherweise wettbe-
werblich vergebenen) Drittmittel an der Finanzierung der
Hochschulen seit der Jahrtausendwende von knapp 20%
auf etwa 30%, wobei besonders die DFG enorme Zu-
wächse verzeichnete. Aber auch auf Landesebene sowie
innerhalb von Hochschulen spielen seitdem Instrumente,
wie die Leistungsorientierte Mittelvergabe (LOM) für die
Forschung eine deutlich stärkere Rolle (vgl. ausführlicher
z.B. Krempkow u.a. 2013), was zum vermehrten Aufbau
von Forschungsinformationssystemen beitrug. Diese
können einerseits über die Sichtbarmachung und Trans-
parenz von Leistungen zu einer höheren Leistungsge-
rechtigkeit beitragen, andererseits aber auch zu vermehr-
ter „Tonnenideologie” (ebd.). 

2. Qualitätssicherung in Zeiten des 
Bologna-Prozesses

Ursprünglich bestand die Hauptabsicht des Bologna-
Prozesses darin, die Mobilität zwischen den europäi-
schen Hochschulsystemen zu fördern und einen eu-
ropäischen Hochschulraum zu schaffen, der auf dem
Austausch von Studierenden und Lehrkräften beruht
(Bologna-Erklärung 1999). Eine Voraussetzung zur Errei-
chung dieses übergeordneten Ziels ist die Festlegung ge-
meinsamer Standards und eines gemeinsamen Verständ-
nisses von Qualität in der Hochschulbildung, um einen
reibungslosen Übergang von Lernenden und Lehrenden
von einer Hochschuleinrichtung in einem Land zu einer
anderen in einem anderen europäischen Hochschulsys-
tem zu gewährleisten. So wurde auf einer der nachfol-
genden Bologna-Konferenzen auf Ministerebene (ge-
nauer gesagt auf der Berliner Bologna-Folgekonferenz
im Jahr 2003) beschlossen, Verfahren für die interne und
externe Qualitätssicherung zu vereinbaren. Das Euro -
pean Network for Quality Assurance (ENQA) wurde dar-
aufhin mit der Ausarbeitung einer Reihe von Standards
und unterstützenden Leitlinien beauftragt, den ESG –
European Standards and Guidelines for Quality Assuran-
ce in the European Higher Education Area (ENQA
2009). Diese wurden seither als Referenzrahmen für die
Ausarbeitung von QS auf verschiedenen Ebenen ver-
wendet. Im Jahr 2015 wurde eine überarbeitete Version
veröffentlicht (ENQA 2015), in der die mehr oder weni-
ger ausschließlich prozessbezogenen Standards der ur-
sprünglichen Version durch inhaltsbezogene Aspekte er-
gänzt wurden, wie z.B. einen Standard für das Ziel des
studierendenzentrierten Lehrens. 
Der Bologna-Prozess wurde in den späten 1990er Jahren
eingeleitet und fiel somit mit der öffentlichen Debatte
über die Bildungseffektivität der Hochschulen zusam-
men. Studiengänge wurden zu vergleichsweise hohen
Kosten angeboten und wiesen in vielen europäischen
Ländern hohe Studienabbruchquoten auf, was als Zei-
chen ineffizienter und daher überarbeitungsbedürftiger
Strukturen gewertet wurde (Broucker/Wit 2015). Als
Reaktion wurden neue Managementmethoden einge-
führt, die hauptsächlich vom NPM-Paradigma inspiriert
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waren, wie z.B. die leistungsbezogene Finanzierung
(Frølich 2011; Krempkow 2015). 
Über die Neugestaltung der Hochschulgovernance nach
den Grundsätzen des NPM ist viel geschrieben worden
(Boer u.a. 2007; Grande u.a. 2013). Dennoch scheint eine
genaue Definition dessen, was NPM eigentlich ist, noch
auszustehen (Pausits u.a. 2014; Webber 2021). Es wird als
„eine Reihe von Ideen zur Modernisierung des öffentli-
chen Sektors, zur Steigerung seiner Effizienz und zur allge-
meinen Verbesserung seiner Leistung“ beschrieben (Hood
1991, S. 4). Vereinfacht könnte man sagen, dass die Re-
form darauf abzielte, Managementprinzipien aus dem
Wirtschaftssektor in die öffentlichen Dienste einzuführen,
um deren Effizienz durch Output-/Ergeb nis orientierung
und Wettbewerb zu steigern. Für das Wissenschaftssy-
stem und insbesondere für das Hochschulwesen wurde
ein neues Verhältnis zum Staat geschaffen, in dem sich die
staatlichen Behörden aus der detaillierten Überwachung
und Aufsicht zurückzogen und die Hochschulen im Ge-
genzug größere institutionelle Autonomie erhielten (Pru-
vot/Estermann 2017; Krempkow 2017). Die größere Au-
tonomie – mit der die Selbstverwaltungskapazitäten der
(öffentlichen) Hochschulen gefördert und damit ihre
Wettbewerbsfähigkeit erhöht werden sollte, z.B. durch
die Entwicklung ausgeprägter lokaler Profile – ging einher
mit einer zunehmenden Rechenschaftspflicht in Bezug auf
die Ergebnisse der Tätigkeiten der Hochschulen (gemes-
sen an meist quantitativen Indikatoren wie der Anzahl der
Studierenden, die ihre Studiengänge innerhalb der vorge-
sehenen Zeitspanne erfolgreich abgeschlossen haben).
Die Qualitätssicherung wurde somit zu einem wichtigen
Mittel für die Hochschulen, um die Anforderungen im Zu-
sammenhang mit der Rechenschaftspflicht zu erfüllen,
z.B. Monitoring, Prüfung, Berichterstattung, Marketing
(usw.) (Alexander 2000; Danø/Stensaker 2007). Dies gilt
wie für die Aufgaben in der Lehre in ähnlicher Weise auch
in der Forschung.
Wichtig – zumindest für die in diesem Beitrag entwickel-
te Argumentation – ist es, den Zweck der derzeitigen
QS-Praktiken näher zu betrachten, um zu verstehen,
dass diese Praxis an eine neue Realität angepasst werden
muss, unter der die Hochschulbildung in den heutigen
Zeiten des Wandels umgesetzt wird. Auf der Grundlage
eines solchen Verständnisses sollte es einfacher werden,
Alternativen zur derzeitigen Praxis zu entwickeln, die
dazu beitragen, die sich verändernden Anforderungen
besser zu erfüllen. 
Das NPM und die Art und Weise, in der es die QS-Prak-
tiken inspiriert hat, könnte als Erbe des Industriezeital-
ters interpretiert werden, in dem Kosteneffizienz, Pro-
duktivitätskennzahlen, lineare Beziehungen zwischen
Input und Output/Ergebnissen sowie die Wettbewerbs-
fähigkeit von Produkten und Branchen wichtige Deter-
minanten für den wirtschaftlichen Erfolg von Unterneh-
men waren. Sie galten somit als Determinanten für die
Lebensfähigkeit moderner, funktional differenzierter Ge-
sellschaften (Dill 2007; Jarvis 2014; Pohlenz 2020). Da
sich moderne Gesellschaften im Übergang zu stärker
wissensbasierten und vernetzten Ansätzen befinden,
wird dieses Verständnis des Industriezeitalters davon,
was Qualität ist und wie entsprechende Leistungen ge-
messen werden können, in Frage gestellt und z.T. stärker

in Richtung “Qualitätskultur” diskutiert (vgl. Wilhelm
2017). Die Schwierigkeit, akademische Leistungen an-
hand meist quantitativer Leistungsindikatoren zu mes-
sen, ist einer der wichtigsten Aspekte der Kritik und
Skepsis gegenüber der derzeitigen QS-Praxis (Abraham
2017). Die methodischen (z.B. Bedenken hinsichtlich
der Validität der zur Leistungsbeurteilung herangezoge-
nen Indikatoren) und pädagogischen (z.B. im Hinblick
auf den umfassenderen, über konkrete berufsfeldbezo-
genen Fertigkeiten hinausgehenden Bildungsauftrag der
Hochschulbildung) Mängel der QS-Praxis werden noch
deutlicher, wenn man die neuen, gesellschaftlich verein-
barten Erwartungen an eine „gute“ Hochschulbildung
berücksichtigt. Dies bezieht sich auf alle oben genann-
ten Ebenen der Beziehungen innerhalb der Hochschul -
einrichtung: Auf der Mikroebene wird eine kooperative
Denkweise der Lehrenden erwartet, die die Studieren-
den als Neulinge in der Wissenschaft und als Koprodu-
zenten der Ergebnisse akademischer Lehr- und Lernpro-
zesse anerkennen und die Beurteilungspraxis nicht nur
als Mittel zur Trennung von Leistungsstarken und Lei-
stungsschwachen betrachten, sondern vielmehr als
Feedback-Instrument zur Unterstützung dynamischer
Lernprozesse. Ein zeitgemäßes Managementumfeld von
Hochschulen auf der Mesoebene lässt sich als unter -
stütz end, vertrauensvoll und fehlertolerant beschreiben.
Für die Makroebene des Verhältnisses zwischen Wissen-
schaft und Gesellschaft werden zunehmend die Impacts
wissenschaftlicher Leistungen auf Prozesse der gesell-
schaftlichen Reproduktion, also die Problemlösungs-
kompetenz von Wissenschaft, jenseits innerwissen-
schaftlich relevanter Leistungskriterien, wie die Zahl von
publizierten Journalartikeln, diskutiert. 
Entsprechend scheint ein etwas grundsätzlicherer Rekurs
auf die Frage: „Was ist Qualität?” und die Aufgaben der
Hochschulen nützlich. Hierzu wurde bereits an anderer
Stelle ausführlicher herausgearbeitet, dass sich dies nicht
für alle Ebenen des Hochschulsystems auf gleiche Weise
beantworten lässt und daher jeweils eine Zielklärung er-
forderlich ist (vgl. Krempkow 2007, S. 17ff): Eine solche
Zielklärung kann demnach anhand der zwei Fragen Qua-
lität von was? (Qualitätsgegenstand) und Qualität für
wen? (Qualitätszielgruppe) erfolgen.1 Die Antworten auf
die erste Frage reichen für den Aufgabenbereich Lehre
von der Qualität der Lehrveranstaltungen (wie es implizit
in vielen Landeshochschulgesetzen formuliert ist und als
Bestandteil vieler gesetzlich geforderter Evaluationen
Anwendung findet und was der Mikroebene entspricht),
über die Qualität eines Studienganges bzw. das Studium
als Ganzes inkl. seiner Rahmenbedingungen an einer
konkreten Hochschule (was hier der Mesoebene ent-
spricht) bis hin zur Qualität des Hochschulsystems z.B.
eines (Bundes-)Landes (Makroebene). Zur zweiten Frage
(für wen?) lässt sich festhalten: Dies sind die Studieren-
den, die eine Lehrveranstaltung nachfragen (Mikroebe-
ne), darüber hinaus die Unternehmen und andere Orga-

Fo 3+4/2022

1 Auf die verschiedenen Definitionen von Qualität, wie z.B. nach DIN EN
ISO als „die Gesamtheit von Merkmalen (und Merkmalsausprägungen) be-
züglich ihrer Eignung, festgelegte und vorausgesetzte Erfordernisse zu er-
füllen“ wird hier bewusst nicht näher eingegangen, da sie letztlich ohne
Bezug zu konkretem Gegenstand und Zielgruppe (zu) abstrakt bleiben (vgl.
Krempkow 2007, S. 17ff). 
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nisationen inkl. wiss. Einrichtungen als „Abnehmende“
der Graduierten eines Studienganges sowie wiederum
Studierende selbst als dessen potentielle Graduierte und
auf der Ebene der Hochschule auch die Stadt oder Regi-
on (Mesoebene).2 Schlussendlich ist es auch die Gesell-
schaft als Ganze, die gemäß gesetzlichem Auftrag der
Hochschulen eine hohe Qualität bei möglichst effektivem
Mitteleinsatz erwartet (vgl. ebd., 28), ebenso wie quali-
tativ hochwertige Erkenntnisse in der Forschung.
Zu den gesetzlichen Aufgaben der Hochschulen gehört
laut Hochschulrahmengesetz (HRG) als zentrale Grund-
lage auch, dass Studierende „zu verantwortlichem Han-
deln in einem freiheitlichen, demokratischen und sozia-
len Rechtsstaat befähigt“ werden (§7), was entsprechen-
de Kompetenzen erfordert. Dies ließe sich formal über
den Europäischen Qualifikationsrahmens – EQR, den
Deutschen Qualifikationsrahmen für Hochschulabsol-
vent*innen – DQRH, über die Anforderungen an die Ak-
kreditierung von Studiengängen bis hinunter in die An-
forderungen an die Darstellung der zu fördernden Kom-
petenzen in Modulbeschreibungen durchdeklinieren
(vgl. Musterrechtsverordnung der Kultusministerkonfe-
renz und entsprechende Landesvorordnungen). Aber
dies wäre nur die formale Seite, und es erscheint frag-
lich, ob eine rein formale Behandlung für diesen Beitrag
zielführend wäre. Stattdessen soll hier nun die konzep-
tionell-inhaltliche Seite angesprochen werden: So sieht
Tenorth (2020) in Anlehnung an die Humboldt’sche
Universitätskonzeption die Aufgabe der Universität
„darin, dass die disziplinär organisierten Fachstudien 
(…) selbst verlangen, dass wir den Fachidioten gerade
nicht erzeugen, sondern eine Sozialfigur, (…) den ‚gebil-
deten Experten‘, übersetzt in ‚Kompetenz des Adressa-
ten (…), der angehende Experte für die Grundprobleme
von Mensch und Welt, Staat und Gesellschaft, für Wahr-
heit, Gesundheit, Lernen, Recht, Gestaltung der Natur,
für die Probleme im Umgang mit Komplexität und Unsi-
cherheit‘.“ Daraus ließe sich angelehnt an Huber (2019,
S. 157) folgern, dass gerade in (stärker forschungsorien-
tierten) Universitäten Aspekte wie eigenständiges Arbei-
ten, Bewältigung unvorhergesehener Schwierigkeiten,
Analysefähigkeit und kritische Reflexion die in besonde-
rer Weise als „akademische Kompetenzen“ gelten und
auch besondere Wertschätzung genießen sollten (vgl.
auch Krempkow u.a. 2022). Inwieweit dies umgesetzt
ist, dazu konstatierte Webler (2018, S. 2) allerdings:
„Die Vorstellung, als akademische Lehre reiche aus, den
Studierenden lediglich fachliche Inhalte möglichst kor-
rekt nahezubringen, um sie nicht nur ein wissenschaftli-
ches Studium abschließen, sondern auch noch eine Vor-
bereitung auf berufliche Tätigkeiten absolvieren zu las-
sen, ist gegen jeden einschlägigen Forschungsstand
noch immer weit verbreitet.“
Im Folgenden werden wir die drei Ebenen der jeweils
näher betrachten und erörtern, was die jeweiligen Ent-
wicklungen für die künftige Qualitätssicherung und ihre
Rolle als Mittel zur Unterstützung des Hochschulmana-
gements und zur Aufrechterhaltung akademischer Stan-
dards für ergebnisorientierte und lernerzentrierte Lehr-
und Lernprozesse bedeuten und zwar über die Kontroll-
funktionen hinaus, die ihr im Rahmen der jüngsten NPM-
inspirierten Governance-Wellen zugewiesen wurden.

3. Die Mikroebene der Individuen und ihrer
Lehr-/Lernprozesse

Die Qualitätssicherung auf der Mikroebene individueller
Lehr- und Lernprozesse besteht größtenteils aus der Lehr -
evaluation, die durch die Sammlung von Bewertungen und
Rückmeldungen der Studierenden zu einzelnen Lehrveran-
staltungen, Modulen oder ganzen Studiengängen erfolgt.
Auf die Debatte über methodische Fragen, wie z.B. Vali-
ditätsbedenken bei subjektiv verzerrten Studierendenbe-
wertungen, die die Praxis der Studierendenfeedbacks als
Mittel der Qualitätsbewertung seit ihren Anfängen beglei-
tet (Ory/Ryan 2001), soll hier nicht im Detail eingegangen
werden. Wir argumentieren, dass die derzeitige Praxis der
Lehrevaluation das oben genannte Problem aufweist, dass
die Qualitätssicherung noch nicht an die Anforderungen
des Lehrens und Lernens in einem postindustriellen Zeital-
ter angepasst ist, in dem die Annahme eines linearen Ver-
hältnisses zwischen Input und Output bzw. Outcome auf-
grund der zunehmenden Komplexität der zu evaluieren-
den Prozesse nicht oder zumindest nicht notwendigerwei-
se zutrifft. Studierendenbewertungen beziehen sich meist
auf die Lehrtätigkeit des/der Lehrenden und modellieren
diese Aktivitäten als Input für den Lernprozess, der dann
von einer Gruppe von Lernenden verarbeitet wird, die – so
die implizite Unterstellung – gleiche Merkmale hinsichtlich
ihrer Fähigkeiten, ihres Engagements und ihres Interesses
aufweisen, die dann dazu führen, dass der Input in den ge-
wünschten Lerneffekt umgesetzt wird. Unzureichende Lei-
stungen werden dann oft auf das Handeln des/der Lehren-
den zurückgeführt: Sind die Studierenden im Durchschnitt
unzufrieden mit der Struktur, dem Lehrtempo, den Lehr-
materialien usw., so wird der Lehrkraft unterstellt, dass sie
durch die Wahl einer unangemessenen Struktur, eines un-
angemessenen Lehrtempos, schlechter Lehrmaterialien,
ungeeigneter Bewertungsmethoden usw. unzureichende
Lehrleistungen erbracht hat, die zu unbefriedigenden
Lernergebnissen bzw. zu einer nicht zufriedenstellenden
Lernerfahrung geführt haben. 
Was bei einem solchen QS-Ansatz zumindest tendenziell
unberücksichtigt bleibt, ist die Vielfalt der Lernenden,
ihre individuellen Bedürfnisse und Lern(vor)bedingungen
sowie die Komplexität ihrer Rolle im Lernprozess, die
über die Rolle eines Empfangenden oder „passiven Kon-
sumierenden“ von Ex-cathedra-Unterricht hinausgeht.
Darüber hinaus führt die Fokussierung auf prozessorien-
tierte Merkmale des Lehr- und Lernprozesses (Struktur,
Tempo, Materialien usw.) zu einer Unterbetonung der
pädagogisch relevanteren Frage, ob der Lehransatz einem
Modell gefolgt ist, in dem Lehr- und Lernmaterialien kon-
struktiv mit den beabsichtigten Lehrzielen und den Modi,
die zur Bewertung der jeweiligen Leistungen verwendet
werden, abgestimmt wurden (Biggs/Tang 2011). Zudem
ist festzuhalten, dass längst nicht alle eingesetzten Erhe-
bungsinstrumente auch die (Entwicklung von) Kompeten-
zen adressieren, obwohl die stärkere Kompetenzorientie-
rung ein Kernaspekt der Bologna-Reform war.

2 Schließlich haben diese bei Hochschulen mit ausgewiesen guter Ausbil-
dungsqualität bessere Chancen auf Ansiedlung von Unternehmen und die
Hochschulen wiederum ggf. bessere Kooperationsmöglichkeiten mit der
(regionalen) Wirtschaft (vgl. Krempkow 2007, S. 28ff).
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Zusammenfassend kann man sagen, dass es der derzeiti-
gen Praxis der Lehrevaluation als Mittel der Qualitätssi-
cherung nicht vollständig gelungen ist, neue Formen und
Realitäten von Lehr- und Lernprozessen und ein sich ver-
änderndes Rollenset von Lehrenden und Lernenden zu
integrieren. Im Gegenteil, sie ist oft input- statt ergebni-
sorientiert und wird der Komplexität von Lehr- und Lern-
prozessen nicht gerecht. 
Natürlich gibt es Beispiele für eine Qualitätssicherungs-
praxis, die stärker auf den beschriebenen Wandel im Leh-
ren und Lernen eingeht: Es werden Studierendenbefra-
gungen durchgeführt, um die individuellen Bedürfnisse
der Studierenden in Bezug auf die Merkmale des Lehr-
prozesses zu erkunden (Darwin 2012; Saunders u.a.
2011), Selbsteinschätzungen und Bewertungen der Mit-
lernenden werden als alternative Form der Lehrevaluati-
on eingesetzt, etc. 
Mit Blick auf Entwicklungen in der digitalen Lehre zeigen
jedoch Beobachtungen im Lehrkontext, dass Studierende
die in ihrem privaten Umfeld erworbenen digitalen Fähig-
keiten nicht unbedingt auf die Nutzung digital vermittel-
ter Lehr-/Lernprozesse übertragen (Flynn 2021; Sandoval
2019). Um geeignete Konzepte für die Weiterentwicklung
der Lehr-/Lernqualität und den effizienten Einsatz ent-
sprechender Technologien bereitstellen zu können, bedarf
es einer validen Datenbasis darüber, über welche digita-
len Kompetenzen Studierende bereits verfügen und wel-
che ihnen noch fehlen. Zur Beantwortung dieser Fragen
wurde eine Erhebungsstudie durchgeführt, die sich auf
den Europäischen Referenzrahmen DigComp2.1 (Carrete-
ro u.a. 2017) bezieht. Als Ergebnis der Erhebungen in den
Jahren 2020 und 2021 liegen nun mehr als 7.000 Fälle für
Analysen vor (Krempkow u.a. 2022). 
Die Analysen beschäftigten sich mit der Frage, wie genau
digitale Kompetenzen erfasst werden können. Zudem
wurde die Bedeutung digitaler Kompetenzen im ersten
Studienjahr unter Pandemiebedingungen evaluiert. Ge-
nerell ist mittlerweile deutlich geworden, dass Selbst-
wirksamkeit ein guter Prädiktor für den Studienerfolg,
die allgemeine Zufriedenheit mit dem Studienverlauf und
Studienabbruchrisiken ist. Anhand der Stichprobe der
Studie wurde untersucht, inwieweit digitale Kompeten-
zen diesen Zusammenhang vermitteln, unter der Voraus-
setzung, dass die Studierenden ihr erstes Studienjahr
(nur) in einer virtuellen Lernumgebung erlebt haben.
Letztlich dient die valide Erfassung digitaler Kompeten-
zen als Grundlage für qualitätssteigernde Konzepte für
die Hochschullehre, um den sinnvollen Einsatz von (auch
digitalen) Lehr-/Lerntechnologien mit vorhandenen
Kompetenzen abzustimmen und ggf. entsprechend zu
fördern (ausführlicher Krempkow/Petri 2022). Insgesamt
zeigen die Ergebnisse, dass der auf dem DigComp2.1-
Konzept aufbauende DigKomp2.2.de-Fragebogen gut
geeignet ist, um als ökonomisches Screening-Instrument
zur Erfassung digitaler Kompetenzen studienfeldüber-
greifend eingesetzt zu werden. 
Darüber hinaus sind Selbstwirksamkeit und digitale
Kompetenzen der Studienanfänger*innen signifikant
miteinander korreliert. Auch Mediationen verschiedener
Variablen wurden signifikant: Digitale Kompetenzen
vermittelten nicht nur den Zusammenhang zwischen der
Selbstwirksamkeit der Studienanfänger und der Zufrie-

denheit (am Ende des ersten Semesters), sondern auch
zwischen der Selbstwirksamkeit und der Studienab-
bruchabsicht (am Ende des zweiten Semesters). 
Letztlich liefern die Analysen Ansatzpunkte, welche
Aspekte digitaler Kompetenzen weiterentwickelt werden
sollten. Dies gilt insbesondere für die Anpassung digitaler
Technologien zur besseren Wahrnehmung von sozialer
Verantwortung und Inklusion, aber auch für den Umgang
mit Lizenzen und Copyrigths. Die Tatsache, dass digitale
Kompetenzen auch eine vermittelnde Funktion im Zu-
sammenspiel von Selbstwirksamkeit im ersten Studien-
jahr und Studienzufriedenheit sowie Studienabbruchab-
sichten haben, unterstreicht ihre Bedeutung.
Allerdings scheint in der gegenwärtigen QS-Praxis der
lehrendenzentrierte und stark prozessorientierte Ansatz
der Lehrevaluation auf der Ebene einzelner Lehrveran-
staltungen und Studiengänge noch vorherrschend zu
sein.3 Vermutlich liegt dies an seiner universellen An-
wendbarkeit und der vermeintlichen Vergleichbarkeit
der Fähigkeiten von Lehrenden oder Studiengängen.
Ungeachtet der potenziellen Fehlschlüsse, die diesen
Vergleichen aufgrund methodischer Probleme innewoh-
nen, sind sie ein wichtiges Instrument des Hochschul -
managements unter dem NPM-Paradigma mit seiner
klaren Ausrichtung auf Vergleichbarkeit und Wettbe-
werb geworden. Wie bereits erwähnt, werden diese
Merkmale hier als ein Erbe des Industriezeitalters inter-
pretiert. Wenn man QS-Mechanismen entwickeln
möchte, die einer wissensbasierten und vernetzten Ge-
sellschaft (gekennzeichnet durch Mehrdeutigkeit auf-
grund zunehmender Vielfalt und Offenheit für den Aus-
tausch von Wissen) besser gerecht werden, scheint es
angezeigt zu sein, mehr Gewicht auf Kooperation, Feh-
lertoleranz und Vertrauen zu legen (Pritchard 2022). 

4. Die Mesoebene: Beziehung zwischen
Hochschule, ihren Lehrenden und 
Lernenden sowie Forschenden

Die Mesoebene kann als Brücke zwischen der Mikro-
und der Makroebene betrachtet werden. Forscher
haben die Herausforderung beschrieben, eine Mikro-
Meso-Makro-Verbindung herzustellen, um einen ganz-
heitlichen Ansatz für das Verständnis sozialer Phänome-
ne zu entwickeln und um analytische Fehler zu vermei-
den (Schimank 2007). Die Mesoebene umfasst inter -
organisatorische Strukturen und die Organisation mit
ihren Strukturen, bestehenden Organisationsformen,
Normen und Regeln, Prozessen, den Rollen und Manda-
ten von Organisationsgruppen und vielem mehr (Billing
1998). Entsprechend dieser Sichtweise werden in die-
sem Abschnitt Studium, Lehre und Forschung in QS-Set-
tings vor allem aus einer organisatorischen Perspektive
betrachtet. Dazu gehören die Durchführung und das
Management von Bewertungen studentischer Lerner-
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3 Forschungsleistungen einzelner Forscher*innen sind unserer Wahrneh-
mung nach nicht wirklich Gegenstand von QS-Verfahren, die die Hoch-
schule durchführt, sondern wenn, eher die Fördermittelgeber. Daher ver-
weisen für die QS der Forschung hier auf die Diskussion zur Meso- und
Makroebene in den nachfolgenden Abschnitten. 
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gebnisse sowie wissenschaftlicher Forschungsprozesse in
Bezug auf die Qualität der Lehre sowie die Qualität von
Forschung und wie beide zwischen verschiedenen Orga-
nisationseinheiten moderiert werden. 
Einer der ersten sichtbaren Schritte der Hochschulen zur
Institutionalisierung von QS im Bereich Studium und Lehre
war die Einführung von qualitätsbezogenen Instrumenten
der Datenerhebung, wie Studierendenbefragungen, Ab-
solvent*innenbefragungen, Studierendenpanels usw. Spä-
ter wurden Standardverfahren sichtbar (Harvey/Williams
2010) sowie ihre national und lokal inspirierten Anpassun-
gen (Krücken u.a. 2006; Vaira 2004). Das bedeutet, dass
diese Instrumente die Beziehungen zwischen Lehrenden
und Lernenden nur allmählich und nur dann beeinflussten,
wenn eine der beiden Gruppen daran interessiert war, die
Qualität der Lehre zu verbessern oder zu stabilisieren. Es
ist zum Beispiel immer noch eine offene Frage, wie man
gerechte Bewertungen gewährleistet und wie man Bewer-
tungen in qualitätssichernde Verfahren integriert. Metho-
disch korrekte (z.B. valide, reliabel) und angemessene Be-
urteilungen können als Voraussetzung für ihren Einsatz in
Prozessen des organisationalen Lernens angesehen wer-
den (Westhoff u.a. 1996). Hier steht die überwiegende
Mehrheit der Hochschulen noch am Anfang der Entwick-
lung solcher integrativer Ansätze.
Parallel zu diesen Entwicklungen wurden (Berufs-)Normen
und interne Regelungen entwickelt. Beides ging Hand in
Hand mit organisatorischen Veränderungen innerhalb der
Hochschulen und regte die Schaffung neuer Organisations-
einheiten an, die mit der Aufgabe der Qualitätssicherung
betraut wurden und unterschiedliche Ansätze verfolgten
(Pratasavitskaya/Stensaker 2010). Mit der Formulierung
von Vorschriften und der Schaffung von Organisationsein-
heiten erhielt die QS den Auftrag, die Qualität des Lehrens
und Lernens zu überwachen, obwohl oft nicht ganz klar
ist, was das eigentlich bedeutet, da die eigentliche Verant-
wortung für die Qualität der Lehre bei den Lehrenden
liegt. Dementsprechend könnte QS als eines der so ge-
nannten „magischen Konzepte“ (Pollitt/Hupe 2011) inter-
pretiert werden, was auch Teil ihrer erfolgreichen Verbrei-
tung rund um den Globus ist. So lieferten Messungen in
verschiedenen Formen zunehmend Beweise, indem sie
Transparenz über die (wahrgenommenen) Bedingungen
und Ergebnisse der Interaktionen zwischen Lehrenden und
Studierenden herstellten (Harvey/Williams 2010).
Neben der Veränderung von Normen und Regelungen
schufen die Hochschulen neue Organisationsstrukturen
wie Kommissionen, Ausschüsse, QS-Stabsstellen, inter-
ne Evaluationsdienststellen oder Qualitätsmanagement-
abteilungen (Agasisti u.a. 2019). Sie schufen auch neue
Formen von Stakeholder-Interaktionen und neue Funk-
tionen innerhalb der Organisation, vor allem Qua-
litätsmanager*innen, interne Evaluator*innen, interne
Auditor*innen, aber auch Dekanate für akademische
Angelegenheiten und viele andere (Harman 1998;
Krempkow/Höhle 2021; Seyfried/Reith 2021). Diese or-
ganisatorischen Reaktionen erscheinen aus zwei Per-
spektiven sinnvoll:
Erstens sollte aus einer instrumentellen Perspektive das
Qualitätsmanagement bzw. die Qualitätssicherung und -
entwicklung dazu beitragen, die Lehre und das Lernen zu
verbessern, indem es Instrumente einsetzt, die zu mehr

Überprüfung oder zu Lernen innerhalb der Organisation
führen (Kleijnen u.a. 2011; Teelken/Lomas 2009). Aus
dieser Perspektive liegt das Potenzial von Bewertungen
eher brach. Obwohl Noten beispielsweise in einigen Be-
reichen der Hochschulbildung eingesetzt werden – etwa
bei der Auswahl von Studierenden (Krings u.a. 2020) –
werden sie bislang nur selten als evidenzbasierte Manage-
mentinstrumente, z.B. für strategische Zielsetzungen oder
analytische Vorhersagen, eingesetzt. Stattdessen werden
die Debatten über Qualität und Lernerfolg oft immer
noch von binären Vorstellungen über Studienerfolg und -
misserfolg beherrscht. Zweitens entwickeln Hochschulen
aus institutioneller Sicht neue Strukturen und Verfahren,
um externe Erwartungen zu erfüllen und Legitimität zu er-
langen (March/Olsen 1983). Dabei spielen bestehende
Bewertungen eine stabilisierende, bestätigende Rolle. Sie
entfalten ihre Wirkung als (institutionalisierte) Verfahren,
die die Organisation in ihrer Interaktion mit Studierenden
und der Gesellschaft unterstützen. In dieser Sichtweise
besteht ihr Hauptzweck nicht darin, zur Verbesserung der
Kompetenzen der Studierenden beizutragen, sondern sie
stellen sicher, dass die vorhandenen Kompetenzen der
Studierenden zum institutionellen Profil der Hochschu-
leinrichtung passen. Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass Bewertungen einerseits als Informationsquelle die-
nen können, die Managemententscheidungen auf organi-
satorischer Ebene unterstützt. Andererseits können sie
auch als rationale Mythen betrachtet werden, die nicht
unbedingt den beabsichtigten Zweck erfüllen (Wijen
2014). Kurz gesagt, Bewertungen können entweder zur
De-Selektion und Ausgrenzung oder zur Selektion und In-
tegration beitragen.
Es überrascht nicht, dass die Diskussion über den Auf-
bau neuer Strukturen und Funktionen Kontroversen
über die zunehmende Formalisierung und das Wachs-
tum bürokratischer Verfahren hervorruft (Gornitzka
u.a. 1998), was auch für Bewertungen gilt. Bürokrati-
sche und formale Strukturen sind nicht per Definition
problematisch, und obwohl die Begriffe oft negativ
konnotiert sind, verweisen sie auf interne Prozesse der
funktionalen Differenzierung und Spezialisierung (Pol-
litt 2009), die mit den Debatten über die Professionali-
sierung in diesem Bereich zusammenhängen (Gornitz-
ka/Larsen 2004). Die Forschung liefert jedoch auch Be-
lege für Bürokratie an Hochschulen. Bürokratie steht
nicht ausschließlich in Zusammenhang mit neuen büro-
kratischen Strukturen, sondern zeigt, dass nicht alle or-
ganisatorischen Innovationen oder Messinstrumente,
wie z.B. Bewertungen, Vorteile für die Organisation
mit sich bringen (Bozeman/Youtie 2020). Vielmehr zei-
gen sie wichtige Kompromisse bei der internen Anpas-
sung von qualitätsbezogenen Strukturen, Verfahren
und Instrumenten (Seyfried/Reith 2019). 
Die strukturellen Veränderungen werden von verfah-
renstechnischen Veränderungen begleitet. Es wurden
neue Instrumente und Formen der Messung und
Steuerung eingeführt, wie z.B. die Balanced Scorecard
(Beard 2009), indikatorbasierte Bewertungen
(Ball/Wilkinson 1994), interne Evaluierungs-Ranglisten
oder Benchmarks (Tight 2000), Berichte über die hoch-
schulinterne leistungsbezogene Finanzierung und viele
andere. Die neuen Instrumente zielen darauf ab, orga-
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nisatorische Bereiche zu beleuchten, die bisher meist
nur für Wissenschaftler*innen und Studierende inner-
halb der Lehrsituation transparent waren, was die sy-
stematischen Auswirkungen von Bewertungen auf die
Lehrveranstaltungsebene beschränkt, anstatt sie auf
der Organisationsebene systematisch zugänglich zu
machen.4 Transparenz in diesem Sinne wird oft als
Grundvoraussetzung für die Verbesserung von Qualität
und Leistung beschrieben (Tight 2000). Doch selbst
bei der Transparenz scheint eine nuanciertere Sichtwei-
se erforderlich zu sein, denn die Forschung hat gezeigt,
dass Transparenz Mess- und Rangordnungssysteme
schaffen kann, bei denen die Akteur*innen lernen oder
gezwungen werden, das Spiel mitzuspielen (Strathern
2000). Im schlimmsten Fall – und dies wurde bereits
früher festgestellt (Ridgway 1956) – können Bewertun-
gen und Messungen dysfunktionale unbeabsichtigte
Auswirkungen haben und ihren ursprünglichen Wert
für die Organisation verlieren.
Als langfristige Folge der oben genannten strukturel-
len, verfahrenstechnischen und individuellen Verände-
rungen sollte sich eine neue Organisationskultur her-
ausbilden. Qualitätskultur ist eines der Schlagworte,
das eine Situation umschreibt, in der die neuen Prozes-
se, einschließlich traditioneller und neuer Formen der
Bewertung und Messung (usw.), als selbstverständlich
und als unhinterfragte Handlungen innerhalb der Orga-
nisation akzeptiert werden (Schein 1988). Daher kann
die Einführung von QS und die Konzentration auf
Kompetenzen und Beurteilungsinstrumente sogar
einen kulturellen Wandel innerhalb der Organisation
bewirken (Yorke 2000). Ein solcher Kulturwandel geht
jedoch selten ohne Reibungen vonstatten, vor allem
dann nicht, wenn die vorhandenen Beurteilungsinstru-
mente und -verfahren bereits gut etabliert sind. Wider-
stand, Vermeidung (Overberg 2019) oder Ausnutzen
des Systems – wie oben erwähnt – sind verschiedene
Formen, wie Akteur*innen auf Veränderungen in ihrer
„Bewertungs-Komfortzone“ reagieren können.
Ausgehend von holistischen Vorstellungen eines Qua-
litätsmanagements an Hochschulen gehen dessen Pro-
zesse deutlich über Studium und Lehre hinaus und er-
strecken sich auch in andere Leistungsfelder der Hoch-
schule wie etwa Forschung oder Verwaltungsvorgänge
(Nickel 2014; Petzoldt u.a. 2008). Bemerkenswert in
diesem Zusammenhang ist, dass sich eine Aufteilung
der Qualitätsarbeit beobachten lässt. So gibt es einer-
seits den standardisierten Teil, der sich an guter wis-
senschaftlicher Praxis, Forschungsdatenmanagement,
Forschungsethik, Responsivität, Transparenz und In-
formationsbereitstellung, des Wissenstransfers, der
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses aber
auch Evaluationen und vergleichenden Betrachtungen
orientiert (Petzoldt u.a. 2008). Vornehmliches Ziel
dieser Prozesse ist ganz im Sinne der normativen
Grundvorstellungen von Qualitätsmanagement, die
Identifikation möglicher Schwachstellen, die Verbes-
serung von internen Abläufen, die Erhöhung der Lei-
stungsfähigkeit der bestehenden (Verwaltungs-)Struk-
turen, die Definition von Standards (etc.). Dabei kön-
nen gerade die genannten Aspekte in weiten Teilen
auch von Personen wahrgenommen werden, die nicht

aktiv selbst forschen, die aber als forschungsaffin zu
beschreiben sind. Die Forschung hat hierzu die Begrif-
flichkeiten des „Third Space“ – des dritten Raumes an
der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Verwal-
tung (Whitchurch 2008) oder der sogenannten neuen
Hochschulprofessionellen geprägt (Kehm u.a. 2010;
Schneijderberg/Merkator 2013) bzw. den Begriff des
Hochschul- und Wissenschaftsmanagements gemäß
dem Gebrauch in einer inzwischen entstandenen
Community erweitert und in Anlehnung an Klumpp
und Teichler (2008) auf Personal mit Aufgaben zwi-
schen Wissenschaft und Verwaltung auch unterhalb
von Rektoren, Präsidenten u.a. Leitungsfunktionen
angewandt (Krempkow u.a. 2019; 2021). 
Dagegen stehen weniger standardisierte Prozesse, die
vornehmlich von wissenschaftlichem Personal betreut
und umgesetzt werden. Hierzu gehören beispielsweise
auch Verfahren, die in der wissenschaftlichen Gemein-
schaft schon lange als etabliert gelten, wie etwa die
(doppelt-blinde) Begutachtung von Forschungspubli-
kationen, Forschungsanträgen, Forschungseinrichtun-
gen etc. (peer review), die allerdings durch die Qua-
litätsdebatte weitere Verbreitung und Aufwertung er-
fahren hat (Chu/Westerheijden 2018). Derartige Ver-
fahren sind aber für die Qualitätssicherung in der Wis-
senschaft lange etabliert, auch lange bevor die Wis-
senschaftsgemeinschaft oder Hochschulen die neuen
Qualitätsterminologien im Zuge der Verbreitung von
Management-Konzepten übernommen haben. Sie
werden daher nicht ohne Grund als fundamentaler Be-
standteil der Kommunikation innerhalb der Wissen-
schaftsgemeinschaft beschrieben (Pasternack 2004).
Gleichwohl lassen sich auch hier Überschneidungen
erkennen, wenn beispielsweise an Verfahren wie Au-
ditierungen oder Begehungen gedacht wird.
Ähnlich wie in Studium und Lehre, spielen hier Eva-
luations- und andere Bewertungsverfahren eine wich-
tige Rolle. Fakultäten und Institute unterziehen die ei-
genen Forschungsleistungen einer kriteriengeleiteten
Bewertung. Solche Verfahren erzeugen Aufwand, lie-
fern jedoch auch wichtige Informationen für die Ent-
wicklung und Formung von Forschungsprofilen sowie
in der Bereitstellung von Forschungsinformationen für
verschiedene Stakeholder (Fondermann/Köppen
2013). Unstrittig ist, dass implizite Wettbewerbsanrei-
ze entstehen können und dass fächerübergreifende Er-
gebnisvergleiche sowie Benchmarkings durchaus pro-
blembehaftet sind (Ball/Wilkinson 1994; Dahler-Lar-
sen 2014; Münch 2008; Ringelhan u.a. 2015). Nicht
zuletzt sind sie dazu in der Lage, nicht intendierte ne-
gative Konsequenzen zu provozieren.
Insofern lässt sich zunächst zusammenfassen, dass QS
in der Forschung einerseits innerhalb der Forschungs-
gemeinschaft mit entsprechenden Verfahren und
Strukturen bereits implizit etabliert war, ohne dass es
jedoch explizit so bezeichnet wurde. Andererseits hat
die Übertragung der Konzepte des Qualitätsmanage-
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4 Es gab jedoch z.T. bereits früh systematische Erhebungen auf der Ebene
von Studiengängen/-fächern mit dem Ziel, sie der Analyse und Steuerung
auf Organisationsebene zugänglich zu machen, und die auch die Kompe-
tenzförderung adressierten (z.B. Krempkow 2008, Pixner u.a. 2009). 
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ments auf den Bereich Forschung auch zu weiteren
funktionalen Differenzierungen und Spezialisierungen
geführt, die nicht zuletzt auch durch einen Aufgaben-
und teilweisen Personalzuwachs in diesen Bereichen
erkennbar wurden.5 Sinnbildlich dafür steht der Ziel-
konflikt zwischen Qualitätsbürokratie und zunehmen-
der Professionalisierung des Personals in neuen Aufga-
benbereichen (Pasternack u.a. 2021; Klug 2010). Im
Raum steht in diesem Kontext eine oftmals pauschale
Bürokratiekritik, die sich dem Phänomen eher undiffe-
renziert nähert. Exemplarisch seien hier nur die oben
erwähnten Aspekte der Forschungsdokumentation
oder des Forschungsdatenmanagements erwähnt. Bei-
des ist zweitaufwendig und bürokratisch, erweist sich
aber als bedeutsam, wenn es darum geht auf beste-
hendes Wissen zurückzugreifen oder wenn es darum
geht zu vermeiden, dass das Rad ein zweites Mal er-
funden wird und Geldgeber dafür erneut Mittel zur
Verfügung stellen.
Vor diesen Hintergrund bietet die digitale Transforma-
tion den Hochschulen neue Möglichkeiten. Beginnend
bei der Automatisierung bestimmter Dokumentations-
oder Datenerhebungsprozesse, die für QS und Qua-
litätsmanagement bedeutsam sind, wie etwa routi-
nemäßige Evaluationen, und derzeit endend bei der
Entwicklung eigener maßgeschneiderter Lösungen,
die auf dem gegenwärtigen Stand von Anwendungen
rudimentärer künstlicher Intelligenz basieren, wie
etwa machine learning (vgl. Spörk u.a. 2021).
Die Kopplung von Qualitätsmanagement und Digitali-
sierung innerhalb der Hochschulen steckt dabei noch
in den Kinderschuhen. Nach gegenwärtigen For-
schungsverständnis können aber sowohl das Qua-
litätsmanagement als auch die Umsetzung der digita-
len Transformation in Hochschulen als Querschnitts-
themen angesehen werden (Leiber 2022). Dement-
sprechend können beide Themen nicht jeweils einem
Aufgabenbereich zugerechnet werden. Insofern darf
auch gefragt werden, inwieweit die Themen Qua-
litätsmanagement und Digitalisierung möglicherweise
eher generalistische Ansprüche abdecken und sich in-
nerorganisatorisch gegen die Ansprüche von Spezia-
list*innen, aus der Verwaltung, aus den Fachbereichen
(etc.), behaupten müssen (Jann/Wegrich 2008). Sie
dürften daher mit ihren jeweiligen Anliegen strukturell
benachteiligt sein, was darauf schließen lässt, dass
ihre Durchsetzungsfähigkeit begrenzt ist, sofern sie
nicht durch die Hochschulleitung unterstützt werden
(etwa im Zusammenhang mit der forcierten Digitali-
sierung (vgl. Lübcke u.a. 2022; Albrecht u.a. 2021) in-
folge der Bewältigung der Corona-Pandemie). 
Neben diesen innerorganisatorischen Betrachtungen,
die an anderer Stelle für die Organisation Hochschule
noch stärker ausdifferenziert wurden (vgl. Wilkes-
mann/Schmid 2012), ist diese Perspektive auf Qua-
litätssicherung und -bewertung in die Gesellschaft
eingebettet, einschließlich des politisch-administrati-
ven Systems und der Überschneidungen mit dem welt-
weiten akademischen System. Daher ist es auch not-
wendig, einen Blick auf die Makroebene zu werfen,
um die breitere Dynamik zu verstehen, die auch die
Mesoebene beeinflussen kann.

5. Die Makroebene: Verhältnis zwischen
Hochschulen und ihrem sozialen Umfeld

Hochschulbildung und Forschung sind durch die gesell-
schaftspolitische Aufgabe von Wissenschaft konstituiert,
die Produktion und den Transfer von wissenschaftlichem
Wissen sicherzustellen, u.a. mit dem Ziel, zukünftige
Akademiker auszubilden. Die jüngsten Entwicklungen
haben zu einer Diskussion über geeignete Wege geführt,
um eine sozial und kulturell immer vielfältigere Studie-
rendenschaft anzusprechen. Politische und akademische
Debatten über die Hochschulbildung deuten darauf hin,
dass in zunehmendem Maße Studierende mit unter-
schiedlichen konzeptionellen und sozialen Hintergrün-
den, individuellen Zielen und Fähigkeiten in die Hoch-
schulen eintreten werden, wodurch sich ihr gesellschaft-
licher Auftrag von einem Eliten- zu einem Massenbil-
dungssektor wandelt. 
Diese Entwicklung hin zu mehr sozialer Vielfalt im Hoch-
schulsystem bringt mindestens zwei Fragen mit sich, die
es zu beantworten gilt (Krempkow 2015; 2007): Erstens:
Erwarten wir, dass jede Hochschule die spezifischen Be-
dürfnisse jedes/jeder einzelnen Studierenden erfüllt,
oder erwarten wir, dass es zusätzlich zu den bereits be-
stehenden Unterschieden zwischen den Hochschultypen
(z.B. Forschungsuniversitäten vs. Fachhochschulen) eine
noch größere Vielfalt unter den Hochschulanbietern
geben wird (virtuelle Hochschulen, Offshore-Campus
usw.)? Zweitens: Wie können wir die potenziellen Aus-
wirkungen eines bestimmten institutionellen Konzepts
auf den erfolgreichen Abschluss von Studierenden be-
stimmter Hochschuleinrichtungen berücksichtigen?
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels in
den meisten Industrieländern ist die Vielfalt der Studie-
renden eine der stärksten Triebkräfte für die Umgestal-
tung der Beziehungen zwischen Hochschulen und ihrem
gesellschaftlichen Umfeld. Dementsprechend erörtern
wir in diesem Abschnitt mögliche Wechselwirkungen
zwischen Gesellschaften, Kulturen und Hochschulsyste-
men. Zu diesem Zweck werden wir die Beziehung zwi-
schen studentischer Vielfalt und der Erfolgsquote der
Studierenden als Beispiel für einen Leistungsindikator
hervorheben, der in internen Qualitätssicherungsverfah-
ren von Hochschulen, aber auch in externen Leistungsbe-
wertungen weit verbreitet ist (für weitere Einzelheiten
siehe Krempkow 2015). Es überrascht nicht, dass externe
Ratings konstitutive Wirkungen für einzelne Akteure
(Gläser u.a. 2021), Organisationen (Dahler-Larsen 2015)
sowie ganze nationale Hochschulsysteme (Stolz u.a.
2010; van der Wende/Don 2009) haben und sich auf die
Hochschulsysteme und deren Umgang mit gestiegenen
Anforderungen und zunehmender Vielfalt auswirken
können, z.B. durch verstärkte Anstrengungen oder eine

5 Allerdings hat der Personalzuwachs nicht Schritt gehalten mit dem Aufga-
benzuwachs. Dies wird z.B. daran deutlich, dass das wissenschaftsunter-
stützende Personal trotz zahlreicher zusätzlicher Aufgaben, die in den letz-
ten Jahren den Hochschulen übertragen wurden (z.B. Personalentwick-
lung, Transfer und Gründungsförderung usw.) keineswegs stärker gewach-
sen ist als das wissenschaftliche Personal. Im Vergleich zu früheren Jahr-
zehnten nimmt es nach der amtlichen Hochschulpersonalstatistik sogar
einen deutlich niedrigeren Anteil am gesamten Hochschulpersonal ein,
weil das zu unterstützende wissenschaftliche Personal (v.a. das befristete)
in den letzten Jahren stark aufwuchs (vgl. Krempkow 2021). 
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Senkung der Standards. Daher können wir davon ausge-
hen, dass Messungen und Bewertungen ihren Einfluss
vor dem Hintergrund aller nationalen oder regionalen
Hochschulsysteme ausüben. 
Im Bereich der Forschung wird in den letzten Jahren ein
Trend zur Metrifizierung beobachtet (vgl. Schneijderberg
u.a. 2020) – wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen
auch (Mau 2017). Dieser Trend setzte sich trotz aller kri-
tischer Diskussionen insbesondere um Publikationszah-
len und den Journal Impact Factor (JIF)6 als am häufig-
sten verwendete Metrik (Wilhelm 2017) fort. Eine weite-
re, häufig für die Forschungsleistungen von Hochschulen
verwendete Metrik ist die Höhe von Drittmitteleinwer-
bungen. Sie wird sowohl in Berichtsystemen und in der
LOM zur Verteilung von Landesmitteln zwischen Hoch-
schulen, als auch in Rankings bzw. dem DFG-Förderatlas
verwendet, um die Leistungen von Hochschulen in der
Forschung zu erfassen und zu steuern. Allerdings bieten
auch jüngere empirische Befunde keine eindeutigen Ant-
worten darauf, ob sie tatsächlich zu besserer Forschungs-
qualität und höheren Leistungen führen und inwieweit
nicht-intendierte Effekte auftreten (vgl. Ringelhan u.a.
2015; Niggemann 2020; Oberschelp/Stahl  schmidt
2020). So werden einerseits höhere Drittmittelaufkom-
men von Institutionen als Belege erfolgreicher Steuerung
und hoher wissenschaftlicher Leistungsfähigkeit einge-
ordnet. Andererseits werden Matthäus-Effekte („Wer
hat, dem wird gegeben“) als Beispiele für nicht-intendier-
te Effekte der Steuerung über Drittmittelindikatoren an-
geführt (z.B. Münch 2008). Solche Matthäus-Effekte
werden bereits seit längerem auch für die Exzellenzinitia-
tive – bzw. seit der jüngsten Förderrunde „Exzellenzstra-
tegie“ – berichtet (vgl. Jansen u.a. 2007; Zürn 2010; Grö-
zinger 2011; Krempkow u.a. 2013).
Zwar gibt es mit dem seit einigen Jahren betriebenen Vor-
haben des „Kerndatensatz Forschung“ inzwischen eine
breiter angelegte Indikatorik für Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, die auch wissenschaftliche Dienst-
leistungen wie z.B. Herausgeberschaften erfassen will. Sie
folgt dabei jedoch auch dem Quantifizierungsansatz und
es ist zu befürchten, dass damit ebenfalls einer „Tonne-
nideologie“ Vorschub geleistet wird. Gemäß einem um-
fassenden Verständnis von Qualität käme es aber nach
Pasternack (2004) neben solcher „Qualität erster Ord-
nung“ auch auf „Qualität zweiter Ordnung“ an.7 Dem-
nach wäre hier statt der bisher weit verbreiteten Steue-
rung über QS-Einzelmaßnahmen (bzw.: Einzelindikatoren)
ein Systemveränderungsansatz zu verfolgen. Ein solcher
gestaltet sich für die gesamte Hochschule u.a. aufgrund
der verschiedenen Disziplinenkulturen und z.T. aufgrund
der Konkurrenzsituation innerhalb der Hochschulen er-
fahrungsgemäß schwierig. Er könnte aber – wenn er erfol-
greich ist – besonders nachhaltig wirken und das Qualität-
sprofil einer Hochschule ausmachen (vgl. Krempkow
2007, S. 22). Dies könnte z.B. darin liegen, dass es an
einer Hochschule „zum guten Ton“ gehört, sämtliche For-
schungsdaten (spätestens nach Veröffentlichung entspre-
chender Artikel, Bücher o.ä.) der Scientific Community
zur Verfügung zu stellen. Forschungsdaten sind zugleich
ein zentraler Aspekt im Kontext von Open-Science, wobei
in der Forschung – zumindest in einer digitalisierten Mo-
dellhochschule – auch die Nutzung entsprechender For-

schungsdaten-Infrastruktur und -Informationsdienste
dazu gehören sollte (vgl. Krempkow 2021, S. 83f).8 Dies
hätte für die (QS der) Forschung mehrere Vorteile: Einer-
seits würden Analysen und Publikationen besser nach-
prüfbar; Fehlverhalten wie Daten- und Ergebnismanipula-
tionen würden seltener. Zudem würden Sekundärdaten-
analysen deutlich vereinfacht und damit sowohl Ressour-
cen geschont als auch vorhandene Erfahrungen und Er-
kenntnisse besser genutzt werden können.9 Eine solche
hier skizzierte Kultur des Forschungsdatenteilens könnte –
ganzheitlich umgesetzt – letztlich besser Qualität und Ef-
fektivität der Forschung erhöhen als z.B. LOM oder Ran-
kings. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass einerseits
der reduktionistische und zwanghafte Impetus von Ran-
kings nur einen Teil der Gesamtentwicklung widerspie-
gelt, die darauf abzielt, immer komplexere Phänomene in
der Hochschulbildung zu strukturieren. Auf der anderen
Seite gibt es eine stetige Diversifizierung mit steigenden
Anforderungen, die moderne Hochschulsysteme erfüllen
müssen, um einer Vielzahl von Bedürfnissen verschiede-
ner gesellschaftlicher Gruppen und Interessengruppen ge-
recht zu werden. Das bedeutet, dass es selbst auf der Ma-
kroebene keine Einheitslösung oder bewährte Verfahren
gibt, die sich ohne weiteres global übertragen ließen, um
Probleme der Qualitätssicherung, Leistungsmessung und
Bewertung zu lösen. 
Ein möglicher Modus für die Beurteilung des Wertes
eines Studienabschlusses sind jedoch Absolvent*innen-
studien (Schomburg 2007; Krempkow u.a. 2010). Unab-
hängig von der Tatsache, dass in einigen Systemen die
Orientierung an der Beschäftigungsfähigkeit üblicher ist
als in anderen, sollte beachtet werden, dass eine Bewer-
tung des Arbeitsmarkterfolgs der Absolvent*innen nur
ein Teil der Bewertung der Effektivität der Hochschulbil-
dung ist. Für evidenzbasierte Managemententscheidun-
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6 Impactfaktoren (z.B. der Journal Impact Factor – JIF) beschreiben die Wir-
kung einer wissenschaftlichen Zeitschrift. Dazu wird gemessen, wie häufig
Artikel aus dieser Zeitschrift in anderen wissenschaftlichen Zeitschriften zi-
tiert werden. Sie wurden nicht für die Bewertung der Qualität und der Lei-
stungen einzelner Forschender konzipiert und mehrheitlich als dafür unge-
eignet angesehen, aber dennoch häufig hierfür verwendet. Zudem macht
der JIF keine Aussagen zu anderen Aspekten der Forschung, insbes. nicht
zu deren Wirkung auf die Lehre, die Innovation oder auf die Zukunfts-
fähigkeit der Gesellschaft. Auch alternative Metriken (Altmetrics) unterlie-
gen teilweise denselben und weiteren Schwierigkeiten (vgl. Wilhelm 2017,
S. 3). Die Debatte um die Verwendung des JIF als Indikator ist demnach
eingebettet in die etablierten Diskurse um „publish or perish“ und um die
Qualität wissenschaftlicher Forschung (vgl. Krempkow u.a. 2013, S. 43f).

7 Letztlich zeichnet sich eine hohe Qualität auf Hochschulebene dadurch
aus, dass Qualität nicht nur in einzelnen Lehrveranstaltungen oder einzel-
nen Studiengängen bzw. Forschungsprogrammen vorhanden ist. Vielmehr
sollte dies nicht nur einzeln für sich stehen, sondern verbundene Teile
eines Ganzen sein, welche Synergiewirkungen aufweisen und sich gegen-
seitig zu Weiterentwicklungen anregen. Pasternack (2004, S. 7) beschreibt
dies als die einen Gegenstand ganzheitlich durchformende Güte als „Qua-
lität zweiter Ordnung“, die sich im Gegensatz zur „Qualität erster Ord-
nung“ (bei der es um diverse Einzeleigenschaften gehe) nicht beschrei-
bend standardisieren lasse (vgl. ausführlicher Krempkow 2007, S. 21f).

8 Empirischen Studien zufolge (vgl. Frisch 2019) verblieben die Daten in den
meisten Fällen bislang noch entweder auf dem Dienstrechner, privaten
Rechner oder einem externen Datenträger. Hinderungsgründe für die Nut-
zung waren für rund viele der Befragten nach eigener Angabe geringe
Kenntnisse über Forschungsdatenmanagement, aber auch Ungewissheit
über die rechtliche Lage und fehlende Ressourcen zur sachgemäßen Um-
setzung.

9 Oft existieren zumindest zu einem Teil der Fragestellungen bereits Erhe-
bungen, so dass sich neue Erhebungen dann nicht nur auf die vorhandene
Erfahrungen stützen können, sondern auch (besser) auf noch nicht erhobe-
ne Aspekte fokussieren können (vgl. Krempkow u.a. 2021). 
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gen der Hochschulen zur weiteren Verbesserung der
Qualität der Hochschulbildung und der Lernergebnisse
der Studierenden sind zusätzliche Informationen erfor-
derlich. Und um ein umfassendes Bild der Bedingungen
zu zeichnen, unter denen eine einzelne Hochschule ar-
beitet, müssen die Absolvent*innenbefragungen auch
alle relevanten Determinanten des Arbeitsmarkterfolgs
erfassen, wie etwa eine starke oder schwache regionale
Wirtschaft oder den sozioökonomischen Hintergrund der
Absolvent*innen selbst. All diese Faktoren können sich
auf den Arbeitsmarkterfolg der Absolvent*innen auswir-
ken (Krempkow u.a. 2010). Die Studienzeit, die die Ab-
solvent*innen aufwenden mussten, um ihr Studium ab-
zuschließen, steht ebenfalls im Mittelpunkt vieler Diskus-
sionen über die Effektivität der Hochschulbildung, wobei
davon ausgegangen wird, dass eine möglichst kurze
Dauer für den Abschluss des Curriculums ein starker Indi-
kator für gut konzipierte und durchgeführte Studiengän-
ge ist. Die vielfältigen Einflussquellen auf die für das Stu-
dium benötigte Zeit (vgl. Krempkow 2020) müssen je-
doch sorgfältig berücksichtigt werden, wenn sie als Indi-
kator für die Leistungsmessung verwendet werden, um
Fehlinterpretationen und fehlgeleitete Managementent-
scheidungen zu vermeiden (Pohlenz 2018). 

6. Ausblick: Neue Herausforderungen für die
Qualitätssicherung in einer digitalen Ära 

In den letzten zwei Jahren hat die Pandemie die Routi-
nen der Hochschulbildung in rasantem Tempo verändert
und damit neue Herausforderungen für die Qualitätssi-
cherungspraxis geschaffen. Fast über Nacht mussten digi-
tale Lehr- und Lernangebote und neue Beurteilungsmodi
aufgrund des Lockdowns eingeführt werden. Nur eine
Minderheit der Hochschulen war auf eine solche Störung
angemessen vorbereitet, das Hochschulsystem in Gänze
musste sich daher in sehr kurzer Zeit anpassen. Die De-
batte über Online-Lernangebote und die Online-Prü-
fungsverfahren von Studierenden sowie deren Vor- und
Nachteile ist zwar nicht neu. Die Situation Anfang 2020
hat jedoch die Mitglieder der Hochschulen vor Ort mit
einer digitalen Zukunft konfrontiert und diese Zukunft
greifbar gemacht. Was könnte man im Einzelnen als Vor-
und Nachteile der digitalen Hochschulbildung betrach-
ten? Man könnte behaupten, dass die Möglichkeit, den
Zugang zu Zielgruppen zu erweitern, die von der her-
kömmlichen Präsenzhochschule aufgrund ihrer Leben-
sumstände nur schwer erreicht werden können (Eltern,
erwachsene Lernende usw.), ein Vorteil der digitalen
Hochschule ist. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass die
Hochschule als digital vernetzte Institution ihre Funktion
als (physischer) Raum für den unmittelbaren Diskurs und
Disput sowie als Raum verliert, in dem Studierende mit
Forschenden und Lehrenden interagieren, die für sie in-
spirierende Vorbilder sind. Dies gilt auch für die Bewer-
tung der studentischen Leistungen. In dem Sinne, dass
sie als kritische Rückmeldung über die Lern- und Arbeits-
leistungen der Studierenden fungieren, sind Bewertun-
gen ein Teil des wissenschaftlichen Diskurses und der
Kommunikation und als solche ein integraler Bestandteil
der akademischen Persönlichkeitsbildung. Sie können
daher nicht auf die Funktion der Validierung von Lerner-

gebnissen zum Zweck des Sammelns möglichst vieler Lei-
stungspunkte in einem möglichst kurzen Zeitraum be-
schränkt werden. 
Beide Perspektiven auf die digitale Hochschule sind be-
denkenswert, dennoch ist zu erwarten, dass mögliche Ri-
siken im Zuge weiterer Innovationen im Bereich digitaler
Bildungstechnologien und virtueller Kommunikation ab-
gemildert werden. Nicht zuletzt die Reaktionen auf den
Lockdown in der Pandemie-Situation haben gezeigt, dass
digital vermittelte Kommunikation teilweise ein Ersatz,
sowohl für Kommunikationsanlässe in der Lehre, als auch
in der Forschung sein kann. Dessen ungeachtet bestehen
natürlich weitere Verbesserungspotenziale der derzeit
verfügbaren Tools und Geräte. Dennoch lohnt es sich,
diese Entwicklungen nicht nur im Lichte dessen zu be-
trachten, was technisch machbar ist oder sein wird. Bei
der Entwicklung von Szenarien für die (digitale oder ana-
loge) Hochschule der Zukunft sollte man auch immer die
Rolle der Hochschulbildung und die Rolle der Entwick-
lung eines akademischen Bewusstseins bei den zukünfti-
gen Akademiker*innen für einen breiteren gesellschaftli-
chen Zweck in Betracht ziehen. 
Bei der weiteren Erforschung dieser Entwicklung sind
wiederum die Mikro-, Meso- und Makroebene zu
berücksichtigen, die als hilfreiche Perspektive zur Syste-
matisierung der komplexen Beziehungen zwischen
Hochschulen und ihren Zielgruppen dienen können. 

Beziehungen zwischen Hochschulen und ihren Zielgrup-
pen auf drei Ebenen: 
• Auf der Mikroebene geht es bei der Einbindung digita-

ler Lernumgebungen in eine didaktisch zeitgemäße
Lehre und die Bewertung der Studierenden und um
eine kontinuierliche Professionalisierung der einzelnen
Lehrenden (und auch Lernenden). Dabei stellt sich die
Frage, was getan werden muss, um die digitalen Kom-
petenzen zu verbessern und wie die Qualität entspre-
chender Weiterbildungsinitiativen gesichert ihrerseits
werden kann. Darüber hinaus müssen neue Kriterien
für die Entwicklung von Qualität in Lehr- und Lernpro-
zessen unter einem „digitalen Paradigma“ weiter aus-
gearbeitet werden.

• Auf der Mesoebene der Hochschule könnte man er-
warten, dass sich die Errungenschaften der Organisati-
on im Hinblick auf die Verbesserung der digitalen In-
frastrukturen als neue Unterscheidungsmerkmale er-
weisen werden, die die leistungsfähigen Hochschulen
von denen unterscheiden, die auch auf längere Sicht
nicht genutzte Potenziale aufweisen. Auch im Bereich
Forschung hat die Übertragung der Konzepte des Qua-
litätsmanagements – über die zuvor bereits implizit
etablierten Verfahren und Strukturen hinaus – zu wei-
teren funktionalen Differenzierungen und Spezialisie-
rungen geführt. In diesem Sinne könnten die digitalen
Technologien und die Fähigkeiten der einzelnen Hoch-
schulen neue und andere Formen des Wettbewerbs
zwischen den Einrichtungen und/oder den Hochschul-
systemen anregen. 

• Auf der Makroebene schließlich muss die Rolle der
Hochschulen für die Entwicklung der Gesellschaft in
einem digital veränderten Umfeld möglicherweise neu
überdacht werden. Die Wissenschaft als solche war
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schon immer ein global vernetztes Unterfangen. In
diesem Sinne sind die Möglichkeiten der weltweiten
Kommunikation und Kooperation, die die Wissen-
schaft mit Hilfe digitaler Formate genießt, eher eine
schrittweise Entwicklung, als eine grundlegende. Viel-
mehr könnte man sagen, dass, wenn Forschungspro-
bleme mit Hilfe global vernetzter Forschungsgemein-
schaften, in denen sich alle Arten von Fachwissen zu-
sammenschließen können, in kurzer Zeit gelöst wer-
den können, ein erheblicher Nutzen für die gesell-
schaftliche Entwicklung durch die Forschung erzielt
werden kann. Dies könnte durch eine stärkere Digitali-
sierung der Forschung, um ihr stärker zu nutzen, z.B.
durch einen deutlichen Ausbau von Open Science
oder als ein Zwischenschritt von Online-Repositorien
und digitales Forschungsdatenmanagement noch
deutlich befördert werden. So könnte es künftig das
Qualitätsprofil einer Hochschule ausmachen, dass es
an einer Hochschule „zum guten Ton“ gehört, sämtli-
che Forschungsdaten (spätestens nach Veröffentli-
chung entspr. Artikel, Bücher o.ä.) der Scientific Com-
munity zur Verfügung zu stellen. Auch im Bereich der
Lehre ist es möglich, während der Pandemie ent-
wickelte neue Angebote weltweit zu nutzen – so z.B.
zur Förderung digitaler Kompetenzen, oder zur besse-
ren Wahrnehmung sozialer Verantwortung in digitalen
Umgebungen – wie z.B. Massive Open Online Courses
(MOOCs) der Universität Graz zeigen (Ebner/Hohla
2021; Ebner 2021). Hier könnten durch Austausche
von Angeboten deutlich schneller und ggf. bessere An-
gebote verfügbar gemacht werden als zuvor möglich.
Andererseits könnte im Bereich der Hochschulbildung
die zeit- und ortsunabhängige Verfügbarkeit von Bil-
dungsangeboten aber auch zu einer Herausforderung
für die gesellschaftliche Rolle der Hochschule werden.
Wenn die „digitale Hochschule“ ausschließlich als eine
Agentur konzipiert wird, die mit der Zertifizierung von
akademischen Abschlüssen beauftragt wird, die von
Anbietern in allen Teilen der Welt erworben wurden
(wie MOOCs), könnte sie ihre spezifische Bildungs-
funktion verlieren, die darin besteht, akademische Per-
sönlichkeiten über das Sammeln von Leistungspunkten
hinaus aufzubauen. Es wird davon ausgegangen, dass
für eine stärker wertegebundene akademische Bil-
dung, in der engagiertes Lernen oder Service Learning
als Ansätze zur Persönlichkeitsbildung gepflegt wer-
den, eine Verbindung der Hochschule mit den umlie-
genden Region erforderlich ist. Inwieweit vor der Pan-
demie so etwas aber tatsächlich stattfand und inwie-
weit dabei die beabsichtigten Effekte für die Persön-
lichkeitsbildung eintraten, darüber ist bislang kaum
etwas bekannt. Dies bleibt daher ein Desiderat.

Ein Zurück zur ausschließlichen Präsenz-Lehre wird es
vermutlich ohnehin nicht geben, da in einer Befragung
die Hochschulleitungen angaben, mit einem Rückgang
der Präsenzlehre auf unter 60% zu rechnen (Lübcke u.a.
2022), und zudem zumindest an einigen Hochschulen
große Teile der Lehrenden wie der Studierenden die Vor-
teile der Online-Lehre insbesondere bei großen Lehrver-
anstaltungen schätzen gelernt haben (vgl. Albrecht u.a.
2021; Schmidt u.a. 2021). Zukünftige Hochschulen müs-

sen also verschiedene Aufgaben ausbalancieren und
Wege finden, wie sie den unterschiedlichen Bedürfnissen
der verschiedenen Ziel- und Interessengruppen gerecht
werden können. 
Im vorliegenden Beitrag haben wir die Qualitätssiche-
rung im Hochschulbereich als ein Phänomen erörtert, das
in den verschiedenen Ebenen von Hochschulsystemen zu
beobachten ist, von der individuellen (Mikro-) über die
institutionelle (Meso-) bis zur gesellschaftlichen (Makro-)
Ebene. Eine solche Mehrebenenperspektive für Analysen
hilft, unterschiedliche Perspektiven und Entwicklungspf-
ade zu systematisieren. Diese Perspektive könnte auf die
jüngsten Entwicklungen angewandt werden, bei denen
Veränderungen in den Paradigmen der Hochschulgover-
nance (NPM) den Hintergrund für Neuanpassungen der
Qualitätssicherungsrahmen bilden. Der Mehrebenenan-
satz könnte auch für die Analyse aktueller Entwicklungen
in diesem Bereich fruchtbar gemacht werden, die durch
die Digitalisierung im Allgemeinen angestoßen und
durch die Pandemie-Situation im Besonderen sogar „an-
gekurbelt“ wurden. 
Wenn die Zukunft der Hochschule digital ist, ist zu er-
warten, dass Qualitätssicherung und Bewertung der Stu-
dierenden letztendlich zusammenwachsen werden: Die
Modalitäten, die Hochschulen zur Bewertung von
Lernergebnissen anwenden, werden einen wesentlichen
Teil ihrer Fähigkeiten ausmachen, mit digitalen Technolo-
gien für die Zwecke des Hochschulmanagements umzu-
gehen, einschließlich Lernanalysen, Beratungsdiensten
und der Bereitstellung von individualisierten und perso-
nalisierten Dienstleistungen für die Hochschulbildung –
und voraussichtlich künftig auch für die Forschung.

Das Literaturverzeichnis zu diesem Beitrag finden Sie
unter folgender DOI:
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.32782.64329
und auf der Verlagswebseite unter:
www.universitaetsverlagwebler.de/Forschung
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Call for Papers der Zeitschrift 
„Personal- und Organisationsentwicklung in Einrichtungen der Lehre und Forschung“ 

für das Themenheft „FH-Personal-Programm“

Hochschulen für angewandte Wissenschaften (HAW) bzw.
Fachhochschulen (FH) haben angesichts eines Mangels an
qualifizierten Bewerber:innen vielerorts große Schwierigkei-
ten, ausgeschriebene Professuren zu besetzen1. Mit dem
„Programm zur Förderung der Gewinnung und Entwicklung
von professoralem Personal an Fachhochschulen (kurz: FH-
Personal)“ fördern Bund und Länder2 daher seit 2021
Bemühungen der Hochschulen, durch innovative Maßnah-
men eine nachhaltige Steigerung der Bewerbungen auf FH-
Professuren zu bewirken. Neben der Qualifizierung und Re-
krutierung von berufungsfähigem Personal soll die Hoch-
schul-Professur als attraktive Karriereoption offensiv bewor-
ben und das Profil der Hochschulen als Arbeitgeberinnen
sichtbar geschärft werden.

Seit 2021 werden an 64 Hochschulen die in einer Konzept-
phase erarbeiteten Maßnahmen im Rahmen einer ersten Pro-
jektrunde gefördert. Seit 2023 werden weitere 34 Hochschu-
len im Rahmen einer zweiten Projektrunde gefördert. Die
Konzepte und Instrumente der Hochschulen schließen dabei
zum einen an (bisher hauptsächlich an Universitäten geführte)
Diskurse zur verbesserten Strukturierung und Planbarkeit von
Karrierewegen in der Wissenschaft an3; zum anderen werden
bei Maßnahmen, die bspw. dem Marketing und Employer
Branding dienen, Konzepte aus der Personal- und Organisati-
onsentwicklung der Industrie aufgegriffen, mit denen einem
„War for Tal ents”4 begegnet werden soll. Der Transfer solcher
Diskurse und Konzepte auf den Hochschulkontext erfordert
eine präzise Analyse der bisherigen Umsetzungsbedingungen,
die neben Erfolgsgeschichten naturgemäß auch von Heraus-
forderungen und Misserfolgen geprägt sein können.

Nach zwei Jahren FH-Personal soll nun ein erstes Resümee
gezogen werden. Mit einem Themenheft in der Zeitschrift
Personal- und Organisationsentwicklung möchten wir den
Erfahrungen und Erkenntnissen der FH-Personal-Projekte
Raum geben und diskutieren, welche Konzepte und Maß-
nahmen sich in spezifischen Hochschulkontexten bereits be-
währen konnten – und welche nicht. Darüber hinaus möch-
ten wir, im Sinne eines wechselseitigen Lernprozesses, eine
Diskussion darüber eröffnen, inwieweit hochschulspezifi-
sche Erfahrungen und Erkenntnisse auch auf andere Hoch-
schulen übertragbar sind. 

Wir freuen uns über Beiträge zu folgenden Themen:
•   Employer Branding & Steigerung der Attraktivität als
    Arbeitgeberin
•   Rekrutierung von Bewerber:innen
•   Talent (Relationship) Management 
•   Implementierung von Schwerpunktprofessuren und 
    Tandem-Programmen
•   Aufbau von Promotionskollegs und anderen 
    Nachwuchsförderprogrammen
•   Weitere hochschulspezifische, innovative Konzepte

Beiträge für das Themenheft sollten diese Maßnahmen
und ihr Potenzial für den Hochschulkontext anhand der Er-
fahrungen aus der ersten Förderrunde des FH-Personal-
Projekts diskutieren. Wir freuen uns über gemeinsame
Beiträge von Hoch schulverbünden und hochschul -
übergreifenden Projekten.

Einreichen von Abstracts | Frist: 15.03.2023
Wir freuen uns über Ihr Abstract mit max. 250 Wörtern und
mit der Info, ob Sie einen Hauptbeitrag (25-30.000 Zei-
chen) oder einen Kurzartikel (11-20.000 Zeichen) schreiben
möchten und welchem der o.g. Themen sich der Beitrag
widmet, an professoRTalent@reutlingen-university.de bzw.
URL zu Easychair o.ä. Eine Rückmeldung erfolgt bis zum
31.03.2023. Die Auswahl erfolgt nach Themenvielfalt, In-
novationscharakter und regionaler Verteilung. 

Einreichen der Beiträge | Frist: 15.06.2023
Bitte beachten Sie die Autor:innen-Hinweise vom UVW.
Ihre Beiträge werden in einem Peer-Review-Verfahren be-
gutachtet. Weitere Informationen zum Einreichen der
Beiträge erhalten Sie nach einer Zusage.

Herausgeber:innen der Zeitschrift Personal- und Organisati-
onsentwicklung: Fred Becker, Prof. Dr., Universität Bielefeld |
Anke Diez, Dr., Karlsruher Institut für Technologie | Melanie
Fritscher-Fehr, Dr., Universität Freiburg i. Br. | Jana Giesel-
mann, Dr., Universität Bielefeld | Korinna Strobel, Dr., Helm-
holtz-Gemeinschaft Berlin | Andreas Tesche, Universität Ro-
stock | Wolff-Dietrich Webler, Prof. Prof. h.c. Dr., University of
Bergen/Norway & Institut für Wissenschafts- und Bildungsfor-
schung Bielefeld (IWBB) | Silke Weisweiler, PD Dr., Landeskir-
chenamt der Evangelisch-Lutherischen Kirche Bayern
Herausgeber:innen des Themenhefts: Petra Kneip, Prof. Dr.;
Stefanie Kröner, Dr.; Louisa Söllner, Dr. & Gabriela Tullius,
Prof. Dr., Hochschule Reutlingen | Thorben Sembritzki, Dr.,
Ostfalia Hochschule | 
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1 In der Smitten, S./Sembritzki, T./Thiele, L./Kuhns, J./Sanou, A./Valero-
Sanchez, M. (2017): Bewerberlage bei Fachhochschulprofessuren (BeFH-
Pro). (Forum Hochschule 2017). Hannover. 

2 GWK (2018): Vereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel
91b Absatz 1 des Grundgesetzes über ein Programm zur Förderung der
Gewinnung und Entwicklung von professoralem Personal an Fachhoch-
schulen vom 26. November 2018 BAnz AT 21.12.2018 B11. Personal-
FH.pdf (gwk-bonn.de) (02.11.2022)
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des Bund-Länder-Projekts FH Personal.
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HSW 5/2022
Internationalisierung von 
Hochschulen

HSW-Gespräch mit Joybrato 
Mukherjee zum Stand der 
Internationalisierung an deutschen
Hochschulen

Peter-André Alt & Marijke Wahlers
Resiliente Internationalisierung. 
Zur Zukunft hochschulischer 
Internationalisierungskonzepte im
Zeichen der gesellschaftlichen 
Zeitenwende

HSW-Gespräch zwischen Markus
Symmank und Wolff-Dietrich 
Webler zu internationalen Studie-
renden an deutschen Hochschulen –
insbesondere in Bielefeld und der
Region Ostwestfalen-Lippe (OWL) 

Maxi Kupetz
Zur Rolle von Studienkollegs für die
Entwicklung sprachlich-
kommunikativer und fachlicher
Kompetenzen internationaler 
Studieninteressierter und 
Studierender

Jan Lauer
Wissenschaftsmanagerinnen und
Wissenschaftsmanager als inneror-
ganisationelle Grenzstellen?
Ein Diskussionsbeitrag zur 
Bestimmung des 
Wissenschaftsmanagements an
deutschen Universitäten

HM 3+4/2022

Vitali Altholz & Sylke Behrends
Nutzung von Webcams in der Lehre

Ulrike Morgenstern & 
Annette Rustemeier-Holtwick
Hybride Lehre an Hochschulen des
Gesundheitswesens

Susan Harris-Hümmert & 
Marvin Roller
Im internationalen Studiengang
während einer Pandemie studieren

Franziska Schröter
Digitalisierung als Chance für die
Geisteswissenschaften in der 
Pandemie

Michaela Schaffhauser-Linzatti,
Irene Kernthaler-Moser & 
Luise Pestel
Virtuelle Meetings

Jonathan Biehl, Max Fella & Jutta
Stumpf-Wollersheim
Geschlechterneutrale Sprache als
Anwerbemittel für den
wissenschaftlichen Nachwuchs?

Christian Ganseuer & 
Karoline Spelsberg-Papazoglou
Reifegradermittlung von Diversity
Management an Hochschulen

Lilo Seyberth
Auswirkungen von COVID-19 auf
Lehre und Arbeitsweise

Gregor Brüggelambert
Internationale 
Hochschulpartnerschaften und 
-netzwerke

P-OE 3+4/2022
Tenure-Track-Professur und 
akademische Karrierewege

Inga Freienstein & Florian Mundt
Planbarkeit und Transparenz im
Tenure-Track-Verfahren

Sibylle Detel & Rebecca Thier-Lange
Personalauswahl und damit 
verbundene Herausforderungen

Eva Didion et al.
Tenure-Track neu gedacht

Nicole Thaller et al.
Internationale Attraktivität der
deutschen Tenure-Track-Professur

Alexandra Franke-Nanic et al.
Implementierung einer 
Handreichung für standardisierte 
Statusgespräche

Krischan Brandl et al.
Fachliche und überfachliche 
Kompetenzen in der Wissenschaft

Isabel Fuchs et al.
Neue Führungskultur?

Korinna Strobel et al.
Was ist hier eigentlich der Job? 
Aufgabenfelder von Führung in der
Wissenschaft und ihre Vermittlung

Julia Dreher et al.
Kompetenzmodell für Führung – 
ein Praxisbericht

Christine Müller & Maren Praß
Neue akademische Karrierewege
neben der Professur

Hanna Kauhaus
Unbefristet im akademischen 
Mittelbau
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ZBS 4/2022
Studienberatung in der 
Zwischenzeit!?"

Gut beraten!? – Vier aus der 
Zwischenzeit. Präsenz, digital oder
hybrid? Wie sieht die Zukunft der
Beratung aus? Ein asynchrones 
analog-digitales Gespräch mit 
Martin Scholz, Malte Hübner, 
Wiebke Lückert und Anja Staffler

Malte Hübner, Sophie Bartholome &
Christian H. Meyer
Podcasts in der Studienberatung –
Ein Werkstattbericht

Tanja Busse
Geflüchtete Studieninteressierte in
der Studienberatung

Panta rhei – alles fließt. Nach der
Pandemie ist vor der Pandemie? 
ZBS-Gespräch mit Dr. Jochen O. Ley
und Christiane Mateus Brinck

Karin Gavin-Kramer & 
Franz Rudolf Menne
Der Pädagoge und Psychologe 
Wilhelm Hehlmann und das 
Akademische Auskunftsamt der 
Universität Halle-Wittenberg 
(1930–1938)

Wilko Wittke
Das Dialogorientierte 
Serviceverfahren

Rumjana Slodička
Tagungsbericht der GIBeT-
Fachtagung @Berlin im 
September 2022

QiW 3+4/2022
Qualität der Nachwuchsförderung
und die kooperative Promotion

Axel Gürtler & René Krempkow 
Sechs Thesen zur Erhöhung der
Chancengerechtigkeit von 
(Nachwuchs-)Forschenden

Antje Wegner
Promotionen an Hochschulen für
angewandte Wissenschaften

Anne König
Das geltende Promotionsrecht
verstärkt soziale Ungleichheiten

Axel Gürtler & Renè Krempkow
Sechs Thesen zur Erhöhung der
Chancengerechtigkeit von 
(Nachwuchs-)Forschenden“ 

René Krempkow
Konzeption und Ergebnisse eines
„Migrations-Bildungstrichters“ für
Deutschland

Alexandra Glück & Paul-Hermann
Balduf
Fallbeispiele der Promotions -
bedingungen an der Humboldt-
Universität zu Berlin

Christian Leder
Zur Situation in Schweiz: 
Kooperative Doktorate als 
pragmatischer Kompromiss

Friedrich Roithmayr
Architekturkonzept eines 
Qualitätsmanagement-Systems
für Hochschulen
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Hartmut von Hentig (Jg. 1925) darf als der
bedeutendste und innovativste deutsche
Pädagoge des letzten Drittels des 20. Jahr-
hunderts gelten. Zudem hat er sich durch
sein bildungspolitisches und bürgerschaftli-
ches Engagement einen Namen gemacht
und wird als ein universell an Kultur interes-
sierter Literat und sprachmächtiger Redner
und Erzähler überaus geschätzt. Beein-
druckend ist so die große, ihresgleichen su-
chende Zahl an Veröffentlichungen. Dieses
Lebenswerk würdigt Erhard Wiersing, der
Autor dieses Essays, in einem kritischen
Durchgang durch die am meisten beachteten
Schriften Hentigs. Es wird dabei ein großer
Bogen geschlagen von seinen (Schul-)Erfah-
rungen in Kindheit und Jugend über seine
Schulkarriere als Lehrer für Alte Sprachen an
einem Landerziehungsheim und einem Gym-
nasium, seine Professur für Allgemeine
Pädagogik an der Universität Göttingen und
die Konzipierung, Gründung und Leitung
zweier Versuchsschulen an der Universität
Bielefeld bis schließlich zu seinem Verständ-
nis der bildungstheoretischen Bedeutung
des klassischen Altertums.
Indessen aber war Hartmut von Hentig – die-
ser über die Jahrzehnte allseits anerkannte
und mit einer Vielzahl von Preisen ausge-
zeichnete Wissenschaftler, bildungstheoreti-
sche und -politische Vordenker, Begründer
einer Pädagogik und praktische Pädagoge –
im März 2010 in die Schlagzeilen geraten,
als sich herausstellte, dass sich sein langjähri-
ger Freund Gerold Becker zur Zeit seiner
Schulleiterschaft am Landerziehungsheim Odenwaldschule zwischen 1971 und 1985 an Schülern vergangen
hat, und als daraufhin ein Journalist in der Süddeutschen Zeitung die Vermutung aussprach, dass er davon ge-
wusst haben müsse. Diese Unterstellung hat Hentig sofort und entschieden zurückgewiesen und darüber auch
mehrere Erklärungen abgegeben. Da dem aber in der Öffentlichkeit nur zum Teil geglaubt worden ist, hat er zur
Wiederherstellung seiner Glaubwürdigkeit in seinem Buch „Noch immer Mein Leben“ (2016) nochmals die
Gründe für seine damals gegenüber dem Freund gehegte Arglosigkeit ausführlich dargelegt. Dem ist Erhard
Wiersing in einer gründlichen Recherche nachgegangen. Im Ergebnis hält er alle Hartmut von Hentig gemach-
ten Unterstellungen für grundlos. Und weil auch nach zehn Jahren keiner der Ankläger einen gegenteiligen Be-
weis hat erbringen können, fordert er die an der ungeprüften Verbreitung der rufschädigenden Behauptungen
beteiligten Presseorgane auf, ihr damaliges Verhalten auch formell zu bedauern und an der Rehabilitation Hart-
mut von Hentigs mitzuwirken. Darauf habe dieser auch ein Recht.

ISBN 978-3-946017-19-6, Bielefeld 2020, 429 Seiten, 59.90 Euro zzgl. Versand
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